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Aus der Geschichte des Wienflusses 


Zur Aufklärung der alten Sage von der „Klag”“ 


Nicht nur die Donau, auch der verhältnis- 
mäßig kleine Wienfluß ist in mannigfacher 
Beziehung mit der Geschichte unserer Stadt 
verknüpft, Aus weit zurückliegender Vorzeit 
weiß man zwar nichts Näheres über diesen 
Wasserlauf. Bloß dem geübten Auge des Geo- 
logen bietet sich bisweilen bei neuen Kanal- 
grabungen zufällig Gelegenheit, aus dem zu- 
tage geförderten dunkelgraubraunen Sand- 
Steingeschiebe auf die Lage eines alten, längst 
verlassenen Flußbettes der Wien oder zu- 
mindest eines ihrer ehemaligen Hochwasser- 
bereiche zu schließen. So konnte man bei- 
spielsweise vor etlichen Jahren bei Erdarbeiten 
in der Riemergasse in der Inneren Stadt am 
freigelegten Untergrund in der Tiefe von 
etwa drei Metern ‘solchen flachen Sandstein- 
schotter feststellen, der nach seiner Herkunft 
sicherlich aus dem westlichen Wienerwald 
stammt, wo sich auch heute noch das Einzugs- 
gebiet der Wien befindet. Daß dieses gewöhn- 
lich so friedlich dahinfließende Gerinne viele 
Jahrhunderte lang, bis zu den vor rund 
50 Jahren durchgeführten Schutz- und Regu- 
lierungsbauten sehr oft zu einem recht bös- 
artigen Wildwasser ausartete, ist bekannt. 
Andererseits aber war die Wien für unsere 
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Vorfahren von nicht geringem Nutzen, denn 
eine Reihe von Mühlen an ihren Ufern er- 
leichterte damals die Brotversorgung der 
Stadtbevölkerung. 

Ein anderer Umstand ist es, der angefangen 
vom Mittelalter die knapp vor den damaligen 
Stadttoren gelegenen Niederungen des Wien- 
flusses vom Gesichtspunkte der Heimatfor- 
schung zum Gegenstand interessanter Fest- 
stellungen macht: die Sage von der 
sogenannten „Klag“. 


Die Pestkugel... 


Eine von mehreren Schriftstellern (Richard 
und Auguste Groner, Anton Mailly und 
andere) festgehaltene, vielleicht schon auf ein 
halbes Jahrtausend zurückreichende Über- 
lieferung aus Wiens Vergangenheit, weiß von 
einer seltsamen Erscheinung zu berichten, die 
vom Volksmund den Namen „die Klag’“ er- 
hielt. Die Sage von der Klag’ war allerdings 
nicht nur den damaligen Wienern geläufig; 
auch in weiteren Gebieten unserer Heimat 
und selbst über die Grenzen des alten Öster- 
reich hinaus glaubte man seinerzeit an die 
Existenz eines Dämons, einer Spukgestalt, die 
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Die früheren Wienflußufer mit der alten Stubenbrücke 


bald als menschliches Wesen, bald als Tier, 
am häufigsten aber alseinefeurigeKugel 
angeblich in Erscheinung trat. Die Wiener 
Chronisten verstanden unter dem Ausdruck 
„Klag’“ zumeist ein letztgenanntes Gebilde, 
einen Feuerball, der in längeren oder kürzeren 
Zeitabständen wiederholt in der Umgebung 
des Wienflusses aufgetreten sein soll und bei 
Augenzeugen damals begreiflicherweise stets 
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Das Gänsehäufel 


Der Wiederaufbau des Gänsehäufels hat in 
der breiten Öffentlichkeit ein lebhaftes Interesse 
und freudige Erwartung hervorgerufen. Noch 
sind die Betonmassen der Fundamente für die 
künftigen Kabinen und Kästchenanlagen Feucht, 
noch frieren die vom kalten Vorfrühlingswind 
starren Hände der Bauarbeiter und noch wagt 
niemand die Prognose über die diesjährigen 
Sommerlaunen des Wetterherrgotts auszu- 
sprechen, aber schon stellen sich Sorgen ein, 
die eigentlich erst zu einem viel späteren Zeit- 
punkt befürchtet wurden. 

Wie erfreulich auch die Sehnsucht nach dem 
Wiedersehen mit dem wiederaufgebauten Gänse- 
häufel sein mag, scheinen die bereits vorliegenden 
Anmeldungen für Saisonkarten doch ein wenig 
verfrüht zu sein. Bei allem Respekt vor den 
Fortschritten der Instandsetzungen unserer 
Badeanlagen und vor dem Fleiß des heimischen 
Baugewerbes kann hier wieder einmal gesagt 
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Fortsetzung von Seite 1 


"Angst und Schrecken hervorrief. Unter an- 
deren Örtlichkeiten, an denen den Wienern 
die Klag' erschien, war es auch die Umgebung 
der inzwischen längst nicht mehr vorhandenen 
Schöffstraße (auch Scheffstraße genannt) mit 
“einer Wienbrücke vor dem Stubentor. So 
wird berichtet, daß man die Klag’ am Rande 
der Uferböschung des Flusses als feurige 
Kugel erblickt hätte, wo sie unter Aussendung 
von Funkenblitzen mit unheimlichem Geheul 
herabgerollt wäre, um dann im Wasser zu 
verschwinden. Anderweitige Schilderungen, 
die sich nicht auf Wiener Boden beziehen, 
behandeln Fälle, wo ein solcher Feuerball in 
einem geschlossenen Wohnraum beim Bett 
eines Schwerkranken oder im Sterbegemach 
und ähnlichem erschienen sei. Es ist selbst- 
verständlich, daß ein derartiges Vorkommnis, 
wo immer es sich zeigte, wegen seines rätsel- 
haften, geheimnisvollen Wesens als ein Un- 
heil, Krankheit oder Tod verkündendes Vor- 
zeichen gedeutet wurde. Erhielt doch ein 
solcher Feuerball seinerzeit auch den Namen 
„Pest-Kugel“. 

Als im Laufe des verflossenen Jahrhunderts 
die sich unfehlbar dünkende Wissenschaft von 
allem Aberglauben sich loszusagen bemühte, 
wurde von ihr auch die Erscheinung der 
Klag’ in das Reich der Sage verwiesen, Aller 
Volksglaube, der nur irgendwie seltsame Tat- 
sachen behauptet, wurde als leeres Hirnge- 
spinst abgetan. Nicht viel anders erging es 
dem erfolgreichen französischen Physiker 
Arago, als dieser im Jahre 1838 mit der 
Feststellung vor die Öffentlichkeit trat, daß 
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werden, daß die Illusionen den nüchternen Tat- 
sachen um etliche Nasenlängen zuvorgekommen 
sind. Das Gänsehäufelbad der Zukunft ist näm- 
lich ein großes Projekt mit einem Fassungsraum 
für 25.000 Gäste und einer Strandlänge von 
zwei Kilometern. Von Beginn an war es klar, 
daß dieses größte Bauprojekt am linken Donau- 
ufer nicht in einem einzigen Jahr realisiert 
werden kann. Wann das erste Baulos beendet 

sein wird, hängt auch nicht allein von den 
Materiallieferungen und von der Witterung des 
Frühlings ab, sondern nicht zuletzt von den 
Finanzierungsmöglichkeiten dieser Baustelle. 
Wenn alle Wünsche der Bauleitung in Erfüllung 
gehen, könnten bestenfalls erst gegen Saison- 
schluß die ersten Badelustigen auf einer etwa 
zu einem Drittel aufgebauten Anlage die. er- 
sehnten Mußestunden verbringen. 

Es gibt aber noch eine zweite Kategorie von 
Gänsehäufelinteressenten, für ‘die das Gewässer 
der Alten Donau in einer anderen Richtung 
seine Anziehungskraft ausübt. Den Verehrern 
von Sonne und Luft steht eine nicht kleinere 
Schar von Verehrern der Unternehmungslust 
egenüber. Die letzteren machen schon seit 

ochen dem Leiter der Magistratsabteilung 44 
sein Ressort nicht gerade angenehm. Ginge es 
nach den Wünschen dieser Gesuchsteller, würde 
sich das Gänsehäufel in einen sommerlichen 
Kalvarienberg verwandeln, in ein Strandbad, in 
dem für Badende vor lauter Standeln und Buden 
kein Platz übrigbliebe. 

Gewiß haben die Bauherren auch bei der 
Planung der Anlagen das leibliche Wohl der 
Gäste berücksichtigt, allerdings ohne ein Strand- 
bad mit einer Mastanstalt zu verwechseln. Denn 
trotz der respektablen Ausmaße des künftigen 
Bades werden manche Gewerbetreibende gut 
tun, wenn sie diesen lieblichen Ort der Wiener 
mit weniger großen Augen betrachten. Das 
Gänsehäufel ist und bleibt nämlich, geographisch 
esehen, eine kleine Insel. Sie bleibt klein und 
escheiden auch in Hinblick auf die Verdienst- 
möglichkeiten. Sie bleibt der Badeort für die 
arbeitende Bevölkerung, die hier in ihrer Frei- 
zeit Erholung finden wird. —lach 


sich die elektrischen Entladungen bei Ge- 
wittern bisweilen nicht, wie gewöhnlich, als 
langer Blitzfunke, sondern in der Gestalt 
einer sich mehr oder weniger langsam be- 
wegenden, freischwebenden feurigen Ku- 
gel offenbaren. Arago fand mit dieser Be- 
hauptung anfangs keinerlei Glauben, und 
man hielt seinen Bericht über Blitze in Kugel- 
form für bloße Phantasie. Viele Jahrzehnte 
vergingen, bis sich die zünftigen Forscher- 
kreise dazu beauemten, die Entdeckung 
Aragos gelten zu lassen. 


...ist ein Kugelblitz 


Entkleidet man nun die vorgenannten über- 
lieferten Schilderungen von der Klag' ihres 
phantastischen Beiwerks, so wird offenbar, 
daß sie dieselben Vorgänge behandeln, die 
als erster Arago eben als Kugelblitz er- 
kannt und beschrieben hat. Im übrigen 
müssen wir unsere Vorfahren geradezu be- 
wundern, in welch treffende Ausdrücke sie 
ihre Wahrnehmungen über Kugelblitzerschei- 
nungen zu kleiden wußten. Heutzutage würde 
ein moderner Gewitterforscher eine solche 
Beschreibung kaum besser abfassen können: 
er wird aber auch keinen Augenblick daran 
zweifeln, daß nach jenen alten Schilderungen 
die sagenhafte Klag’ tatsächlich mit einem 
Kugelblitz identisch ist, der mit seinem ganzen 
unberechenbaren, förmlich launenhaften Ver- 
halten einem überraschten Beobachter leicht 
den Eindruck zu erwecken vermag, wie wenn 
man es mit einem wesenhaften Gebilde mit 
eigenem Willen zu tun hätte. Die moderne 
Naturforschung verfügt heutzutage schon 
über viele Hunderte von Kugeiblitzbeobach- 
tungen; in dieser Reihe findet man die ver- 
schiedenartigsten Beschreibungen von Kugel- 
blitzen, Schon der Beg:nn einer solchen Er- 
scheinung ist wegen deren Unmittelbarkeit 
meist verblüffend. Nicht immer tritt sie in 
Verbindung mit schweren Gewittern auf, 
sondern nicht selten bei strahlendem Sonnen- 
schein und nur mit wenigen Wolken bedeck- 
tem Himmel. Am sonderbarsten ist es, wenn 
sich in einem Wohnzimmer am Ofen oder 
etwa in einer Küche auf der eisernen Herd- 
platte plötzlich ein glühender Ball, dessen 
Größe zwischen einem kleinen Apfel und 
einem menschlichen Kopf liegt, entwickelt, 
dann freischwebend sich herumbewegt um 
schließlich entweder lautlos sich wieder in 
Nichts aufzulösen oder aber unter furcht- 
barem Donnerschlag Gegenstände in näherer 
oder auch weiterer Entfernung in Brand zu 
setzen, zu zertrümmern oder sogar Menschen 
oder Tiere zu töten. Im freien Gelände kann 
ein solcher Kugelblitz entweder am Erdboden, 
auf einer Wiese, ja selbst auf der Oberfläche 
eines Teiches entstehen. In solchen Fällen 
kann sein Durchmesser mehrere Meter er- 
reichen. Die Farbe ist entweder gelblichrot 
oder aber bläulich durchscheinend. Häufig ist 
die Erscheinung von einem Sausen oder 
Zischen begleitet. Eigentliche Heuitöne wur- 
den an Kugelblitzen bisher zwar nicht wahr- 
genommen, doch macht es der schreckhafte 
Zustand, in den ein Beobachter beim Anblick 
eines solchen seltsamen Gebildes versetzt 
wird, leicht erklärlich, daß man auch Töne 
zu hören vermeint, die tatsächlich nicht vor- 
handen sind. 


Wieso „Klag’“? 
Im übrigen muß der Ausdruck „Klag’“ an 


sich überhaupt nicht auf eigentliche Klage- 
laute bezogen werden, Wenn man in ver- 


Gedenktage für April 


. Adolt von Sonnenthal, Schauspieler 
40, Todestag 
. Hansi Niese, Schauspielerin 15. Todestag 
, Wilhelm von Kaulbach, Maler 
, 75. Todestag 
. Ferdinand Winkler, Bildhauer 
70. Geburtstag 
. Eugen D’Albert, Komponist 85. Geburtstag 


. Oskar Maurus Fontana, Schriftsteller 
60, Geburtstag 


. Charlie Chaplin, Filmschauspieler 
60. Geburtstag 


125. Todestag 
80. Todestag 


. Lord Byron, Dichter 
. Carl Loewe, Komponist 


. Eleonore Duse, Schauspielerin 
25. Todestag 


. Guglielmo Marconl, Physiker und Erfinder 
75. Geburtstag 


‚ Theodor von Billroth, Univ.-Prof., Chirurg 
120. Geburtstag 


‚ Jean de Racini, Dramatiker 250. Todestag 


gangenen Zeiten erzählte, ein Geist habe „ge- 
klagt“, so wollte man damit nur "behaupten, 
„er habe sich angesagt“. Nach einem alten 
Volksglauben „klagt“ nächtlicherweile auch 
im nagenden Holzwurm, der Larve des Toten- 
käfers (Blaps mortisaga), ein Geist, um einen 
Sterbefall „anzusagen“, ähnlich wie cies beim 
Ruf des Käuzchens — „Komm mit!“ — der 
Fall ist. Dagegen dürfte die Geschichte des 
„Klagbaums auf der Wieden“, den ehemals 
von dichtem Weidengebüsch bestandenen 
Uferflächen des Wienflusses,, trotz der 
Namensgleichheit mit der vorgeschilderten 
„Klag”“ nicht in Beziehung stehen, Die An- 
nahme, aus dem hohlen Stamm jenes Baumes 
wäre ein Wehklagen zu hören gewesen, be- 
ruhte, wie sich damals bald herausstellte, auf 
einem Irrtum. Die „Klagbaum“-Symbolik im 
allgemeinen war weit verbreitet und ging auf 
einen ganz anderen Hintergrund zurück. Auf 
jeden Fall hat die jetzige Klagbaumgasse im 
4. Bezirk unserer Stadt mit der Sage von 
der „Klag'“ nichts zu tun, obschon es nicht 
ausgeschlossen sein mag, daß sich in letz- 
terer Gegend das eine oder andere Mal ein 
Kugelblitz zeigte. 


Beispiele aus der Gegenwart 

Dafür gibt es andererseits in der jüngsten 
Geschichte unserer engeren Heimat einwand- 
frei bezeugte Fälle von Kugelblitzen. Vor 
vielen Jahrzehnten wurde auf den Abhängen 
des Kahlenberges nahe der Strecke der da- 
maligen Zahnradbahn ein Kugelblitz be- 
obachtet. Später zeigte sich ein solcher ein- 
mal auf einer Wiese bei Hadersfeld oberhalb 
Klosterneuburgs, der den auffallend großen 
Durchmesser von weit über einen Meter hatte. 

Fortsetzung auf Seite 4 


Stenographiewettbewerb 


Die Arbeitsgemeinschaft Stenographie_ des Bil- 
dungsreferates der Gewerkschaft der Gemeinde- 


bediensteten veranstaltet in 
Stenographie. 

Es wird durch drei Minuten hindurch In einer 
Geschwindigkeit von '120 Silben pro Minute auf- 
wärts diktiert, Über Wunsch kann an dem Wett- 
bewerb der nächst höheren Geschwindigkeit teil- 
genommen werden, wobei die Differenz von Stufe 
in Ir 20 Silben beträgt und kein Systemzwang 

esteht. 

Der Wettbewerb findet am Freitag, dem 25. März, 
um 17 Uhr, in der Schule, Wien 8, Zeltgasse 7, 
1. Stock, statt. 

Anmeldungen. sind schriftlich oder telephonisch _ 
bis längstens 24. März dem Kollegen Baumgartner, 
Bezirksvorstehung für den li. Bezirk, Teiephon 
Nr. U 12-5-75/18 in der Zeit von 8 bis 14 Uhr 
bekanntzugeben. Die schriftliche Anmeldung soll 
Namen, Dienststelle, eventuell Telephonnummer 
und die gewählte Geschwindigkeit enthalten. g 

Die Namen und Dienststellen der Preisträger 
werden veröffentlicht. 


ein Wettschreiben 
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Sportförderung durch Siadischulrat 


Die Abteilung III des Stadtschulrates für 
Wien hat sich entschlossen, den Sport auf 
eine breitere Basis zu stellen, da dieser an 
den Berufsschulen nicht obligatorisch ein- 
geführt ist. Die Schulgemeinde ist es, die 
den Schülerinnen und Schülern neben der 
kulturellen Betätigung die Möglichkeit eines 
geregelten Sportbetriebes gibt, Die Schüler 
sollen während ihrer Schuljahre an den 
Sport gebunden werden. Den Berufsschulen 
gehören 30.000 Schüler an, die damit ein 
unerschöpfliches Reservoir für den Sport 
darstellen. Hier haben alle Verbände die 
Möglichkeit, durch großzügige Unterstützung 
den so dringend notwendigen Nachwuchs 
sicherzustellen. 

Der Sportbetrieb, der auch im Winter 
weiter ausgebaut wurde, fand seinen Höhe- 
punkt in der ersten Schimeisterschaft der 
Wiener Berufsschulen in Türnitz. Die Ver- 
anstaltung, bei der 400 Läufer an den Start 
gingen, war die größte, die dieses Jahr in 
Österreich stattfand. 


Als Auftakt zur Sommerarbeit führt die 


Wohnungstausch immer beliebter 


Die Nummer 8 des „Amtlichen Wohnungs- 
tausch-Anzeigers“ ist erschienen. Das neue 
Heft weist diesmal mit 36 Seiten und mehr als 
1000 Einschaltungen den größten Umfang seit 
dem Bestehen des Tauschanzeigers auf. Die 
Rubriken sind übersichtlich geordnet und 
enthalten neben den Wiener Tauschangeboten 
auch Tauschangebote mit den Bundesländern 
und mit dem Ausland, Da der „Wohnungs- 
tausch-Anzeiger“ nun nicht nur in Wien, son- 
dern auch in den Bundesländern gelesen wird, 
ergeben sich um so günstigere Möglichkeiten 
für einen Wohnungstausch. 

Das Heft enthält ferner einen Artikel des 
Leiter des Wohnungstauschreferates, Gustav 
Hoffmann, der den gegenwärtig äußerst 
starken Tauschen mit Hauswartwohnungen 
Rechnung trägt und genaue Auskunft dar- 
über gibt, was bei einem solchen Tausch zu 
beachten ist. 

Die neue Nummer des „Wohnungstausch- 
Anzeigers“ ist zum Preise von 1 Schilling im 
Tauschreferat, I, Ebendorferstraße 2, sowie 
in den Bezirksstellen des Wohnungsamtes und 
in den Trafiken erhältlich. 


Österreichisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung 


Der soeben erschienene Monatsbericht Nr. 2 
des Österreichischen Instituts für Wirtschafts- 
forschung bringt unter dem Titel „Gute Start- 
bedingungen für die Wirtschaft im Frühjahr“ 


Wie adoptiert man ein Kind? 


Das „Amtsblatt der Stadt Wien“ 
brachte in einer seiner letzten Nummern einen 
Artikel, der bei den Lesern ein außerordent- 
lich erfreuliches Echo gefunden hat. Er be- 
faßte sich mit einer der traurigsten Nach- 
kriegserscheinungen: mit den sogenannten 
„Soldatenkindern“, Die Redaktion freut sich, 
daß der Bericht über das „Haus der un- 
bekannten Väter“ bei so vielen Wiener 
Ehepaaren den Wunsch aufkommen ließ, ein 
Kind zu adoptieren. Alle diejenigen, die sich 
in den letzten Tagen in der Redaktion des 
Amtsblattes über die Vorgänge bei Adop- 
tionen von Kindern erkundigten, verweisen 
wir an das 


Jugendamt der Stadt Wien, I, Rathaus- 
straße 9, wo bereitwilligst nähere Auskünfte 
erteilt werden. Telephon: B 40-500, Klap- 
pe 422. 


Schulgemeinde der Wiener Berufsschulen 
(Sportreferat) mit Unterstützung des Öster- 
reichischen Leichtathletikverbandes Sams- 
tag, den 23. April, auf dem Cricketplatz 
im Prater einen Frühjahrswaldlauf durch, 
an dem alle Berufsschüler teilnehmen 
können, 


Die im Herbst begonnene Fußballmeister- 
schaft, in der mehr als 100 Mannschaften 
spielen, wird im Frühjahr zu Ende geführt, 


Während der vergangenen Monate wurde 
der Sportbetrieb immer weiter ausgebaut. 
Besonders die Judo-, Boden- und Kunstturn- 
gruppen, aber auch die Hallenspiele er- 
freuten sich großer Beliebtheit. Die Eislauf- 
und Schwimmabende wurden von vielen 
hunderten Schülern besucht. 


Der Stadtschulrat hofft, von den zustän- 
digen staatlichen und städtischen Sport- 
stellen sowie von den Sportverbänden die 
notwendige "Unterstützung zu erhalten, um 
den Turn- und Sportunterricht noch weiter 
ausbauen zu können. 


einen Überblick über die gegenwärtige Wirt- 
schaftslage. Der Bericht hebt hervor, daß der 
Winter trotz: verschiedener Schwierigkeiten 
weitgehend störungsfrei überbrückt werden 
konnte, so daß günstige Startbedingungen für 
eine weitere wirtschaftliche Belebung im 
Frühjahr bestehen. 


Ein weiterer Aufsatz behandelt die inter- 
nationale Konjunkturlage. Nach der anhalten- 
den Hochkonjunktur und der inflationistischen 
Entwicklung in den ersten Nachkriegsjahren, 
zeichnen sich- in einzelnen Ländern (in den 
USA,,in Belgien und in der Schweiz) deutliche 
Symptome eines Konjunkturrückganges ab. 

Der Bericht enthält ferner Einzeldarstellun- 
gen der jüngsten wirtschaftlichen Entwick- 
lung auf dem Gebiet der Währung, des Geld- 
und Kapitalmarktes, der Preise, Lebens- 
haltungskosten, Löhne, der Ernährung, Land- 
wirtschaft, der Energiewirtschaft und der ge- 
werblichen Produktion, der Umsätze, der 
Arbeitslage, des Verkehrs und des Außen- 
handels sowie die neuesten österreichischen 
Wirtschaftszahlen. 
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| Wiener Notizen | 


Bischofsbrücke über die Liesing fertiggestellt 
Am Samstag, dem 19, März, wurde die Bischofs- 
brücke über die Liesing in Ober-Laa eröffnet. Es 
handelt sich dabei um eine Straßenbrücke im Zuge 
der Bischofsgasse, die als Langzeitprovisorium mit 
einer Stahlkonstruktion bis zur endgültigen Regu- 
lierung der Liesing den Straßenverkehr in Ober- 
Laa erleichtern soll. Die Eröffnung nahm Bürger- 

meister Dr. h. c. Körner vor, 


Schwimmhalle des Amalienbades wieder- 
eröffnet 


Der Betrieb in der Schwimmhalle des Wiener 
Amalienbades wurde wiederaufgenommen. Die 
Schwimmhalle ist Mittwoch bis Sonntag von 9 bis 
19 Uhr durchgehend geöffnet. 


Lungenheilstätte Baumgartner Höhe 


Das Anstaltenamt bittet die Wiener Bevölkerung 
bei Patientenbesuchen in der Lungenheilstätte 
keine Kinder mitzunehmen. 


Erstes Konzert der österreichischen Gesell- 

schaft für zeitgenössische Musik 

Die vor kurzem neugegründete „Österreichische 
Gesellschaft für zeitgenössische Musik“ veranstaltete 
Samstag, den 19. März, im Brahmssaal ihr erstes 
Konzert. Aus diesem Anlaß hielt der Vorsitzende 
der Gesellschaft, Prof. Alfred Uhl, einen kurzen 
Vortrag über die Ziele des Vereines. Aufgeführt 
wurden Werke österreichischer Gegenwartskompo- 
nisten, und zwar sowohl von bereits bekannten 
Tondichtern wie Lechtaler, Melichar, Rubin, Uhl 
als auch von jüngeren Komponisten wie Ernst 
Wampola und Jon Cubicec. Es wirkten mit: 
Kammersänger Dermota, Prof. Grete Hinterhofer, 
Prof. Dichler und ein Bläserensemble, dessen Ein- 
studierung Prof. Wlach besorgte. 


456 Schulleitersiellen sind 


ausgeschrieben 


Das Verordiltingsblatt des Stadtschulrates 
für Wien enthält die Ausschreibung frei- 
gewordener Schulleiterstellen im Schulbezirk 
Wien. Es werden insgesamt 120 Leiterstellen 
an Hauptschulen, 310 an Volksschulen und 
26 an Sonderschulen ausgeschrieben, 

Die Ausschreibung ist erst jetzt durch die 
gesetzliche Regelung des Dienstverhältnisses 
der Pflichtschullehrer möglich geworden. Be- 
merkenswert ist, daß zum erstenmal in 
Österreich sämtliche Schulleiterstellen unter- 
schiedslos für männliche und weibliche Lehr- 
kräfte zur Bewerbung freigestellt sind, 


Vierhunderiiausend ianzien 


ertrag für jede Veranstaltung. Auf die 


Die Magistratsabteilung 4, Vergnügungs- 
steuer, hat eine Übersicht aller bisher ab- 
gerechneten Tanzveranstaltungen des Fa- 
schings 1949 zusammengestellt. Endgültige 
Zahlen sind allerdings erst nach Eingang der 
letzten Abrechnungen möglich, 


Bis zum 11. März waren 1743 Bälle, Tanz- 
kränzchen und Hausbälle angemeldet. 
1316 Veranstaltungen, an denen zusammen 
308.615 Personen teilgenommen haben, 
wurden bisher abgerechnet. Dafür sind an 
Kartensteuer 799.339 Schilling, an Steuern 
von den verabreichten Speisen und Ge- 
tränken 111.477 Schilling und für Neben- 
belustigungen 29.173 Schilling, also zu- 
sammen 940.049 Schilling an Vergnügungs- 
steuer abgeführt worden. 


Bei Berücksichtigung der Gesamtzahl der 
Veranstaltungen kann angenommen werden, 
daß rund 400.000 Menschen in diesem 
Fasching das Tanzbein geschwungen haben, 
wofür mit 1,2 Millionen Schilling an 
Vergnügungssteuer zu rechnen ist. 
Hievon entfallen allein auf die Großbetriebe 
Messepalast-Festsaal, Konzerthaus und So- 
fiensaal bei insgesamt 88 Veranstaltungen 
130.000 Besucher mit einer Steuerleistung von 
573.000 Schilling. Im Durchschnitt sind das 
1500 Besucher mit 6500 Schilling Steuer- 


übrigen rund 1650 meist kleineren und 
kleinsten Veranstaltungen entfallen 270.000 
Besucher mit 627.000 Schilling Steuerleistung, 
das sind je Veranstaltung 160 Besucher und 
380 Schilling Vergnügungssteuer. 

Im allgemeinen sind etwa zwei Drittel der 
aufgelegten Eintrittskarten auch verkauft 
worden. 


Instandsetzungen von Amtshäusern 


In den Kriegsjahren wurde auch eine ganze 
Reihe von Wiener Amtshäusern durch Bom- 
bentreffer schwer beschädigt. In der letzten 
Sitzung des Gemeinderatsausschusses für Bau- 
wesen wurden nun weitere Beträge für den 
Wiederaufbau dieser zerstörten Amtshäuser 
genehmigt. 


Die umfangreichsten Instandsetzungsarbei- 
ten werden demnächst in den Amtshäusern 
auf dem Brigittaplatz im 20. Bezirk und „Am 
Spitz“ in Floridsdorf in Angriff genommen. 
Beide Bauvorhaben erfordern einen Aufwand 
von 2,230.000 S, Weiter werden die Kriegs- 
schäden an den Amtshäusern Gonzagagasse, 
Gatterburggasse, Enkplatz, Laxenburg und 
Mödling behoben. Insgesamt wurden mehr als 
4,000.000 S genehmigt. 


4 Nr 24 | 3. März 1949 


Fortsetzung von Seite 2 


Auch in der Semmeringgegend, in den Adlitz- 
gräben, trat einmal während eines schweren 
Gewitters ein Kugelblitz auf. Inmitten der 
Großstadt ist eine solche elekrische Feuer- 
kugel verbürgt, die am 20. November 1922 
während eines abendlichen, mit starkem 
Schneefall verbundenen Wintergewitters auf 
dem Dach des Hauses Tuchlauben 3 zu sehen 
war, Anscheinend hatte dieser Kugelblitz 
schon einige Stunden vorher einen Vorgänger 
gehabt, der von der Höhe .des Wilhelminen- 
berges aus über der Stadt wahrgenommen 
werden konnte. 


Auch das Jahr 1948 bescherte den Wienern 
zwei Kugelblitze, Am 29. September ent- 
wickelte sich ein solcher während eines von 
heftigem Platzregen begleiteten Gewitters in 
Hernals, Ecke Frauengasse-Haslingergasse, der 
in seinem auffallend raschen Gang verfolgt 
werden konnte, bis er sich unter einem ex- 
plosionsartigen Knall an einem geschlossenen 
eisernen Rollbalken auflöste. Weggerissene 
Mauerziegel, mehrere durchgeschmolzene 
Sicherungen in elektrischen Hausleitungen 
und ein kleiner Zimmerbrand blieben als 
mittelbare Spureri dieses vagabundierenden 
Gewitterbotens zurück. Ungefähr zur selben 
Zeit war auch in der Messerschmidtgasse in 
Währing ein Kugelblitz zu sehen, so daß es 
sich bei jenem Gewitter offenbar um zwei 
solcher Fälle handelte. 


Was man weiß 


Das einzige, was man seit Aragos Zeiten 
über das Wesen der Kugelblitze mit Sicher- 
heit weiß, ist, daß sie ein Vorgang elek- 
trischer Natur sind. Im übrigen steht aber 
auch die allermodernste Forschung hinsicht- 
lich des Problems des Kugelblitzes heute 
noch dort, wo ihn unsere Vorväter als die 
„Klag’“ beschrieben haben. Was seither noch 
dazukam, ist die Tatsache, daß eine kugel- 
blitzähnliche Erscheinung in der Luft beob- 
achtet wurde, als sich einmal in einem Elek- 
trizitätswerk in Norwegen an einem Gene- 
rator von 12.000 Amp£re Stromleistung eine 
Kurzschlußkatastrophe ereignete. Immerhin 
ist es sonderbar, daß unsere heutigen Natur- 
forscher, die über das Wesen so vieler 
tausende und selbst Millionen Lichtjahre von 
uns entfernter Himmelskörper wie auch über 
die Beschaffenheit der unvorstellbar kleinen 
Atomkerne oder selbst Atomkernbestand- 
teile bis in die feinsten Einzelheiten gehende, 
zuverlässige Aussagen zu machen wissen, für 
die Erscheinung eines Kugelblitzes, der sich 
unter Umständen in der Entfernung kaum 
eines Meters vom Beobachter abspielt, noch 
keine befriedigende Erklärung finden konnten. 

Erwähnt soll nur noch werden, daß es im 
Ausland vor etwa einem Jahrzehnt gelungen 
ist, in freier Natur entstandene Kugelblitze 
im Lichtbild festzuhalten. 

Für die Städtischen Sammlungen im Wiener 
Rathaus wäre es sicher von Wert, wenn sie 
in nicht zu ferner Zukunft in die Lage kämen, 
eine zufällig geglückte Originalaufnahme von 
einem der nächsten Besuche „der Klag'“ in 
in Wien zur Schau zu stellen. 


ARCHITEKT 
UND STADT: 
BAUMEISTER 


Amtsblatt der Stadt Wien 


Gemeinderat 
Protokoll der öffentlichen Sitzung vom ll. März 1949 


Vorsitzender: Bgm. Dr. h. ec. Körner. 


Schriftführer: Die GRe, Fischer und 
Ing. Rieger. 


1. GR. Lifka ist beurlaubt. Stadtrat Rohr- 
hofer und die GRe, Droz, Erber, Fritsch, 
Groß, Philomena Haas, Hummel, Lang, 
Mistinger, Dr, Prutscher, Schandara, Dr. Sos- 
winski, Wallaschek und Ing. Witzmann sind 
entschuldigt. 


2. Dem GR. Albrecht wird für die Zeit 
vom 8. März bis 8. Mai 1949 ein Krankheits- 
urlaub bewilligt. 


3, (Pr.Z. 437, P.23.) Der Bürgermeister 
teilt mit, daß Stadtrat Albrecht seine 
Stelle im Stadtsenat mit 8. März aus Ge- 
sundheitsrücksichten zurückgelegt hat. 


Der Gemeinderat beschließt mit der er- 
forderlichen Zweidrittelmehrheit, die auf der 
Tagesordnung stehenden Wahlen durch Ab- 
stimmung mittels Erheben der Hand vor- 
zunehmen. 


An Stelle des Stadtrates Albrecht wird 
GR. Leopold Thaller zum Stadtrat 
und zum amtsführenden Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe VIII, Wohnungs-, Siedlungs- 
und Kleingartenwesen, gewählt. 

StR. Thaller erklärt die Wahl anzu- 
nehmen und leistet das Gelöbnis im 
Sinne der $$ 37 und 34 der Verfassung der 
Stadt Wien, 


Der Bürgermeister 
Ansprache: 


Die soeben vollzogene Wahl gibt mir Ge- 
legenheit, Worte des Dankes an den bis- 
herigen amtsführenden Stadtrat für Woh- 
nungs-, Siedlungs- und Kleingartenwesen, 
GR. Gottfried Albrecht, zu richten. Wollte 
ich die Arbeit würdigen, die Stadtrat Al- 
brecht in den drei Jahren seiner Amts- 
tätigkeit geleistet hat, so müßte ich die ganze 
Größe der Schwierigkeiten aufzeigen, die auf 
dem Gebiete des Wohnungswesens als Erbe 
der Vergangenheit und als unmittelbare und 
mittelbare Wirkung des Krieges die Stadt- 
verwaltung und die Bewohner dieser Stadt 
belasten. 


Die Größe des Problems, mit dem wir auf 
diesem Gebiete zu ringen haben, ist nicht 
allein durch die furchtbaren Verluste an 
Wohnungen, durch die Zerstörungen des 
Krieges und durch die Inanspruchnahme von 
Wohnraum durch die Besatzungsmächte ge- 
geben, sondern schon durch die besonders 
schlechten Wohnungsverhältnisse Wiens, die 
auf die unsoziale Bauweise der Vergangenheit 
zurückzuführen sind. Diese durch die Bau- 
spekulation der Vorkriegszeit verschuldeten 
Verhältnisse haben bewirkt, daß in Wien 
keinerlei Reserve an Wohnraum vorhanden 
war, als die Bomben fielen, Die Auflösung 
aller Ordnungsgewalten beim Zusammen- 
bruch des Dritten Reiches haben auf dem 
Gebiete des Wohnungswesens ein rechtliches 
Chaos hervorgerufen, das von vielen Per- 
sonen ausgenützt wurde, um sich rasch und 
nicht immer berechtigt in den Besitz einer 
Wohnung zu setzen. Eine unübersichtliche 
Rechtslage hat die Schwierigkeiten, die der 
neuen Stadtverwaltung hier entgegentreten, 
noch vermehrt. 


Diesen gigantischen Problemen und Auf- 
gaben stand das Wohnungsamt der Stadt 
Wien seit Kriegsende gegenüber. Sie wurde 


hält folgende 


Ina. $ranz Gzernilofst 


verschärft durch das Zurückfluten von 
Emigranten und Flüchtlingen, deren Woh- 
nungen inzwischen in vielen Fällen verloren- 
gegangen sind. Die Wiederherstellung und 
der Wiederaufbau der kriegsbeschädigten 
Wohnungen, die von der Gemeinde Wien 
tatkräftigst gefördert wurden, konnten jedoch 
hauptsächlich nur den ' Vormietern zugute 
kommen. Erst die verstärkte Neubautätigkeit 
der Gemeinde, die länger als zwölf Jahre 
völlig stillstand, läßt eine. Erleichterung auf 
dem Wohnungsmarkt erwarten. 


Stadtrat Albrecht hat in dreijähriger mühe- 
voller Arbeit im Dienste der Wohnungs- 
bewirtschaftung in aufreibendster Arbeit für 
seine Vaterstadt seine Gesundheit geopfert 
und seine Nervenkraft verbraucht. Er 
scheidet aus seinem Amte gerade in einer 
Zeit, in der der Silberstreifen der Wohnbau- 
tätigkeit der Gemeinde am Horizont sicht- 
bar wird. Wenn ich soeben die Schwierig- 
keiten angedeutet habe, mit denen er und 
die Stadtverwaltung in den letzten drei 
Jahren zu ringen hatten, dann um die ganze 
Größe seiner Leistung aufzuzeigen. Ich 
glaube daher, die einmütige Zustimmung des 
Gemeinderates zu finden, wenn ich Herrn 
Stadtrat Albrecht für seine aufopfernde 
Tätigkeit den Dank und die Aner- 
kennung des Gemeinderates ausspreche. 


4. (Pr.Z. 557, P. 24.) An Stelle des GR. Thal- 
ler wird GR, Marek zum Vorsitzenden 
im Gemeinderat gewählt, 


s. (Pr.Z. 558, P. 25) Der Bürger- 
meister teilt mit, daß GR. Albrecht 
seine Stelle im Gemeinderatsausschuß für 
Wohnungs-, Siedlungs- und Kleingarten- 
wesen, Stadtrat Thaller seine Stelle im 
Gemeinderatsausschuß für Finanzwesen und 
GR, Wiedermann seine Stelle im Ge- 
meinderatsausschuß für baubehördliche und 
sonstige technische Angelegenheiten zurück- 
gelegt hat. 


Stadtrat Thaller wird zum Mitglied im 
Gemeinderatsausschuß für Wohnungs-, Sied- 
lungs- und Kleingartenwesen, GR. Wieder- 
mann zum Mitglied im Gemeinderatsaus- 
schuß für Finanzwesen und GR. Albrecht 
zum Mitglied im Gemeinderatsausschuß für 
baubehördliche und sonstige technische An- 
gelegenheiten gewählt. 


6. (Pr.Z. 560) Der Bürgermeister 
teilt mit, daß die GRe. Dr. Altmann, 
Lauscher, Maller und Genossen einen Antrag 
(Nr. 4) betreffend die beabsichtigte Be- 
satzungskostensteuer eingebracht 
haben, und weist diesen Antrag dem Stadt- 
senat zu. 


(Pr.Z. 561.) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Dr. Altmann und Genossen 
einen Antrag (Nr. 5) betreffend die Über- 
nahme von StraßenzügeninderGroß- 
feld-Siedlung in Leopoldau in die Er- 
haltung durch die Gemeinde Wien ein- 
gebracht haben, und weist diesen Antrag 
dem amtsführenden Stadtrat der Verwal- 
tungsgruppe VI zu. 


(Pr.Z. 562.) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Dr. Altmann und Genossen 
einen Antrag (Nr. 6) auf Wiederherstellung 
des Kinderplanschbeckens und der Garten- 
anlage am Engelsplatz und anderer 
Park-undGartenanlagen des 2%. Be- 
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zirkes eingebracht haben, und weist diesen 
Antrag dem amtsführenden Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe VII zu. 

(Pr.Z. 563.) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Lauscher und Genossen 
einen Antrag (Nr, 7) betreffend die Ein- 
führung einer kombinierten Wochen- 
karte fürStraßenbahn, Stadtbahn 
und Autobuslinien der Inneren Stadt 
eingebracht haben, und weist diesen Antrag 
dem amtsführenden Stadtrat der Verwal- 
tungsgruppe XII zu. 

(Pr.Zz. 564 und 565.) Der Bürgermeister 
teilt mit, daß die GRe. Dr. Altmann und 
Genossen Anfragen (Nr. 4 und 5) betreffend 
Verhandlungen zwischen den Koalitions- 
parteien der Regierungskoalition über Vor- 
rückungen und Ernennungen von 
städtischn Beamten an ihn und an den 
amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I gerichtet haben. Er weist diese An- 
fragen dem amtsführenden Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe I zu. 


(Pr.Z. 566.) Der Bürgermeister teilt mit. 
daß die GRe. Maller und Genossen eine 
Anfrage (Nr. 6) betreffend die Demo- 
lierung nicht baufälliger, be- 


wohnter Miethäuser eingebracht ha- 
ben, und weist diese Anfrage dem amts- 


führenden Stadtrat der Verwaltungs- 


gruppe VII zu. 


(Pr.Z. 567.) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Maller und Genossen eine 
Anfrage (Nr. 7) betreffend jahrelang 
unbenützte Wohnungen in 
städtischen Miethäusern einge 
bracht haben, und weist diese Anfrage dem 
amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe VIII zu. 

(Pr.Z. 568) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Steinhardt und Genossen 
eine Anfrage (Nr. 8) betreffend die Wieder- 
herstellung der Wienerbergbrücke im 
12. Bezirk eingebracht haben, und weist 
diese Anfrage dem amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe VI zu. 

(Pr.Z. 569.) Der Bürgermeister teilt mit, 
daß die GRe. Lauscher und Genossen 
eine Anfrage (Nr. 9) betreffend die unter 
dem Titel „Mehrgebühren “monatelang 
eingehobenen „grauen Strompreise“ 
eingebracht haben, und weist diese Anfrage 
dem amtsführenden Stadtrat der Verwal- 
tungsgruppe II zu. 


7, (Pr.Z. 404.) Das Geschäftsstück zu Post 5 
wird von der Tagesordnung abgesetzt. 


8. Folgende Anträge werden auf Grund des 
$ 23 der Gemeindeverfassung ohne Verhand- 
lung angenommen: 

(Pr.Z. 409, P. 2.) Dem aus dem Magistrats- 
bericht ersichtlichen Vergleich zwischen dem 
Bund und der Stadt Wien über die Tragung‘ 
der Kosten der Abwehraktion gegen 
infektiöse Erkrankungen wird zu- 
gestimmt und der im Rechnungsjahr 1948 auf 
der E.R. 501, 3b, Gesundheitsschutz, Ersatz- 
leistung des Bundes für die Kosten der In- 
fektionsabwehraktion, offene Betrag von 
98.864.77 S abgeschrieben, - 

(Bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte 
der Mitglieder des Gemeinderates.) 
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(Pr.Z. 411, P. 3.) Die Stadt Wien gibt ihre 
Zustimmung, die der Siedlungsgenossenschaft 
„Altmannsdorf-Hetzendorf“, reg. Gen. m.b.H,, 
Wien 12, Rosenhügelstraße 35 a, der Gemein- 
nützigen Wohnungsgenossenschaft „Süd-Ost“, 
reg. Gen.m.b.H., Wien 10, Laaer Straße 166, 
und der Gemeinnützigen Bau-, Wohnungs- 
und Siedlungsgenossenschaft „Siedlungs- 
Union“, reg. Gen. m. b. H.,Wien 21, Polletstraße 
Nr. 36, aus Mitteln des Wohnhauswiederauf- 
baufonds bewilligten Darlehens von 
2,624.583.38 S, beziehungsweise 1,288.651.18 S, 
beziehungsweise 124.822.49 S, je samt Anhang, 
außer ob den bezüglichen Baurechtseinlagen 
auch simultan ob den dazugehörigen Grund- 
buchseinlagen im Sinne des $ 15 des Wohn- 
hauswiederaufbaugesetzes grundbücher- 
lich sicherzustellen. (822, Abs.2, G.V.) 


(Pr.Z. 376, P. 6) Die Errichtung einer 
Dachsteinerzeugungsstätte in 
Wien 3, Drorygasse, für welche das Gesamt- 
erfordernis von 2,320.000 S durch die Be- 
schlüsse des Gemeinderatsausschusses VI vom 
22, August 1947, ZI. A VI—564, vom 18, De- 
zember 1947, ZI. AVI— 844, vom 8. April 1948, 
Zl. A VI— 201, und vom 8. April 1948, ZI. A 
VI— 200, bewilligt wurde, wird gemäß $ 89 g 
der Verfassung der Stadt Wien genehmigt. 


(Pr.Z. 413, P. 7.) 1. Die Stadt Wien errichtet 
im 17, Bezirk, Nattergasse 19, auf dem 
städtischen Grundstück 233/2, E.Z. 597, K.G. 
Hernals, nach dem zur ZI. M.Abt. 24 — 4903/1, 
vorgelegten Bauentwurf des Wiener Stadtbau- 
amtes, M.Abt. 19, ein Wohnhaus mit 
11 Wohnungen. 

2. Die Kosten für dieses Wohnhaus, die nach 
dem derzeitigen Bauindex mit 790.000 S geschätzt 
werden, werden genehmigt. Als erste Baurate für 
das Jahr 1949 wird der Betrag von 600.000 S ge- 
nehmigt, der auf A.R. 811.7 des Voräanschlages 1949 
bedeckt ist, Der Restbetrag von 190.000 S ist in den 


Voranschlägen der kommenden Jahre sicher- 
zustellen, 


3. Die’ Fondshilfe auf Grund des Wohnhaus- 
Wiederaufbaugesetzes vom 5, Äugust 194, BGBl. 
Nr. 130, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen in 
Anspruch zu nehmen, 


(Pr.Z. 415, P. 8.) 1. Die Stadt Wien errichtet 
im 4. Bezirk auf den städtischen Grundstücken 
1240 und 1241, E.Z. 406 und Grundstücken 
1235, 1238 und 1239, E.Z. 405 des Gdb. Wieden 
an der Kolschitzkygasse Or.Nr. 9—13 
nach dem zur ZI. M.Abt. 24—4902/1, vor- 
gelegten Bauentwurf des Zivilarchitekten 
Dipl.-Ing. Otto Nadel eine Wohnhaus- 
anlage mit 104 Wohnungen, einer städti- 
schen Mutterberatungsstelle und einem Ge- 
schäftslokal, 


2, Die Kosten für diese Wohnhausanlage, die 
nach dem derzeit geltenden Bauindex mit 
8,750.000 S geschätzt werden, werden genehmigt. 
Als erste Baurate für das Jahr 1949 wird der Be- 
trag von 5,200.000 S genehmigt, der auf A.R. 617.51 
des Voranschlages 1949 zu bedecken ist. Der Rest- 
he 3 von 3,550.000 S ist in den Voranschlägen der 
betreffenden Verwaltungsjahre sicherzustellen. 


(Pr.Z. 377, P. 9.) Für das im Plan Nr. 1965 
der M.Abt. 18, ZI. M.Abt. 18 — 215/48, mit den 
Buchstaben a—d (a) umschriebene Plangebiet 
des Baublockes zwischen der Bonygasse- 
Ignatzgasse, Kriechbaumgasse 
und Vivenotgasse im 12. Bezirk wird 
gemäß $ 8, Abs. 2, der BO. für Wien die zeit- 
lich begrenzte Bausperre verhängt. 


(Pr.Z. 378 P. 10.) In Abänderung des Be- 
bauungsplanes wird für das im Plan 


des Stadtbauamtes, Plan Nr, 1917, zur ZI. 
M.Abt. 18— 922/48, mit den Buchstaben a—d 
(a) umschriebene Plangebiet beiderseits der 
Triester Straße von der Wienerberg- 
straße bis zur Verbindungsbahn im 10. Bezirk 
gemäß $ 1 der BO. für Wien folgende Be- 
stimmungen getroffen: 

1. Die im Plan rot gezogenen und hinterschraff- 
ten Linien werden als Baulinien festgesetzt; dem- 
gemäß werden die schwarz gezogenen, hinter- 


schrafften und gelb gekreuzten Baulinien außer 
Kraft gesetzt. 


2, Die rot gezogene und gepunktete Linie wird 
als Straßenfluchtlinie festgesetzt; demnach werden 
die schwarz gezogenen und gepunkteten, gelb 
gekreuzten Straßenfluchtlinien außer Kraft gesetzt. 


(Pr.Z. 414, P. 11.) 1. Die Durchführung der 
Baggerungsarbeiten in der Hafen- 
einfahrt Kuchelau wird mit einem 
Kostenaufwand von 100.000 S genehmigt. 
2. Die auflaufenden Kosten sind mit je 
50.000 S im Jahre 1948 auf A.R. 625, Verkehrs- 
wasserbau- und Hafenverwaltung, und im 
Jahre 1949 auf A.R. 625, Hafenverwaltung, 
auf der im Voranschlag 1948 und 1949 neu zu 
eröffnenden Post 41, Baggerung der Hafen- 
einfahrt Kuchelau für Rechnung der sowjeti- 
schen Besatzungsmacht zu verrechnen und 
auf nicht veranschlagten Einnahmen oben- 
genannter Rubriken unter Post 40, Leistungen 
der sowjetischen Besatzungsmacht, für die 
Baggerung der Hafeneinfahrt Kuchelau zu 
bedecken, 


(Pr.Z. 379, P. 12.) In Abänderung und Er- 
gänzung des Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplanes werden für das 
im Plan der M,Abt. 18, ZI.: M.Abt. 18— 4/48, 
mit den Buchstaben a—f (a) umschriebene 
Plangebiet, Plan Nr. 1936, für ein Teilgebiet 
am Gaußplatz-Ecke Augarten im 
2. Bezirk im Sinne des $ 1 der BO. für Wien 
nachstehende Bestimmungen getroffen: 


1. Die mit den Ziffern 1-7 (1) umschriebene 
Fläche wird aus dem Parkschutzgebiet ausge- 
schieden und die grün geschraffte Linie als 
Grenze des Parkschutzgebietes bestimmt, 

2. Die im Plan rot vollgezogenen und rot hinter- 
schrafften Linien werden als Baulinien, die rot 
strichliert gezogenen Linien als innere und seit- 
liche Baufluchtlinien festgesetzt. 

3. Der mit den Buchstaben s—w (s) umschriebene 
Baublock wird als Bauplatz für öffentliche Zwecke 
für die Errichtung eines Kirchenbaues bestimmt. 

4. Der vorliegende Antrag tritt Ende Dezember 
1950 außer Kraft, falls nicht bis zu diesem Zeit- 
punkte mit dem Kirchenbau begonnen wurde. In 
diesem Falle treten dann die altgenehmigten Bau- 
bestimmungen wieder in Kraft. 


(Pr.Z. 380, P. 13.) In Festsetzung des 
Flächenwidmungs- und Bebau- 
ungsplanes werden für das im Plan 
der M.Abt. 18, Zl.: M.Abt. 18 — 1690/48, Plan 
Nr. 1930, mit den Buchstaben a—d (a) um- 
schriebene Plangebiet der Nordrand- 
siedlung zwischen der Gasse III und IV 
und der Gasse D und F nördlich der Lade- 
stelle in Leopoldau im 21. Bezirk gemäß 
$ 1 der BO. für Wien folgende Bestimmungen 
getroffen: 

1. Die im Antragsplan rosa lasierte Fläche wird 
als „Bauplatz für Öffentliche Zwecke (Schulbau- 
platz)“ und die bla n lasierten Flächen als 
Bauland, Bauklasse I, offene oder gekuppelte 
Bauweise, mit der Beschränkung der maximalen 
Bauhöhe auf 7,50 m und der maximalen verbauten 
Fläche auf 65 qm festgesetzt. Die hellgrün lasierte 
Fläche an der Gasse III bei der Einmündung der 
D-Gasse wird als „Grünland, öffentlicher Platz" 
festgelegt. 
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2. Die im Plan rot vollgezogenen und rot hinter- 
'schrafften Linien werden als Baulinien, die rot 
vollgezogenen Linien als vordere Baufluchtlinien, 
die ünen und grün gepunkteten Linien als 
Straßenfluchtlinien und die rot strichlierten und 
mit roten Punkten versehenen Linien als Grenz- 
Auchtlinien bestimmt. 

3. Die im Plan grün angelegten, als Vorgärten 
bezeichneten Flächen sind giärtnerisch auszu- 
gestalten und dauernd in gutem Zustand zu 
erhalten. 

4, Die im Antragsplan schwarz eingetragenen 
und unterstrichenen Koten haben als künftige 
Straßenhöhen zu gelten, 

(Pr.Z. 406, P. 14.) 1. Der Wiederaufbau der 
Siedlungshäuser Wien 2, Karl 
Hofmann-Gasse 33, 35, 37, 39 in der 
Siedlungsanlage Kagran —Freihof auf den 
städtischen Gst. 762/1, 762/2, 762/3. 762/4 und 
762/5, E.Z. 1068, sämtliche der K.G. Kagran, 


wird genehmigt, 

2. Die Kosten des Wiederaufbaues der vier 
Siedlungshäuser, die nach dem derzeit gül- 
tigen Bauindex inkl. Abtragungs- und Ver- 
führungsarbeiten mit 238,000 S errechnet 
wurden, werden genehmigt. Die Kosten sind 
zur Gänze für das Jahr 1949 erforderlich und 
sind auf A.R. 811.71 des Voranschlages für 
das Jahr 1949 zu bedecken. 


3. Die Fondshilfe auf Grund des Wohn- 
haus-Wiederaufbaugesetzes vom 5. August 
1948, BGBl. Nr. 130, ist im gesetzlich zu- 
lässigen Rahmen in Anspruch zu nehmen. 

4. Die Bauausführung wird der M,Abt. 22 
im Rahmen der Schulungskurse übertragen. 

(Pr.Z. 2326/48, P. 15.) Folgende auf Grund 
des $ 99 G.V. getroffene Verfügung wird 
nachträglich genehmigt: Für die Beschaffung 
von Roh- und Lagermaterialien 

- sowie zum Ankauf von Treibstoffen, 
wird dem städtischn Fuhrwerks- 
betrieb ein Kredit von 2,000.000 S zur 
Verfügung gestellt. 


(Pr.Z. 363, P. 16.) Folgende auf Grund des 
$ 99 G.V. getroffene Verfügung wird nach- 
träglich genehmigt: Die M.Abt. 48 wird er- 
mächtig, 41 Lastkraftwagen und 
2 Lastwagenanhänger aus den Be- 
ständen der Gemieindeverwaltung zu ver- 
äußern, 

(Bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte 
der Mitglieder des Gemeinderates.) 


(Pr.Z. 410, P. 17.) 1. In allen Fällen, in denen 
zufolge mit gemeinnützigen Siedlungsgenos- 
senschaften und Einzelsiediern auf städti- 
schem Grund und Boden abgeschlossenen 
Baurechtsverträgen eine jeweilige Ermäßi- 
gung des im Vertrage festgelegten Bau- 
zinses vorgesehen ist, wird für das Jahr 
1948 und rückwirkend für die Jahre 1945 bis 
1947 der Bauzins in der ermäßigten Fest- 
setzung wie für das Jahr 1943 belassen, das 
ist auf das 2000fache des Goldkronenwertes 
der Grundflächen (= 3000fach nach der Schil- 
lingrelation vor dem Jahre 1938) ermäßigt. 

Voraussetzung für diese Ermäßigung ist, 
daß es sich um Siedlungsvorhaben im Sinne 
des Artikels 12ff des Statuts des Bundes- 
wohn- und Siedlungsfonds, BGBl. Nr. 187 aus 
1925, und um Anlagen handelt, die in der 
Verwaltung der M.Abt. 53, Siedlungs- und 
Kleingartenwesen, stehen. 

2. Der Valorisationsfaktor 2000fach (= 3000- 
fach nach der Schillingrelation vor 1938) ist 
auch für die Berechnung des „Entgeltes für 
die Benützung von Siedlerstellen der Stadt 
Wien“ durch gemeinnützige Siedlungsgenos- 
senschaften für das Jahr 1948 und rück- 
wirkend für die Jahre 1945 bis 1947 in An- 
wendung zu bringen. 


(Pr.Z. 418, P. 18.) Der Abschluß des vom 
Wiener Magistrate mit Jenny Metal, derzeit 
New York, vertreten durch Rechtsanwalt 
Dr. Wilhelm Heublum, 1, Weihburggasse 10, 
vereinbarten Rückstellungsverglei- 
ches wird genehmigt: 


- Demnach stellt die Stadt Wien die Liegenschaft 
E.Z. 213, Gdb. Innere Stadt, mit dem Hause, 
1, Ebendorferstraße 3, an Jenny Metal zurück, wo- 
gegen diese der Stadt Wien den für die Lasten- 


freistellung bezahlten Betrag von 65163.03 S samt 
4 Prozent Zinsen für die Zeit vom 1. Oktober 1946 
bis zum Tage des Vergleichsabschlusses vergütet, 

Diese Forderung der Stadt Wien wird Zug um 
Zug mit der Einverleibung des Eigentumsrechtes 
der Jenny Metal auf der Liegenschaft E.Z. 213 
Gdb. Innere Stadt, grundbürgerlich sichergestellt 
und ist in Vierteljahresraten zu den Bedingungen 
eines Hypothekendarlehens der Zentralsparkasse 
der Gemeinde Wien zu verzinsen und zu amorti- 
sieren. Auf alle übrigen Ansprüche und Ersätze 
wird gegenseitig verzichtet. 

(Pr.Z. 419, P. 19.) Folgende auf Grund des 
$ 93 G.V. getroffene Verfügung wird nach- 
träglich genehmigt: 

Der Abschluß des von der Rückstellungs- 
kommission beim Landesgericht für Zivil- 
rechtssachen am 2. Februar 1949 vereinbarten 
Rückstellungsvergleiches wird ge 
nehmigt: 

Demnach stellt die Stadt Wien die Liegen- 
schaften E.Z. 188,30 und 937, Gdb. Heiligen- 
stadt, mit dem Hause 19, Armbruster- 
gasse 33, an Andy Zsolnay mit 1. März 
1949 zurück, wogegen diese Zug um Zug einen 
Betrag von 7000 S an die Stadt Wien bezahlt 
und die ihr zustehenden Reichsschatzscheine 
ausfolgt. Alle übrigen Ansprüche und Ver- 
rechnungen erscheinen hiedurch erledigt. 


(Pr.Z. 430, P. 20.) Der seitens der M.Abt. 44 
mit Dr. Heinrich Fast abgeschlossene außer- 
gerichtliche Vergleich wegen Rückstel- 
lung des als bewegliches Vermögen anzu- 
sehenden Holzhauses Nr. 51 im städti- 
schen Strandbad Klosterneuburg 
wird genehmigt. 


(Pr.Z. 431, P. 21.) Die vorgesehenen Kre- 
dite für folgende Posten des Wirtschafts- 
planes 1948 der Gemeinde. Wien — Städtische 
Bestattüng werden wie folgt erhöht: 


Post 4) Adaptierung und Schaffung von 
Zweigstellen: von 155.000 S auf 180.000 S; 

Post 6) Inventaranschaffung: von 563.000 S 
auf 758.000 S. 


Der Mehraufwand aus Post 4 und 6 von 
insgesamt 220.000 S ist aus dem Minderauf- 
wand bei Post 7) Generalreparatur von Kraft- 
wagen und Inventargegenständen, in gleicher 
Höhe zu bedecken. 


(Pr.Z. 432, P. 22.) Vorbehaltlich der gemäß 
$ 17 des Personenbeförderungsgesetzes er- 
forderlichen Zustimmung der Genehmigungs- 
behörde wird gemäß $ 4, Punkt 7, des Organi- 
sationsstatuts für die Unternehmungen der 
Stadt Wien beschlosen: Die Wiener 
Stadtwerke, Verkehrsbetriebe, 
werden“ ermächtigt, ‚anläßlich besonderer 
Großveranstaltungen lichtbildlose Netz- 
karten, gültig an vier aufeinanderfolgen- 
den Tagen, auf allen Linien der Straßenbahn 
(Stadtbahn) in beiden Tarifgebieten, aufzu- 
legen. Die Karten sind zum Preise von 12 S 
pro Stück bei allen Vorverkaufsstellen der 
Verkehrsbetriebe erhältlich. 

° 


Berichterstatter: StR. Resch. 


(Pr.Z. 405, P. 1.) Für 1947 ist auf der neu 
zu 'eröffnenden A.R. 211.57, Ausgaben in 
Auswirkung des Währungsschutzge- 
setzes, ein Betrag von 45,862.678.68 S in 
Ausgabe zu verrechnen. Die Ausgabe ist im 
Gebarungsergebnis bedeckt. 


(Redner: GR. Dr. Altmann.) 


Berichterstatterin: GR. Helene Potetz. 


(Pr.Z. 408, P. 4.) Der Beschluß des Gemeinde- 
rates vom 28. Mai 1948, Pr.Z. 703, wird dahin- 
gehend abgeändert, daß die zu Lasten des Er- 
trägnisses der Häusersammlung für 
Tbce-Kran'ke durchgeführte Abschöp- 
fung von 73.730.10 S auf 345.753.11 S erhöht 
wird, so daß dem Wohlfahrts- und dem Ge- 
sundheitsamte statt 1,325.481.32 S nur ein Be- 
trag von 1,053.466.99 S für zusätzliche Hilfe- 
leistungen an Tbc-Kranke (Rubrik 412.34) zur 
Verfügung steht. 


(Redner: GR. Steinhardt.) 
(Schluß der öffentlichen Sitzung um 11 Uhr.) 
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Anträge, Anfragen und Antworten 


Antrag (Nr. 4) der GRe. Dr. Alt- 
mann, Lauscher, Maller und Genossen 
betreffend die gemäß einem einstimmigen 
Beschluß der Bundesregierung beabsichtigte 
„Besatzungskostensteuer“ und die 
durch einen solchen Anschlag auf die Le- 
benshaltung der breiten Massen drohende 
unerträgliche Belastung der Wiener 
Bevölkerung. (Pr.Z. 560.) x 


Die Bundesregierung hat im Nationalrat am 
23. Februar 1949 einen Gesetzentwurf eingebracht, 
der die Einführung einer sogenannten „Besatzungs- 
kostensteuer“ vorsieht, Diese Regierungsvorlage 
fußt — wie alle Regierungsvorlagen — auf einem 
einstimmigen Beschluß des Ministerrates und 
stellt daher keineswegs nur einen Vorschlag des 
Bundesministers für Finanzen, sondern eine ein- 
heitliche Willensäußerung der gesamten Bundes- 
regierung dar. 


Unter dem Vorwand der Bedeckung der so- 
genannten „Besatzungskosten" soll durch diese 
neue Steuer den breiten Massen der Bevölkerung, 
insbesondere auc der Bevölkerung der Stadt 
Wien, eine unerträgliche neue Bela zUu- 
gemutet werden, deren Höhe sich schon daraus 
ergibt, daß das Erträgnis der Steuer viele hun- 
derte Millionen Schilling ausmachen soll. 


Während einerseits die mehr als bescheidene 
einmalige Vermögensabgabe in jahrzehntelangen 
Raten entrichtet werden kann, und selbst für diese 
Entrichtung den Vermögenden noch besondere 
Zugeständnisse gemacht wurden, sollen nun durch 
einen Anschlag auf die ohnedies kaum mehr er- 
trägliche Lebenshaltung der breiten Massen der 
Bevölkerung hunderte Millionen Schilling in einem 
Jahr hereingebracht werden. Dabei muß es wie 
eine Provokation der breiten Massen wirken, daß 
zehn Monate nach der endgültigen Beschluß- 
fassung über die erwähnte einmalige Vermögens- 
abgabe noch nicht einmal ein Groschen hievon 
eingehoben oder auch nur vorgeschrieben wurde. 


Daß der unter dem Titel einer „Besatzungs- 
kostensteuer“ beabsichtigte Anschlag auf die Le- 
benshaltung der breiten Massen der Bevölkerung 
in Wirklichkeit die finanziellen Grundlagen für 
die Schaffung einer „Wehrmacht“ bieten soll, muß 
den entschiedenen Kampf gegen diesen versuchten 
Anschlag nur verstärken. Gerade die Wiener Be- 
völkerung weiß nur zu gut aus ihrer eigenen Er- 
fahrung, wofür eine solche „Wehrmacht“ im Dienste 
des Kapitals und der Reaktion nach den Wün- 
schen ihrer Initiatoren eingesetzt werden soll. 
15 Jahre erst sind seit den Tagen vergangen, an 
denen Kanonen gegen Wohnhausbauten der Stadt 
Wien, gegen Arbeiterwohnhäuser feuerten. 


Die Wiener Bevölkerung wünscht ebenso wie 
das gesamte österreichische Volk den Abzug der 
Besatzungstruppen und damit auch das Ende aller 
Besatzungskosten. Ihr geht es darum, möglichst 
rasch den Abschluß des Staatsvertrages zu er- 
reichen, zumal drei Monate nach rechtskräftigem 
Abschluß des Staatsvertrages alle Besatzungs- 
truppen abziehen werden. Aber gerade jene, die 
den Abschluß des Staatsvertrages sabotieren, die 
die Verewigung der Besatzung in Österreich 
wollen, treten nun dafür ein, dem österreichischen 
Volk unter dem Vorwand einer „Besatzungs- 
kostensteuer* neue, unerträgliche Lasten auf- 
zuerlegen. n 


Bisher sind alle Lasten, insbesondere auch die 
Lasten, die 12 Jahre Faschismus, davon sieben 
Jahre eines verbrecherischen Krieges mit all 
seinen Zerstörungen, Österreich und seinem Volke 
auferlegt haben, auf die Schultern der breiten 
Massen der Bevölkerung, auf die Schultern der 
werktätigen Massen abgewälzt worden, während 
die Besitzenden, einschließlich der Kriegs- und 
Nachkriegsgewinnler, alle, die über große Ver- 
a verfügen und gewaltige Profite einsteckten 
und einstecken, nahezu völlig verschont geblieben 
sind. Wenn also neue Lasten zu tragen sind oder 
wenn es notwendig ist, für die Bedeckung von 
Lasten vorzusorgen, dann sollen endlich einmal die 
Reichen zahlen, Die Arbeiter, Angestellten, Be- 
amten und mit ihnen die breiten Massen der 
een Bevölkerung wollen — das zeigt die 
stürmische Protestbewegung in den letzten Ta- 
gen — keinen Groschen einer solchen neuen Be- 
lastung tragen. ° 

Die Forderung, die im Interesse der Arbeiter- 
schaft und der werktätigen Bevölkerung erhoben 
werden muß, lautet daher: „Weg mit der Be- 
satzungskostensteuer — kein Groschen für neue 
Massensteuern!“ 


Wir betrachten es als eine wichtige Aufgabe 
des Gemeinderates der Stadt Wien als der Ver- 
tretung der Wiener Bevölkerung, alles zu tun, um 
dem Willen der breiten Massen der Bevölkerung 
zum Durchbruch zu verhelfen. Der Gemeinderat 
der Stadt Wien muß sich daher dem Protest der 
Arbeiterschaft und der werktätigen Massen Wiens 
und Österreichs anschließen und mit aller Ent- 
schiedenheit für die Beseitigung des versuchten 
Anschlages auf die breiten Massen des Volkes in 
Form er sogenanten „Besatzungskostensteuer" 
eintreten. Er wird damit nur eine Pflicht erfüllen, 
die ihm als DA der werktätigen Bevöl- 
kerung dieser Stadt auferlegt ist. 

Wir stellen daher gemäß $ 17_der Geschäfts- 
ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien 10l- 
genden Antrag! 
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Der Gemeinderat wolle beschließen: 


Der Gemeinderat der Stadt Wien pro- 
testiertt im Namen der werktätigen Bevöl- 
kerung Wiens gegen den unter dem Titel 
einer „Besatzungskostensteuer“ beabsichtigten 
Anschlag auf die Lebenshaltung der breiten 
Massen der werktätigen Bevölkerung. Der 
Gemeinderat der Stadt Wien beauftragt den 
Wiener Stadtsenat, diesen seinen entschie- 
denen Protest der Bundesregierung zu über- 
mitteln und sie aufzufordern, die Regierungs- 
vorlage über die sogenannte „Besatzungs- 
kostensteuer“ unverzüglich zurückzuziehen. 


In tormeller Hinsicht beantragen wir die Zu- 
weisung dieses Antrages an den Wiener Stadt- 
senat. 


Antrag (Nr. 5) der GRe. Dr, Altmann 
und Genossen, betreffend Übernahme von 
Straßenzügen in der Großfeld- 
siedlung (Leopoldau) in die Erhaltung 
der Gemeinde Wien. (Pr.Z. 561). 

Der Gemeinderat der Stadt Wien hat am 
15. Oktober 1948 beschlossen, daß die Gemeinde 
Wien drei Straßenzüge der Großfeldsiedlung in 
Leopoldau (21, Gemeindebezirk) im Hinblick auf 
ihre Verkehrsbedeutung in weitere Erhaltung 
übernimmt. Dieser Beschluß wurde von den 
Siediern mit Befriedigung zur Kenntnis genommen; 
zugleich jedoch wurde mit Bedauern festgestellt, 
daß einige besonders wichtige Verkehrswege der 
Siedlung von der Übernahme in die Erhaltung der 
Gemeinde Wien ausgenommen wurden. Dabei han- 
delt es sich um Straßenzüge, deren Verkehrsbe- 
deutung zweifellos auch groß ist und für die 
daher im wesentlichen dieselben Voraussetzungen 
gelten wie für die drei Straßenzüge, die bereits 
in die Erhaltung der Gemeinde Wien übernommen 
wurden. 

Die Großfeldsiediung in Leopoldau ist eine 
große Siedlung und wird von rund 1000 Familien 
bewohnt. Schon dies zeigt, daß die wichtigsten 
Straßenzüge dieser Siedlung große Verkehrsbe- 
deutung haben. Die Erhaltung dieser wichtigsten 
Straßenzüge, deren Instandsetzung, deren Be- 
leuchtung als öffentliche Verkehrswege sind nur 
dann vollkommen gesichert, wenn die Gemeinde 
Wien die weitere Erhaltung übernimmt. Die Be- 
gründung dafür bildet die Verkehrsbedeutung der 
Straßenzüge in der volkreichen Siedlung, 


Wir stellen daher gemäß $ 17 der Geschäfts- 
ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien 
folgenden Antrag: 

Der Herr amtsführende Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe VI wird beauftragt, alle er- 
forderlichen Maßnahmen für die Übernahme 
der nachfolgend bezeichneten Verkehrswege 
der Großfeldsiedlung (Leopoldau) in die Er- 
haltung der Gemeinde Wien und für die Be- 
leuchtung dieser Verkehrswege zu treffen: 


1. Die nördlich der Nordbahn, parallel zur 
Geleiseführung verlaufende Straße, beginnend 
bei der sogenannten „Kriegsopfersiedlung“ 
(bei der Einmündung der Seyringerstraße), 
die in westlicher Richtung bis zum Gaswerk 
(Einmündung der „Straße Nr. 7“) verläuft. 


2. Die von Ost nach West verlaufende 
Straße ab ehemalige SA-Siedlung bis zur 
westlichen Randstraße („Straße Nr. 7°). 


3. Die Zufahrtstraße ab Siemensstraße, die 
ihre Fortsetzung in der „Straße Nr. 5“ findet 
und sodann nach Osten, längs der Verkaufs- 
läden, bis zum Genossenschaftshaus verläuft. 


Gleichzeitig wird der Herr amtsführende 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe VI einge- 
laden, ehestens den zuständigen Körper- 
schaften zur Vorberatung und sodann dem 
Gemeinderat der Stadt Wien einen Antrag 
auf Übernahme der angeführten Straßenzüge 
in die Erhaltung der Gemeinde Wien und auf 
die Einrichtung der öffentlichen Beleuchtung 
dieser Verkehrswege vorzulegen. 


In formeller Hinsicht beantragen wir die Zu- 
weisung dieses Antrages an den Herrn amts- 
führenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe VI und 
den Gemeinderatsausschuß VI, 


Antrag (Nr. 6) der GRe. Dr. Altmann 
und Genossen, betreffend Wiederherstellung 
des Kinderplanschbeckens und der 
Gartenanlagen Engelsplatz und anderer 
Park- und Gartenanlagen des 
20. Bezirkes (Pr.Z. 562). 


Der 20. Bezirk, der fast 70.000 Einwohner zählt, 
ist sehr arm an Gartenanlagen und Erholungs- 
flächen. Die einzige Anlage, die bis heute für die 
Bevölkerung wieder benützbar gemacht wurde, 


‘ordnung des Gemeinderates 


ist der kleine Park auf dem -Brigittaplatz. Die 
Wiederherstellung der Anlage Mortaraplatz wurde 
endlich in Angriff genommen; aber auch diese 
Anlage ist nicht groß. Es ist unbedingt notwendig, 
ehestens auch die Parkanlagen Allerheiligenplatz, 
Sachsenplatz und Engelsplatz wiederherzustellen 
und auszugestalten, Das Kinderfreibad Engels- 
platz nächst der Malinowskybrücke weist einige 
Kriegsschäden auf. Es ließe sich aber sehr rasch 
und mit geringen Kosten instandsetzen, weil das 
Planschbecken selbst unversehrt ist und die ge- 
mauerten Bauteile der Duschanlagen und Kleider- 
ablagen vorhanden sind, weshalb nur der Holzanbau 
erneuert und die Installationen repariert werden 
müßten, In diesem Sinne sind auch die kommu- 
nistischen Bezirksräte des 20, Bezirkes wieder- 
holt aufgetreten, doch wurde die Inangriffnahme 
der Arbeiten immer wieder mit dem Hinweis auf 
die Geldmittelknappheit hinausgeschoben, 


Wir stellen daher gemäß $ 17 der Geschäfts- 
der Stadt Wien 
folgenden Antrag: 


Der Herr amtsführende Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe VII wird beauftragt, alles 
daranzusetzen, damit die Wiederherstellung 
der Park- und Gartenanlagen im 20. Bezirk, 
vor allem aber auch die Instandsetzung des 
Kinderfreibades Engelsplatz, raschest durch- 
geführt werden. 


In formeller Hinsicht beantragen wir die Zu- 
weisung dieses Antrages an den Herrn amts- 
führenden Stadrat der Verwaltungsgruppe VII und 
den Gemeinderatsausschuß VII, 


Antrag (Nr. 7) der GRe. Lauscher und 
Genossen, betreffend Einführung einer kom- 
binierten Wochenkarte für Stra- 
Benbahn, Stadtbahn und die Auto- 
buslinien der Inneren Stadt (Pr.Z. 563). 


Auf den städtischen Autobuslinien sind kom- 
binierte Wochenkarten eingeführt, die zum Um- 
steigen auf die Straßenbahn und die Stadtbahn 
berechtigen. Eine Ausnahme bilden bloß die 
Autobuslinien in der Inneren Stadt, für die diese 
für Arbeiter und Angestellte vorteilhafte und not- 
wendige Einrichtung noch fehlt. Die vielen hun- 
dert Arbeiter und Angestellten, die in der Inneren 
Stadt beschäftigt sind, müssen den Weg zu ihren 
Dienstplätzen von der Ringstraße oder vom Kai 
und ebenso den Rückweg zu Fuß zurücklegen, 
da sich die Benützung der städtischen Autobus- 
linien eben wegen des Mangels kombinierter 
Wochenkarten für sie zu teuer stellt. Sie benützen 
meistens eine Normalwochenkarte der Straßen- 
bahn (Stadtbahn) zum Preise von 3 S. Die zu- 
sätzliche Autobusfahrt hin und zurück würde ihr 
Budget mindestens um weitere 3.60 S wöchentlich 
belasten. Es bleibt ihnen daher nur die Möglich- 
keit, auf den Fortschritt, der durch die Inbetrieb- 
nahme der innerstädtischen Autobuslinien in un- 
serem Verkehrswesen erzielt wurde, zu verzichten. 
Das Ergebnis ist die äußerst schwache Frequenz 
dieser Autobuslinien. Daran wird auch der in 
Aussicht genommene Übergangsfahrschein zum 
Preise von 80 Groschen, der zum Umsteigen auf 
die Straßenbahn und die Stadtbahn berechtigen 
wird, allein nichts Entscheidendes ändern. Der 
Arbeiter oder Angestellte, der sich dieses Fahr- 
scheines bedienen wollte, müßte pro Woche nicht 
weniger als 9.60 S an Fahrgeld ausgeben, also 
bedeutend mehr, als wenn er neben der Wochen- 
karte täglich zwei Autobusfahrscheine löst. Die Fort- 
schritte unseres Verkehrswesens sollen aber vor 
allem der werktätigen Bevölkerung zugute kom- 
men. Darum ist auch für die Autobuslinien der 
Inneren Stadt die Einführung einer kombinierten 
Wochenkarte sicherlich notwendig. 


Wir stellen daher gemäß $ 17 der Geschäfts- 
ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien 1ol- 
genden Antrag: 

Der Herr amtsführende Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe XII wird beauftragt, ehestens 
dafür zu sorgen, daß auch für die inner- 
städtischen Autobuslinien eine kombinierte 
Wochenkarte eingeführt wird, die zum Um- 
steigen auf die Straßenbahn (Stadtbahn) be- 
rechtigt und zum Preise von höchstens 5 S 
abgegeben wird, 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zu- 
weisung dieses Antrages an den Herrn amts- 


führenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe XII 
und den Gemeinderatsausschuß XII. 


Anfrage (Nr. 4) der GRe. Dr. Altmann 
und Genossen an den Herrn Bürgermeister, 
betreffend Verhandlungen zwischen den Koa- 
litionsparteien der Regierungskoalition über 
Vorrückungen und Ernennungen 
von städtischen Beamten (Pr.Z. 564). 

In der Sitzung des Wiener Stadtsenates vom 
22. Februar 1949 kam auch eine von Herrn Vize- 
bürgermeister Karl Honay, Amtstührenden Stadt- 
rat der Verwaltungsgruppe I, Personalwesen, Ver- 
waltungs- und Betriebsreform, vertretene Vorlage 
zur Beratung, die Anträge auf Vorrückungen und 
Ernennungen von Beamten der Stadt Wien ent- 
hält. Im Zuge dieser Beratungen kam es, Presse- 
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meldungen zufolge, zu Zusammenstößen zwischen 
den Mitgliedern des Wiener Stadtsenates, die der 
SPO angehören, und den Mitgliedern des Wiener 
Stadtsenates, die der OVP angehören; schließlich 
verließen die Mitglieder des Wiener Stadtsenates, 
die der OVP angehören, die Sitzung. Es liegt uns 
ferne, solche Angelegenheiten des Theaterdonners 
irgendwie ernst zu nehmen und darin mehr zu 
sehen als den Versuch, in den Augen der Öffent- 
lichkeit den Eindruck zu erwecken, daß es ernste 
Gegensätze zwischen den beiden Parteien der 
„Schicksalsgemeinschaft“ gebe, daß also innerhalb 
der Regierungskoalition ernste Gegensätze bestehen. 
Daß es sich um nichts anderes als um solchen 
Theaterdonner handelt, dessen Nachgrollen auch 
noch in einer Art polemischer Notizen in den 
Zeitungen der beiden Koalitionsparteien zu merken 
war, geht schon daraus hervor, daß nach einer 
Beratung der Vertreter der beiden Koalitions- 
parteien in camera caritatis,, das heißt hinter ver- 
schlossenen Türen, die nächste Sitzung des Wiener 
Stadtsenates, bei voller Besetzung von seiten bei- 
der Koalitionsparteien, in vollem Einvernehmen 
und ohne jeden Hinweis auf die angeblich beste- 
henden Konflikte verlief. Auf die in der Presse 
aufgetauchten Ankündigungen von „Enthüllungen“ 
über die Personalpolitik der Stadt Wien oder der 
Mehrheitspartei im Wiener Rathaus, waren auch 
keine solchen „Enthüllungen“ gefolgt, weil offen- 
bar bei den Verhandlungen zwischen den beiden 
Koalitionsparteien auf dem Wege der Befriedigung 
bestimmter Stellenwünsche auf beiden Seiten der 
gewünschte Ausgleich gefunden wurde. 


Gerade diese Vorgänge aber zeigen, daß auf dem 
Gebiete der Personalpolitik, und zwar insbesondere 
auch bei den Ernennungen und Vorrückungen von 
Beamten der Stadt Wien, die ein Ausdruck der 
Verdienste der einzelnen Beamten sein sollen, 
offenbar nicht diese Verdienste und soziale Gründe 
das Entscheidende sind, sondern die Wünsche der 
beiden Koalitionsparteien auf Förderung von Be- 
amten, die einer der beiden Parteien angehören. 
Dies ergab sich auch aus dem Bericht über die 
erwähnte Sitzung des Wiener Stadtsenates vom 
22. Februar 1949. Es sei dabei vorweg erklärt, daß 
als Unterlage die offiziöse „Rathaus Korrespondenz“ 
gewählt wurde, daß die Quelle also nicht gut an- 
gezweifelt werden kann. Herr Vizebürgermeister 
und Amtsführender Stadtrat Honay hat bei dieser 
Sitzung des Wiener Stadtsenates berichet, daß die 
Vorlage mit den Anträgen auf Vorrückungen und 
Ernennungen von städtischen Beamten seit Novem- 
ber des Vorjahres mit allen dazu berufenen Stel- 
len beraten worden sei. Er hat hinzugefügt, daß 
noch „in dieser Woche“, also in der Woche vom 
20. bis 26. Februar 1949, mit allen beteiligten Stellen 
über die zurückgestellten Anträge verhandelt wer- 
den werde, weil in der Vorlage selbst noch nicht 
alle Wünsche erfüllt worden wären. Das Ergebnis 
der Verhandlungen (über die noch nicht erfüllten 
Wünsche) werde unverzüglich dem Stadtsenat 
unterbreitet werden. Während diese erg 
noch die Möglichkeit zuließen, daß es sich bei den 
angeführten Verhandlungen um Verhandlungen mit 
der Personalvertretung, den zuständigen beamteten 
Leitern, den in jedem einzelnen Falle zuständigen 
Amtsführenden Stadträten und der zuständigen 
Gewerkschaft gehandelt habe, ergibt sich aus einer 
späteren Äußerung ganz eindeutig, daß die ent- 
scheidenden Verhandlungen in Wirklichkeit zwi- 
schen der SPÖ und OVP geführt wurden und die 
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noch vorgesehenen Verhandlungen ergänzende Ver- 
handlungen zwischen den beiden Koalitionspar- 


späteren Ausführungen 

des Wiener Stadtsenates, 

der „Rathaus-Korrespond: 

nicht in der Vorlage en 
Volkspartei (und, wie er hinzufügte 
Gruppen) noch „in dieser Woche", a in der 
Woche vom 20. bis 26. Februar 1949, verhandelt 
werde. Mehr noch: Nach dem Bericht der „Rathaus- 
Korrespondenz“ hat Herr Vizebürgermeister und 
Amtsführender Stadtrat Honay dies „abermals 
betont, woraus sich offenbar ergibt, daß schon im 
einleitenden Referat klar zum Ausdruck kam, daß 
die lange dauernden Verhandlungen und ebenso 
die Verhandlungen, die noch stattfinden sollten, 
im wesentlichen Parteienverhandlungen zwischen 
den Koalitionsparteien waren... Herr Vizebürger- 
meister Weinberger hat sich im Anschluß an die 
erwähnte abermalige Betonung der Parteienver- 
ch Herrn Vizebürgermeister Honay 
frühere Vereinbarungen“ berufen, 
durch die Abstimmung 
n worden sein sollen. 
blick zweifelhaft sein, 
üheren Vereinbarungen“ 
als um Verein- 
den Ban äben 
en der SPÖ und der „ gehande! a 

a die entweder allgemein oder wenigstens für 
das Personalwesen einschließlich der Vorrückun- 
gen und Ernennungen von Beamten bestimmte par- 
teimäßigen Regelungen zwischen den Koalitions- 
parteien vorsahen Allerdings hat der Herr Bürger- 
meister nach dem Bericht der „Rathaus-Korre- 
spondenz“ das Bestehen solcher Vereinbarungen 
negiert, ist aber auf die Frage der erfolgten Par- 
teienverhandlungen und der noch angekündigten 
Parteiverhandlungen nicht eingegangen, 

Es muß nicht besonders betont werden, daß an 
Verhandlungen über die Vorlage mit Anträgen 
auf Vorrückungen und Ernennungen von Beamten 
der Stadt Wien die Kommunistische Partei Öster- 

" reichs oder die Fraktion der kommunistischen 
Gemeinderäte nicht teilgenommen hat, zumal 
schon aus dem Bericht über die erwähnte Sitzung 
des Wiener Stadtsenates klar hervorgeht, daß es 
sich dabei ausschließlich um Verhandlungen 
zwischen den beiden Parteien der Regierungs- 
koalition gehandelt hat, also offenbar um einen 
Teil des Koalitionspaktes. 

Die mit dem erwähnten Theaterdonner eines 
Exodus aus dem Wiener Stadtsenat beendete Be- 
ratung einer Vorlage mit Anträgen auf Vorrückun- 
gen und Ernennungen von Beamten der Stadt Wien 
hat somit klar enthüllt, 
Dinge der Personalverwaltung, konkret über Vor- 
rückungen und Ernennungen von Beamten der 
Stadt Wien, nicht nur Verhandlungen zwischen 
den beiden Koalitionsparteien stattfinden, sondern 
ein Ausgleich zwischen den Wünschen der beiden 
Koalitionsparteien gesucht wird und daß sich 
diese Wünsche offenbar auf die Vorrückungen und 
Ernennungen bestimmter Beamter der Stadt Wien, 
die den betreffenden Parteien angehören, beziehen. 
Es ist übrigens typisch, daß es wegen der nicht 
genügenden Befriedigung von Parteiwünschen auf 
diesem Gebiet zu solchen Auseinandersetzungen 
bis zu dem Exodus der OVP aus dem Wiener 
Stadtsenat gekommen ist. 

In einer demokratischen Verwaltung ist es aber 
nicht erträglich, daß parteimäßige Interessen auch 
über solche Fragen entscheiden wie die Vorrückung 
und Ernennung von Beamten der Stadt Wien. Und 
es ist zudem bezeichnend, daß sich solche Ver- 
handlungen hinter verschlossenen Türen lediglich 
zwischen den Parteien der Regierungskoalition 
abspielen. 

Diese Tatsachen geben uns den 
Herrn Bürgermeister als dem obersten 
Verwaltung der Stadt Wien und als dem obersten 
Vorgesetzten aller Beamten der Stadt Wien, 8& 
mäß 5 16 der Geschäftsordnung des Gemeinderates 
der Stadt Wien, folgende Anfragen zu richten: 


1. Waren und sind dem Herrn Bürgermei- 
ster die monatelang dauernden Verhandlun- 
gen zwischen der SPÖ und ÖVP über eine 
Vorlage mit Anträgen auf Vorrückungen und 
Ernennungen von Beamten der Stadt Wien 
bekannt oder sind diese Verhandlungen ohne 
Kenntnis des Herrn Bürgermeisters durch- 
geführt worden? 

2. War dem Herrn Bürgermeister bekannt, 
daß Parteienverhandlungen über Angelegen- 
heiten der Verwaltung geführt wurden oder 
geführt werden, die sodann demokratische 
Körperschaften der Gemeindeverwaltung, zum 
Beispiel dem Wiener Stadtsenat, beschäftigen, 
und zwar lediglich zwischen der SPÖ und der 
ÖVP, ohne daß solche Parteienverhandlungen 
auch die dritte an der Verwaltung der Stadt 
Wien beteiligte Partei, nämlich die KPÖ, zu- 
gezogen wurde? 

3. Was gedenkt der Herr Bürgermeister zu 
unternehmen, um die durch die Vorgänge in 
der Sitzung des Wiener Stadtsenates am 
22, Februar 1949 enthüllten Mißstände zu 


barungen 


Anlaß, an den 
Chef der 


daß über entscheidende, 


beseitigen und eine Wiederholung solcher 
Mißstände in der Zukunft zu verhindern? 


4. Ist der Herr Bürgermeister bereit, eine 
ausführliche Information über den Inhalt der 
monatelangen Verhandlungen über Vor- 
rückungen und Ernennungen von Beamten 
der Stadt Wien zwischen SPÖ und ÖVP der 
Öffentlichkeit oder wenigstens dem Wiener 
Gemeinderat bekanntzugeben? 


Anfrage (Nr 5) der GRe. Dr. Altmann 
und Genossen an den Herrn Amtsführenden 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe I, betreffend 
Verhandlungen zwischen den Koalitionspar- 
teien der Regierungskoalition über Vor- 
rückungen und Ernennungen von 
städtischen Beamten (Pr.Z. 565). 


Der Wiener Stadtsenat hat in seiner Sitzung vom 
22. Februar 1949 eine vom Herrn Vizebürgermeister 
und Amtsführenden Stadrat der Verwaltungs- 
gruppe I vertretene Vorlage beraten, die Anträge 
auf Vorrückungen und Ernennungen von Beamten 
der Stadt Wien enthielt. Im Verlauf dieser Bera- 
tungen kam es, Pressemeldungen zufolge, zu Zu- 
sammenstößen zwischen den Mitgliedern des 
Wiener Stadtsenates, die der SPÖ angehören, und 
den Mitgliedern des Wiener Stadtsenates, die der 
OVP angehören; schließlich verließen die Mitglie- 
der des Wiener Stadtsenates, die der OVP ange- 
hören, die Sitzung. Wir sind weit davon entfernt, 
einen solchen Vorfall ernst zu nehmen und mehr 
darin zu sehen als den Versuch, der Öffentlichkeit 
gegenüber den Eindruck zu "erwecken, daß es 
ernste Gegensätze zwischen den beiden Parteien 
der „Schicksalsgemeinschaft"“, der Regierungskoali- 
tion gebe. Daß es sich trotz einiger polemischer 
Notizen in den Zeitungen der beiden Koalitions- 
parteien um nichts anderes als Theaterdonner 
handelt, geht schon daraus hervor, daß die 
nächste Sitzung des Wiener Stadtsenates, bei voller 
Besetzung von seiten beider Koalitionsparteien, 
im vollen Einvernehmen und ohne jeden Hinweis 
auf die angeblich bestehenden Konflikte verlief. 
Den Anktindigungen der Presse, betreffend „Ent- 
hüllungen*“ über die Personalpolitik der Stadt 
wien, sind auch keine solchen „Enthüllungen“ 
gefolgt, offenbar deshalb nicht, weil in den Ver- 
handlungen zwischen den beiden Koalitionsparteien 
der Regierungskoalition auf beiden Seiten der 
gewünschte Ausgleich durch Befriedigung von 
Stellenwünschen gefunden wurde, 


Diese Vorgänge zeigen, daß bei den Vorrückun- 
gen und Ernennungen von Beamten der Stadt 
Wien, die ein Ausdruck der Verdienste der ein- 
zelnen Beamten sein sollen, offenbar nicht diese 
Verdienste das Entscheidende sind, sondern die 
Wünsche der beiden Koalitionsparteien auf För- 
derung von Beamten, die einer der beiden Par- 
teien angehören. Dies ergab sich auch aus dem 
Bericht über die erwähnte Sitzung des Wiener 
Stadtsenates vom 22. Februar 1949. Es sei dabei 
vorweg erklärt, daß als Unterlage die offiziöse 
„Rathaus-Korrespondenz“ gewählt wurde, daß die 
Quelle also nicht gut angezweifelt werden kann. Der 
Herr Vizebürgermeister und Amtsführende Stadt- 
rat der Verwaltungsgruppe I hat bei dieser 
Sitzung des Wiener Stadtsenates berichtet, daß die 
Vorlage mit den Anträgen auf Vorrückungen und 
Ernennungen von städtischen Beamten seit NO- 
vember des Vorjahres mit allen dazu berufenen 
Stellen beraten worden sel. Er hat hinzugefügt, daß 
noch „in dieser Woche*, also in der Woche vom 
20. bis 26. Februar 1949, mit allen beteiligten Stel- 
len über die zurückgestellten Anträge verhandelt 
werden werde, weil in der Vorlage selbst noch 
nicht alle Wünsche erfüllt worden wären. Das 
Ergebnis der Verhandlungen (über die noch nicht 
erfüllten Wünsche) werde unverzüglich dem Stadt- 
senat unterbreitet werden. Während diese ÄAuße- 
rungen noch die Möglichkeit zuließen, daß es sich 
bei den angeführten Verhandlungen um Verhand- 
lungen mit der Personalvertretung, den zuständi- 
gen beamteten Leitern, den in jedem einzelnen 
Falle zuständigen Amtsführenden Stadträten und 
der zuständigen Gewerkschaft gehandelt habe, er- 
gibt sich aus einer späteren Äußerung ganz ein- 
deutig, daß die entscheidenden Verhandlungen in 
Wirklichkeit zwischen der SPÖ und der OVP ge- 
führt wurden und die noch vorgesehenen Verhand- 
lungen ergänzende Verhandlungen zwischen den 
beiden Koalitionsparteien sein sollten. Der Herr 
Vizebürgermeister und Amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe I hat nämlich in späteren Aus- 
führungen in der erwähnten Sitzung des Wiener 
Stadtsenates, wieder nach der Meldung der „Rat- 
haus-Korrespondenz“, betont, daß über die nicht 
in der Vorlage. enthaltenen Wünsche der Volks- 
partei (und, wie er hinzufügte, einzelner Gruppen) 
noch „in dieser Woche“, also in der Woche vom 
20, bis 26. Februar 1949, verhandelt werde, Mehr 
noch: Nach dem Bericht der „Rathaus-Korrespon- 
denz" hat der Herr Vizebürgermeister und Amts- 
führende Stadtrat der Verwaltungsgruppe I dies 
„abermals* betont, woraus sich offenbar ergibt, daß 
schon im einleitenden Referat klar zum Ausdruck 
kam, daß die lange dauernden Verhandlungen und 
ebenso die Verhandlungen, die noch_ stattfinden 
sollten, im wesentlichen Parteienverhandlungen 
zwischen den Koalitionsparteien der Regierungs- 
koalition waren. Herr Vizebürgermeister Wein- 
berger hat sich im Anschluß an die erwähnte 
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abermalige Betonung der Parteienverhandlungen 
durch den Herrn Vizebürgermeister und Amtsfüh- 
renden Stadtrat der Verwaltungsgruppe I übrigens 
auf „frühere Vereinbarungen“ berufen, die 
durch die Vorlage oder durch die Abstimmung 
über die Vorlage gebrochen worden sein sollen. 
Es kann nicht einen Augenblick zweifelhaft sein, 
daß es sich bei diesen „früheren Vereinbarungen“ 
wieder um nichts anderes als um Vereinbarungen 
zwischen den Koalitionsparteien, zwischen der 
SPÖ und der OVP, gehandelt haben muß, die 
entweder allgemein oder wenigstens für das Per- 
sonalwesen einschließlich der Vorrückungen und 
Ernennungen von Beamten bestimmte partei- 
mäßige Regelungen zwischen den Koalitionspar- 
teien vorsahen. Allerdings hat der Herr Bürger- 
meister nach dem Bericht der „Rathaus-Korrespon- 
denz* das Bestehen solcher Vereinbarungen 
negiert, ist aber auf die Frage der erfolgten Par- 
tefenverhandlungen und der noch angekündigten 
Parteienverhandlungen nicht eingegangen. 

Es muß nicht besonders betont werden, daß an 
Verhandlungen über die Vorlage mit Anträgen auf 
Vorrückungen und Ernennungen von Beamten der 
Stadt Wien die Kommunistische Partei Österreichs 
oder die Fraktion der kommunistischen Gemeinde- 
räte nicht teilgenommen hat, zumal schon aus dem 
Bericht über die erwähnte Sitzung des Wiener 
Stadtsenates klar hervorgeht, daß es sich dabei 
ausschließlich um Verhandlungen zwischen den 
beiden Parteien der Regierungskoalition gehandelt 
hat, also offenbar um einen Teil des Koalitions- 
paktes, 

Die mit dem erwähnten Vorfall eines Exodus 
aus dem Wiener Stadtsenat beendete Beratung 
einer Vorlage mit Anträgen auf Vorrückungen und 
Ernennungen von Beamten der Stadt Wien hat 
somit klar enthüllt, daß über entscheidende Dinge 
der®Personalverwaltung, konkret über Vorrückun- 
gen und Ernennungen von Beamten der Stadt Wien, 
nicht nur Verhandlungen zwischen den beiden 
Koalitionsparteien stattfinden, sondern ein Aus- 
gleich zwischen den Wünschen der beiden Koali- 
tionsparteien gesucht wird und daß sich diese 
Wünsche offenbar auf die Vorrückungen und Er- 
nennungen bestimmter Beamter der Stadt Wien, 
die den betreffenden Parteien angehören, beziehen. 
Es ist übrigens typisch, daß es wegen der nicht 
genügenden Befriedigung von Parteiwünschen auf 
diesem Gebiet zu solchen Auseinandersetzungen 
bis zu dem Exodus der UVP aus dem Wiener 
Stadtsenat gekommen ist. 

In einer demokratischen Verwaltung ist es aber 
nicht erträglich, daß parteimäßige Interessen auch 
über solche Fragen entscheiden, wie die Vor- 
rückung und Ernennung von Beamten der Stadt 
Wien. Und es ist zudem bezeichnend, daß sich 
solche Verhandlungen hinter verschlossenen Türen 
lediglich zwischen den Parteien der Regierungs- 
koalition abspielen. 

Die Mitteilungen über die Sitzung des Wiener 
Stadtsenates vom 22. Februar 1949, die darüber 
veröffentlichten Meldungen und die dargestellten 
Tatsachen veranlassen uns, an den Herrn Amts- 
führenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe I, der 
auch der Referent der Vorlage mit Anträgen auf 
Vorrückungen und Ernennungen von Beamten der 
Stadt Wien im Wiener Stadtsenat war und dessen 
Beteiligun an den Verhandlungen zwischen der 
SPÖ und DVP über diesen Gegenstand als gewiß 
angenommen werden kann, gemäß $ 16 der Ge- 
schäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien 
folgende Anfragen zu stellen: 


1. Ist der Herr Vizebürgermeister und Amts- 
führende Stadtrat der Verwaltungsgruppe I 
bereit und willens, der Öffentlichkeit oder 
wenigstens dem Gemeinderat der Stadt Wien 
eingehende Mitteilungen über die monate- 
langen Verhandlungen zwischen der SPÖ und 
ÖVP über eine Vorlage mit Anträgen auf 
Vorrückungen und Ernennungen von Beam- 
ten der Stadt Wien zu machen? 


2, Hat der Herr Vizebürgermeister und 
Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I an Verhandlungen zwischen den 
Parteien der Regierungskoalition über eine 
Vorlage mit Anträgen auf Vorrückungen und 
Ernennungen von Beamten der Stadt Wien 
teilgenommen? Bejahendenfalls: In welcher 
Eigenschaft? Verneinendenfalls: Woher hat 
der Herr Vizebürgermeister und Amtsfüh- 
rende Stadtrat der Verwaltungsgruppe I die 
eingehende Kenntnis über das Ergebnis dieser 
Verhandlungen gewonnen? 

3. Ist dem Herrn Vizebürgermeister und 
Amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I etwas von „früheren Vereinbarun- 
gen“ zwischen SPÖ und ÖVP in diesem 
Gegenstand bekannt, die nach einer Äußerung 
des Herrn Vizebürgermeisters Weinberger 
durch die Abstimmung über die Vorlage mit 
Anträgen auf Vorrückungen und Ernennun- 
gen von Beamten der Stadt Wien gebrochen 
worden sein sollen, während nach Mitteilun- 
gen des Herrn Bürgermeisters eine solche 
Vereinbarung nicht bestanden haben soll? 
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4. Welche Verhandlungen über Wünsche der 
ÖVP und der „einzelnen Gruppen“ haben 
unter der Mitwirkung oder Kenntnisnahme 
des Herrn Vizebürgermeisters und Amtsfüh- 
renden Stadtrates der Verwaltungsgruppe I 
nach der Sitzung des Wiener Stadtsenates 
vom 22, Februar 1949 stattgefunden und was 
waren der konkrete Inhalt und das Ergebnis 
dieser Verhandlungen? 


5. Welche Wünsche der Österreichischen 
Volkspartei sind es oder waren es, die in der 
am 22. Februar 1949 im Wiener Stadtsenat 
zur Beratung gestandenen Vorlage mit An- 
trägen auf Vorrückungen und Ernennungen 
von Beamten der Stadt Wien nicht enthalten 
waren und über die demgemäß nach der Er- 
klärung des Herrn Vizebürgermeisters und 
Amtsführenden Stadtrates der Verwaltungs- 
gruppe I im Wiener Stadtsenat noch verhan- 
delt werden sollte? 


6. Zählt es zu den Gepflogenheiten der 
unter der Leitung des Herrn Vizebürger- 
meisters und Amtsführenden Stadtrates der 
Verwaltungsgruppe I stehenden Personalver- 
waltung der Stadt Wien, daß über konkrete 
Gegenstände dieser Personalverwaltung vor 
der Behandlung durch die zuständigen Kör- 
perschaften zwischen den Parteien der Regie- 
rungskoalition Verhandlungen durchgeführt 
werden, ohne daß die dritte an der Verwal- 
tung der Stadt Wien beteiligte Partei, die 
KPÖ, zu solchen Parteienverhandlungen zu- 
gezogen wird? 


7. Ist dem Herrn Vizebürgermeister und 
Amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I bekannt, bei welchen Personen und 
aus welchen Gründen von seiten der ÖVP 
oder des Herrn Vizebürgermeisters Weinber- 
ger Einwände gegen die Vorrückung erhoben 
wurden, und ist der Herr Vizebürgermeister 
und Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I bereit, dem Gemeinderat der Stadt 
Wien hierüber Auskunft zu geben? 


8. Kann der Herr Vizebürgermeister und 
Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I darüber Auskunft geben, welche 
Zusammenhänge zwischen den Einwänden, 
die Herr Vizebürgermeister Weinberger .in 
der Sitzung des Wiener Stadtsenates vom 
22. Februar 1949 gegen einzelne zur Vor- 
rückung beantragte Bedienstete, offenbar 
namens der ÖVP, erhoben hat und erheben 
wollte, und den in den Äußerungen des Vize- 
bürgermeisterss und Amtsführenden Stadt- 
rates der Verwaltungsgruppe I bezeichneten 
„Wünschen der Volkspartei“, die offenbar auf 
die Ernennung oder Vorrückung einzelner 
Beamter hinzielten, bestehen? 


9. Was gedenkt der Herr Vizebürgermeister 
und Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe I zu tun, um wenigstens für die Zu- 
kunft zu verhindern, daß über Fragen, die 
für Beamte und Angestellte der Stadt Wien 
von entscheidender Bedeutung sind, beispiels- 
weise über Vorrückungen und Ernennungen 
von Beamten der Stadt Wien, nicht hinter 
verschlossenen Türen zwischen den Parteien 
der Regierungskoalition verhandelt und ent- 
schieden wird? 


Anfrage (Nr.6) der GRe, Maller und Ge- 
nossen an den Herrn Amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgrurppe VII, betreffend De- 
molierung nichtbaufälliger be- 
wohnter Miethäuser (Pr.Z. 566). 


Nach einer Einladung, die von der Stadtbau- 
amtsdirektion am 4. Februar 199 unter der 
Zahl BD. 437/49 ergangen ist, fand über Ersuchen 
der Eigentümer der Häuser 1, Opernring Nr. 1 bis 
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5, und 1, Elisabethstraße Nr. 2 bis 6 eine Augen- 
scheinsverhandlung statt, an der der Rechtsver- 
treter der Hausbesitzer, Vertreter der M.Abt. 19, 
36, 46 und 64, ein Vertreter der Bezirksvorstehung 
Innere Stadt, ein Vertreter des Bundesdenkmal- 
amtes und die Mieter dieser Häuser teilgenommen 
haben. Es handelt sich bei den erwähnten Häusern 
um einen Gebäudekomplex, der den Namen 
„Heinrichshof“ trägt und zu einem Teil durch 
Bomben zerstört, zum anderen Teil aber völlig 
intakt oder nur leicht beschädigt und bewohnt ist. 
Nicht zerstört sind die Häuser 1, Opernring Nr. 3, 
und 1, Elisabethstraße Nr. 2, die 30 Mieter haben. 
Nach dem am 11. Februar 1949 vom Leiter der 
Gruppe Baupolizei des Stadtbauamtes, Herrn Ober- 
senatsrat Dipl.-Ing. Loibl, persönlich vorgenom- 
menen Augenschein erließ die M.Abt. 64 schon am 
12. Februar 1999 den Bescheid Zahl 600/49, dem- 
zufolge der „geplante Umbau des »Heinrichshofes«, 
1, Opernring Nr. 1 bis 5, Elisabethstraße Nr. 2 bis 6, 
aus sicherheitspolizeilichen Gründen und Rück- 
sichten der Stadtplanung und Volkswirtschaft im 
öffentlichen Interesse“ liege. Es ist ohne weiteres 
klar und ergibt sich im übrigen eindeutig aus der 
Begründung des erwähnten Bescheides, daß der 
sogenannte „Umbau“ nicht weniger bedeutet als 
die Demolierung aller Teile des in Frage stehenden 
Gebäudekomplexes, auch der nicht zerstörten und 
bewohnten Teile, also der Häuser 1, Opernring 
Nr. 3, und 1, Elisabethstraße Nr. 2. Für den ganzen 
Komplex soll dann ein neues Gebäude, ein neuer 
„Heinrichshof*, errichtet werden, von dessen Er- 
richtung sich die Projektanten offenbar großen 
Gewinn versprechen, Es ist selbstverständlich, daß 
dadurch zwangsläufig die Mieter der unzerstörten 
und bewohnten, beziehungsweise benützten Objekte 
1, Opernring Nr. 3, und 1, Elisabethstraße Nr. 2 
ihres Obdaches beraubt würden. 


Es muß festgehalten werden, daß der erwähnte 
Bescheid der M.Abt. 64 mit einer bemerkenswerten 
Promptheit, wie sie sonst selten zu finden ist — 
einen Tag nach erfolgter Augenscheinsverhand- 
lung —, ausgefertigt und den Beteiligten zugestellt 
wurde, daß weiter die Augenscheinsverhandlung 
bei diesem sehr ausgedehnten Gebäudekomplex im 
Eiltempo (insgesamt 23 Minuten) erfolgte, wobei 
„festgestellt“ worden ist, daß „ausgedehnte Teile 
der bestehenden Ruinen eine Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit bilden“. Der in der verschleierten 
Form einer Äußerung zu dem „geplanten Umbau" 
des „Heinrichshofes“ faktisch erteilte behördliche 
Auftrag zur Beseitigung nicht nur der Ruinen des 
„Heinrichshofes“, sondern auch seiner nicht bau- 
fälligen, bewohnten Teile, nämlich der Häuser 
1, Opernring Nr. 3, und 1, Elisabethstraße Nr. 2 
erfolgte offensichtlich, weil eine „Finanzgruppe“ 
auf Realisierung eines Projektes drängte, das unter 
anderem die Errichtung eines Großkinos für 
1500 Besucher, eines Dachgartenrestaurants und 
einer Passage vorsieht, eines Bauvorhabens, das 
sicherlich für diese „Finanzgruppe und für den 
Eigentümer des „Heinrichshofes“, Herrn Drasche- 
Wartinberg, sehr gewinnversprechend ist, Nach 
Ausführungen der amtlichen „Wiener Zeitung“ vom 
26. Februar 199 soll in den Geschäftsläden der 
geplanten Passage „insbesondere die Frauenwelt 
Wiens, aber auch die verwöhnte Frau des Aus- 
landes alles finden, was ihr Herz begehrt, von den 
Erzeugnissen der berühmten Wiener Zuckerbäcker 
bis zu den Kostbarkeiten der Wiener Juweliere", 


Der erwähnte Bescheid der M.Abt. 64 bedeutet 
praktisch die Delogierung von 30 Mietern und 
daher alles andere als eine Maßnahme zur Linde- 
rung der Wohnungsnot in Wien. Daran ändert die 
Tatsache nichts, daß den derzeitigen Mietern von 
der Hausverwaltung des Herrn Drasche-Wartinberg 
erklärt wurde, sie könnten in den neuerrichteten 
Häusern wieder Wohnräume bekommen. Zudem 
wird schon jetzt ein „Baukostenbeitrag® von 
1000 Schilling pro Quadratmeter, bei Geschäfts- 
ee zu von 1800 Schilling pro Quadratmeter ver- 
angt. 


Der erwähnte Bescheid der M.Abt. 64 führt neben 
sicherheitspolizeilichen Gründen und Rücksichten 
der Stadtplanung und Volkswirtschaft auch „öftent- 
liche Interessen“ als Gründe für die Demolierung 
des gesamten „Heinrichshofes" und die Delogierung 
seiner Mieter an. Es besteht gewiß kein Zweifel, 
daß die zerstörten Teile des Gebäudekomplexes 
zu entfernen sind und längst schon hätten entfernt 
werden sollen. Es kann aber auch kein Zweifel 
darüber bestehen, daß der Wiederaufbau der zer- 
störten Häuser des „Heinrichshofes“ unter Be- 
lassung seiner nicht zerstörten Häuser, die von 
den anderen durch Feuermauern getrennt sind, 
möglich ist. Es kann jedenfalls nicht in öffent- 
lichem Interesse gelegen sein, daß bewohnbare, 
nicht zerstörte Häuser demoliert werden und die 
Wohnungsnot dadurch vergrößert wird. Empörend 
ist, daß offenbar Profitwünsche einer „Finanz- 
gruppe“ und eines Hauseigentümers entscheidend 
sind, in deren Interesse allein es gelegen ist, mit 
einem Kostenaufwand von 30 Millionen Schilling 
den gesamten Gebäudekomplex niederreißen und 
an seiner Stelle ein sehr gewinnversprechendes 
Bauvorhaben ausführen zu lassen. 
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Wir stellen daher gemäß $ 16 der Geschäfts 
ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien an den 
Herrn Amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe VII die nachfolgenden Anfragen: 

1. Sind dem Herrn amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe VII der als Akt der 
Baupolizei erfolgte Bescheid über den „ge- 
planten Umbau“ des „Heinrichshofes“, der 
praktisch eine Demolierung des „Heinrichs- 
hofes“ samt den unzerstörten und bewohnten 
Häusern, 1, Opernring Nr. 3, und 1, Elisabeth- 
straße Nr. 2 bedeutet, und das diesem Be- 
scheid zugrunde gelegte Verfahren bekannt? 


Bejahendenfalls: Welche Erwägungen haben 
den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe VII dazu veranlaßt, diesem 
Verfahren und dem Bescheid seine Zustim- 
mung zu geben und damit der Delogierung 
von 30 Mietern zuzustimmen, die unzerstörte 
Häuser bewohnen? 

Verneinendenfalls: Wie ist es möglich, daß 
ein Verfahren und ein Bescheid von solcher 
Bedeutung, insbesondere auch von solcher 
grundsätzlicher Bedeutung, ohne Kenntnis 
und ohne Einholung der Entscheidung des für 
die Baupolizei zuständigen Amtsführenden 
Stadtrates erlassen wurde? 


2. Ist der Herr Amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe VII der Meinung, daß in 
der heutigen Zeit trotz der bestehenden un- 
geheuerlichen Wohnungsnot es sozial und 
wirtschaftlich gerechtfertigt werden kann, 
die Demolierung von bewohnten und bewohn- 
baren, im wesentlichen unzerstörten Häusern 
vorzuschreiben und so die Zahl der Woh- 
nungslosen noch zu vermehren? 

3. Welche Vorkehrungen gedenkt der Herr 
Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe VII zu treffen, damit das für eine 
„Finanzgruppe“ und den Hausherrn des 
„Heinrichshofes“ ertragreiche Projekt der 
Demolierung bewohnter und bewohnbarer 
Häuser nicht durchgeführt wird, sondern an 
seiner Stelle Vorkehrungen getroffen werden, 
die den Bestand der unzerstörten Häuser 
sichern und gleichzeitig den Neuaufbau der 
zerstörten Teile des „Heinrichshofes“ er- 
möglichen? 


Anfrage (Nr.7) der GRe. Maller und Ge- 
nossen an den Herrn Amtsführenden Stadtrat 
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der Verwaltungsgruppe . VIII, betreffend 
jahrelang unbenützte Wohnun- 
gen in städtischen Miethäusern 
(Pr.Z. 567), 

Wiederholt ist in der Presse berichtet worden, 
daß Wohnungen mitunter nicht nur viele Monate, 
sondern Jahre hindurch unbenützt sind. Das traf 
und trifft. leider auch für Wohnungen in Ge- 
meindebauten zu, 


Die Wohnung Nr. 12a des städtischen Wohn- 
hauses 3, Posthorngasse 6, bestehend aus 3 Zim- 
mern, Küche, Badezimmer und Vorzimmer, ist 
vollkommen intakt, aber seit sieben Jahren un- 
benützt. Die Mieterin der Wohnung, die allein- 
stehende Witwe Therese Krempel, begab sich noch 
während des Krieges unter Zurücklassung der 
gesamten Einrichtung nach Amstetten, wo sie 
seither dauernd in der Villa ihres Schwiegersohnes 
wohnt, Der Mietzins für die Wohnung wird regel- 
mäßig entrichtet, die Wohnung aber ist völlig 
unbenützt. Diese Tatsachen sind der städtischen 
Wohnhäuserverwaltung längst bekannt. Auch 
andere zur Verwaltungsgruppe VII gehörige 
Magistratsabtellungen haben davon Kenntnis, denn 
die Außenstelle III des Wohnungsamtes hat — 
nach I em Drängen und Bitten — am 24. April 
1947 endlich die Einweisung eines Opfers des 
faschistischen Terrors mit tuberkulösem Kind auf 
ein Zimmer dieser Großwohnung vorgenommen. 
Die übrigen Räume der Wohnung sind versiegelt, 
Von diesen Tatsachen hat aber auch der Herr 
Amtsführende Stadtrat der Verwallungngruppe NER 
Kenntnis. Er wurde auf diesen Fall zuletzt im 
Zusammenhang mit einer‘ anderen Wohnungs- 
angelegenheit — es handelte sich um die be- 
absichtigte Verschiebung einer Wohnung im 
gleichen städtischen Wohnhaus — am 18. November 
1948 aufmerksam gemacht, nachdem sich schon ein 
Zeitungsartikel damit befaßt hatte. 


Obzwar nach dem Mietengesetz die Kündigung 
wegen Nichtbenützung der Wohnung seit vielen 
Jahren ohne weiteres erfolgen könnte und obzwar 
auch die Anforderung der Wohn zweifellos 
gesetzlich möglich wäre, wurde zur eimachung 
der Wohnung bis zum heutigen Tage nichts unter- 
nommen. Es ist also nichts geschehen, um diese 
jahrelang unbenützte Wohnung Obdachlosen oder 
Wohnungslosen zuzuführen, 


Wir stellen daher an den Herrn Amtsführenden 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe VIII gemäß $ 16 
der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt 
Wien die folgenden Anfragen: 


1. Hält es der Herr amtsführende Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe VIII bei der vor- 
herrschenden Wohnungsnot für richtig, daß 
ein alleinstehender Mieter, der offensichtlich 
gar keine Wohnung in Wien braucht, weil er 
seit sieben Jahren außerhalb Wiens in einer 
Villa wohnt, eine städtische Großwohnung 
jahrelang als Einstellungsraum für Möbel 
benützt? 


2. Ist die Versiegelung der unbenützten 
Räume der Wohnung Nr. 12a des städtischen 
Wohnhauses 3, Posthorngasse 6, die von einer 
Privatperson veranlaßt wurde, mit Wissen und 
Zustimmung der städtischen Wohnhäuser- 
verwaltung und des Herrn amtsführenden 
Stadtrates der Verwaltungsgruppe VIII er- 
folgt? 


3. Warum ist die Freimachung der un- 
benützten Großwohnung Tür 12a des städti- 
schen Wohnhauses, 3 Posthorngasse 6, noch 
nicht erfolgt? 


4. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe VIII bereit, die Frei- 
machung der Wohnung 12a im städtischen 
Wohnhaus 3, Posthorngasse 6 und die unver- 
zügliche Zuweisung dieser Wohnung an Aus- 
gebombte, Obdachlose oder sonstige bedürftige 
Wohnungswerber mit entsprechender Fa- 
miliengröße zu veranlassen? 


5. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe VIII bereit, zugleich auch 
dem auf ein Zimmer der sonst unbenützten 
Wohnung Nr. 12a des städtischen Wohrihauses 
3, Posthorngasse 6 eingewiesenen Opfer des 
faschistischen Terrors mit tuberkulösem Kind 
eine geeignete Wohnung entsprechender 
Größe zuzuweisen? 


6. Welche Maßnahmen gedenkt der Herr 
amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe VIIIzu ergreifen, um esunmöglich zu 
machen, daß sich ähnliche Fälle ereignen wie 
der Fall der jahrelang unbenützten und nur 
als Möbelmagazin dienenden Wohnung Nr. 12 a 
im städtischen Wohnhaus, 3, Posthorngasse 6? 


Anfrage (Nr. 8) der GRe. Steinhardt 
und Genossen an den Herrn amtsführenden 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe VI, betreffend 
Wiederhersteilung der „Wiener- 
bergbrücke“ im 12, Gemeindebezirk 
(Pr.Z. 568). 


Die „Wienerbergbrücke“, ein für die Bevölkerung 
und die Industrie des 12. Bezirkes wichtiger Ver- 
kehrsweg, ist im Verlauf der Kriegsereignisse 
zerstört worden. Für Fußgänger wurde wohl ein 
notdürftiger Steg errichtet, Fuhrwerke müssen 
aber noch immer einen großen Umweg machen, 
um von einem Bezirksteil in den anderen zu Be 
langen, Ein lehrreiches Beispiel der damit ver- 
bundenen Gefahren sei angeführt: Am 16. Dezem- 
ber 1948 entstand im 12. Bezirk ein Scheunenbrand. 
Die Wienerberger Feuerwache, die nur etwa 
200 Meter von der Scheune entfernt ihren Sitz hat, 
traf infolge des riesigen Umweges, zu dem sie ge- 
nötigt war, später auf dem Brandplatz ein als die 
Feuerwache Marlahiif. 

Den Notsteg für Fußgänger an Stelle der 
„Wienerbergbrücke“ müssen täglich auch hunderte 
Kinder passieren, um zur Schule zu gelangen. Da 
in den Schulen „Wechselunterricht“ gegeben wird, 
kommt ein großer Teil der Schulkinder erst in 
den späten Nachmittagsstunden nach Hause und 
muß daher den Notsteg in der Dunkelheit pas- 
sieren, was zweifellos eine Gefährdung der Kinder 
bedeutet. 

Die kommunistischen Bezirksräte des 12. Bezirkes 
haben wiederholt darauf hingewiesen, daß die 
Instandsetzung der Wienerbergbrücke außerordent- 
lich dringlich ist. Ihre Forderung ist zugleich der 
Wunsch weiter Kreise der Meidlinger Bevölkerung. 
Bis heute aber ist kein Anzeichen dafür vorhanden, 
daß die Reparatur der Brücke in absehbarer Zeit 
in Angriff genommen wird. 

Der Herr Amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe VI hat eine Intervention des Gemeinderates 
Theodor Maller in dieser Angelegenheit am 8. Juli 
1948 mit der Auskunft „erledigt“, daß die Ursache 
der Verzögerung der Wiederherstellungsarbeiten 
Verhandlungen über die Auslegung eines „Gesetzes 
über Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen“ 
seien. Der Wiener Magistrat vertrete nämlich die 
Rechtsauffassung, daß Wiederherstellung dieser 
Brücke die Österreichischen Bundesbahnen und 
die AG der Wiener Lokalbahnen gemeinsam auf- 
zukommen haben, während diese beiden Unter- 
nehmungen eine andere Auffassung vertreten. 


Wir stellen daher gemäß $ 16 der Geschäfts- 
ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien an 
den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Verwal- 
tungsgruppe VI die folgenden Anfragen: 

1. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe VI bereit, darüber Aus- 
kunft zu geben, welche Schritte durch die 
Verwaltung der Stadt Wien unternommen 
wurden, um die Aufnahme der Wieder- 
herstellungsarbeiten an der Wienerbergbrücke 
zu beschleunigen? 


2, Ist dem Herrn amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe VI bekannt, ob sich 
die Österreichischen Bundesbahnen, die AG. 
der Wiener Lokalbahnen und der Wiener 
Magistrat hinsichtlich Auslegung des „Ge- 
setzes über Kreuzung von Eisenbahnen und 
Straßen“ schon geeinigt haben? 


3. Ist dem Herrn amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe VI bekannt, ob be- 
reits konkrete Maßnahmen getroffen sind, mit 
den Wiederherstellungsarbeiten an der Wie- 
nerbergbrücke zu beginnen? Bejahendenfalls: 
Wann kann mit dem Beginn und dem Ab- 
schluß der Wiederherstellungsarbeiten gerech- 
net werden? Verneinendenfalls: Was gedenkt 
der Herr amtsführende Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe VI zu unternehmen,.um die 
rascheste Wiederinstandsetzung der für die 
Bevölkerung eines Gemeindebezirkes so wich- 
tigen Brücke endlich durchzusetzen? 


Anfrage (Nr. 9) der GRe. Lauscher und 
Genossen an den Herrn amtsführenden Stadt- 
rat der Verwaltungsgruppe II, betreffend die 
ungeheure Belastung der Wiener Bevölkerung 
und die offenkundige Benachteiligung der 
Stadt Wien durch die unter dem Titel von 
„Mehrgebühren“ monatelang einge- 
hobenen „grauen“ Strompreise 
(Pr.Z. 569). 

Die tiefgreifende Empörung der Bevölkerung 
über die Einhebung „grauer“ Strompreise unter 
dem Titel von „Mehrgebühren“ und das ent- 
schlossene Auftreten der Vertreter der Kommuni- 
stischen Partei Österreichs gegen den Skandal bei 
der Einhebung dieser „Mehrgebühren"“ haben 
schließlich dazu geführt, daß der Bundesminister 
für Energiewirtschaft und Elektrifizierung, Herr 
Obermagistratsrat Dr. Alfred Migsch, sich ver- 
anlaßt gesehen hat, wenigstens für die nächste 
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Zeit diese Praxis einzustellen. Es sei in diesem 
Zusammenhang nur darauf hingewiesen, daß selbst 
diese Einstellung der zweifellos grob unsozialen 
und übrigens auch ungesetzlichen Praxis der Ein- 
hebung „grauer“ Strompreise gegenüber den Haus- 
halten und kleinen Gewerbetreibenden mit einer 
schweren Benachteiligung verbunden ist, Während 
nämlich vom 1. März an die verfügten Ein- 
schränkungen im Stromverbrauch für Industrie- 
betriebe und Haushalte angeblich aufgehoben und 
auch die Reklame- und Schaufensterbeleuchtung 
ab 1. März wieder erlaubt sind, soll die Aufhebung 
der sogenannten „Mehrgebühren* erst nach der 
ersten Zählerablesung nach dem 1. März in Kraft 
treten. Das bedeutet, daß offenbar die Absicht 
besteht, auch für Wochen nach dem 1. März noch 
„graue“ Strompreise von hunderten oder tausenden 
Haushalten einzuheben, wenn es auf die Absichten 
des Bundesministers für Energiewirtschaft und 
Elektrifizierung ankommt. 

Bei der Ankündigung über die Aufhebung der 
Stromverbrauchseinschränkungen und der Ein- 
hebung von sogenannten „Mehrgebühren“, die an- 
läßlich einer Pressekonferenz im Bundesministerium 
für Energiewirtschaft und Elektrifizierung erfolgt 
ist, hat Bundesminister Dr, Migsch auf die Fragen 
von Pressevertretern, wie sich aus Pressemel- 
dungen ergibt, auch einige Zahlen über die so- 
genannten „Mehrgebühren“, über deren Vor- 
schreib und über die Eingänge aus solchen 
„Mehrgebühren“ angegeben. Es ist nicht klar, auf 
welchen Zeitraum sich diese von Bundesminister 
Dr. Migsch angegebenen Zahlen beziehen und ob 
es sich dabei um endgültige Zahlen, wenigstens 
für die Zeit bis zum Tage der Pressekonferenz, 
das ist bis 26. Februar 1949, handelt, Immerhin 
hat Bundesminister Dr, Migsch erklärt, daß in 
ganz Österreich an sogenannten „Mehrgebühren“, 
also an Zuschlägen zu den normalen Strompreisen, 
offenbar seit Dezember 1948, somit in höchstens 
zwei Monaten, 7 Millionen Schilling vorgeschrieben 
worden sind, hievon für Wien allein 4,2 Millionen 
Schilling, Schon diese beiden Zahlen zeigen einer- 
seits, um welch ungeheure Summen es sich handeit, 
andererseits aber auch, wie groß die offenkundige 
Benachteiligung der Stadt Wien und der Bevöl- 
kerung dieser Stadt auch auf diesem Gebiete Ist. 
während in ganz Österreich bei der von Bundes- 
minister Dr. Migsch angegebenen. Zahl auf den 
Kopf der Bevölkerung — allerdings vom Säugling 
bis zum Greis — etwas mehr als ein Schilling ent- 
fällt, entfällt offensichtlich in Wien auf den Kopf 
der Bevölkerung allein an solchen vorgeschriebe- 
nen „Mehrgebühren“, Säuglinge und Greise mit- 
gerechnet, ein Betrag von Tund 2.50 S. Nun könnte 
man freilich meinen, daß die Wiener Bevölkerung 
besonderen „Mißbrauch“ mit Strom getrieben hätte. 
Aber jeder Kenner der Verhältnisse weiß aus 
Erfahrung, daß, wie der Herr Bürgermeister 
wiederholt und immer wieder festgestellt hat, in 
den westlichen Bundesländern der Stromverbrauch 
verhältnismäßig ungleich höher ist als in Wien. 
Dazu kommt, daß bei der einzigen Bekanntgabe 
von sogenannten „Stromsündern“, nämlich von 
Industriebetrieben, die aus reinem Profitinteresse 
die ihnen zugewiesenen Strommengen bei weitem 
überschritten haben, der Anteil der Wiener 
Betriebe außerordentlich gering war, während 
andererseits Bundesminister Dr. Migsch persönlich 
wiederholt darauf hingewiesen hat, daß der ent- 
scheidende Strommehrverbrauch bei solchen Indu- 
striebetrieben zu suchen sei. Während also offenbar 
der angebliche unzulässige Strommehrverbrauch 
zum überwiegenden Teile in den westlichen Bundes- 
ländern erfolgte, sind der Wiener Bevölkerung die 
„grauen“ Strompreise, die famosen „Mehrgebühren" 
zu 60 Prozent aufgelastet worden. Wenn das keine 
grobe, um kein schärferes und richtiger bezeich- 
nendes Wort zu gebrauchen, Benachteiligung der 
Stadt Wien und ihrer Bevölkerung darstellt, dann 
wüßten wir nicht, was als eine solche Benach- 
teillgung zu bezeichnen wäre. Aber es kommt 
noch schöner! Wiederum nach den Mitteilungen 
des Bundesministers für Energiewirtschaft und 
Elektrifizierung Dr. Alfred Migsch sind von den 
vorgeschriebenen „Mehrgebühren“ in der Höhe von 
7 Millionen Schilling bis zu der erwähnten Presse- 
konferenz des Herrn Dr Migsch 2,3 Millionen 
Schilling bezahlt worden, davon allein 1,9 Millionen 
Schilling von der Wiener Bevölkerung. Das be- 
deutet, daß man aus den Taschen der Wiener 
Bevölkerung für eg unzulässigen Strom- 
verbrauch fast 2 Millionen Schilling — wir wollen 
sagen — genommen hat, während auf das ganze 
übrige Österreich knappe 400.000 S entfallen. Wir 
enthalten uns der richtigen Bezeichnung für das, 
was sich hiebei zeigt. 

Noch haben wir auf unsere Anfragen bezüglich 
der Einhebung der „grauen“ Strompreise in Wien 
an den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Ver- 
waltungsgruppe XUH und an den Herrn Landes- 
hauptmann keine Antwort bekommen. Die Antwort 
des Herrn Amtsführenden Stadtrates der Verwal- 
tungsgruppe XII wird nach der Geschäftsordnung 
offenbar bei der heutigen Gemeinderatssitzung 
erteilt werden. Aber ohne Rücksicht auf diese 
Antwort verlangen zweifellos allein die vom 
Bundesminister Dr. Migsch genannten Zahlen eine 
dringende Aufklärung und eine entschiedene 
Stellungnahme durch die zuständigen Instanzen 
der Stadt Wien, 

Da es sich einerseits um eine unerhörte finan- 
zielle Belastung der Wiener Bevölkerung, anderer- 
seits um den Eingang großer Beträge bei einer 
wiener städtischen Unternehmung und um die 
Abfuhr gewaltiger Summen an den Bund handelt 
und da überdies die schwere wirtschaftliche Be- 
nachteiligung der Stadt Wien nach den von 
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Bundesminister Dr. Migsch genannten Zahlen 
offenkundig ist, wird und muß sich der für das 
Finanzwesen der Stadt Wien verantwortliche 
Amtsführende Stadtrat mit diesen Fragen beschäf- 
tigen, Es handelt sich nicht mehr um eine Sache, 
die den für die städtischen Unternehmungen zu- 
ständigen Stadtrat angeht und es handelt sich 
nicht nur um eine Frage der unzulässigen und un- 
sozialen Belastung der arbeitenden Bevölkerung 
Wiens und ihrer Familien, sondern es handelt sich 
auch um eine für die Finanzen der Stadt Wien 
wichtige und entscheidende Frage. 

Wir richten daher an den Herrn Amtsführenden 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe II gemäß $ 16 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt 
Wien folgende Anfragen: 

1, Sind dem Herrn amtsführenden Stadtrat 
der Verwaltungsgruppe II die Zahlen bekannt, 
die der Bundesminister für Energiewirtschaft 
und Elektrifizierung über die Vorschreibung 
von sogenannten „Mehrgebühren“ und über 
den Eingang an solchen „Mehrgebühren“ an- 
läßlich einer Pressekonferenz am 26. Februar 
1949 genannt hat? 

Bejahendenfalls: Was hat der Herr amts- 
führende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II 
unternommen, um gegen die aus diesen Zahlen 
sich ergebende unerhörte Benachteiligung der 
Wiener Bevölkerung und der Stadt Wien zu 
protestieren, und was hat der Herr amts- 
führende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II 
unternommen, um die Fortsetzung dieser Be- 
nachteiligung unmöglich zu machen und ent- 
sprechende Ersätze und Rückersätze an die 
Stadt Wien und die Wiener Bevölkerung zu 
erreichen? 

Verneinendenfalls: Was gedenkt der Herr 
amtsführende Stadtrat der Verwaltungs- 
gruppe II nun, nachdem er diese Zahlen 
erfahren hat, in der angegebenen Richtung zu 
tun? 


2. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe II bereit und in der Lage, 
endgültige Zahlen über die „grauen“ Strom- 
preise, über die unter dem Titel von „Mehr- 
gebühren“ in Wien erfolgten Vorschreibungen 
und Einhebungen dem Gemeinderat der Stadt 
Wien zu geben, und ist der Herr amtsführende 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe II weiter 
bereit und in der Lage, diesen Zahlen die für 
ganz Österreich geltenden Zahlen, die für 
andere Bundesländer geltenden Zahlen und 
die für andere große Städte geltenden Zahlen 
dieser Art zur Seite zu stellen? 

Für den Fall der Verneinung des zweiten 
Teiles dieser Frage: Was gedenkt der Herr 
amtsführende Stadtrat der 'Verwaltungs- 
gruppe II zu tun, um im Interesse der Stadt 
Wien und der Wiener Bevölkerung die not- 
wendigen Vergleichszahlen zu erhalten, damit 
er sie dem Gemeinderat der Stadt Wien be- 
kanntgeben kann? 


3. Ist der Herr amtsführende Stadrat der 
Verwaltungsgruppe II, dem die unmittelbare 
Verantwortung für die Finanzen der Stadt 
Wien obliegt, bereit und willens, nach der 
bisher offenkundigen Benachteiligung der 
Stadt Wien und ihrer Bevölkerung die weitere 
Abfuhr von „Mehrgebührenanteilen“ an das 
Bundesministerium für Energiewirtschaft und 
Elektrifizierung fortzusetzen? 


4. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 
Verwaltungsgruppe II bereit, die weitere Ein- 
hebung sogenannter „Mehrgebühren“ ein- 
stellen zu lassen und damit wenigstens für 
die Zukunft die Wiener Bevölkerung von 
dieser unerträglichen Belastung zu befreien? 


‚ „5. Ist der Herr amtsführende Stadtrat der 

Verwaltungsgruppe II bereit und in der Lage, 
dem Gemeinderat der Stadt Wien bekannt- 
zugeben, welche Beträge aus sogenannten 
„Mehrgebühren“ in Wien vorgeschrieben 
wurden und welche Beträge hievon bei den 
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Wiener 
Wiener 
sind? 
6. Welchen Weg will der Herr amtsführende 
Stadtrat der Verwaltungsgruppe II einschla- 
gen, um die Benachteiligung der Wiener Be- 
völkerung und der Stadt Wien, insbesondere 
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aber die unerhörte und unsoziale Einhebung, 


von sogenannten „Mehrgebühren“ von der 
werktätigen Bevölkerung dieser Stadt, die um 
die Erhaltung ihres Lebens schwer ringen 
muß, wiedergutzumachen? 


Beantwortung der Anfrage (Nr. 1) der 
GRe. Dr. Soswinski und Genossen, be- 
treffend Mehrgebühren für Strom- 
verbraucher (Pr.Z. 164). 

Die Anfrage der Gemeinderäte Dr. Ludwig 
Soswinski und Genossen, betreffend Mehr- 
gebühren für Stromverbraucher, beehre ich 
mich wie folgt zu beantworten: 

Das Lastverteilungsgesetz (BGBl. 26/8. Juni 
1946, Nr. 83) vom 6. März 1946 in der Last- 
verteilungsnovelle vom 1. Juli 1948 (BGBl. 33, 
19. August 1948, Nr. 147) bezieht sich auf Maß- 
nahmen, die infolge des Krieges und seiner 
Nachwirkungen zur Sicherung der Bedarfs- 
deckung an elektrischer Energie für die Auf- 
rechterhaltung und den Wiederaufbau der 
Wirtschaft, also im Interesse des gesamten 
österreichischen Volkes, erforderlich sind. 
Maßnahmen dieser Art sind grundsätzlich 
durch däs BVG. ex 1929, Art. 10, Abs. 1, 
Z1. 15, letzter Satz, in Gesetzgebung und Voll- 
ziehung als Bundessache gekennzeichnet; für 
die Gegenstände des LVG. wird dies aus- 
drücklich in diesem Gesetz (Art. II) festge- 
legt; außerdem wird festgelegt (LVG., $ 13), 
daß Vorschriften, die mit dem LVG. oder mit 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnungen, Anordnungen und Verfü- 
gungen in Widerspruch stehen, mit Inkraft- 
treten dieses Bundesgesetzes ihre Wirksam- 
keit verlieren. 

Die Lastverteilungsverordnung des Bundes- 
ministeriums für Energiewirtschaft und Elek- 
triizierung vom 12. September 1946 (BGBl. 
63/28. November 1946, Nr. 197) sieht ausdrück- 
lich die Durchführung von Stromsparmaß- 
Per als bundeseinheitliche Regelung vor 
($$ 2 ft.). 

Für 1948/49 wurde die ab 3. Oktober 1948 
geltende Stromverbrauchsregelung durch die 
Anordnung des Bundeslastverteilers vom 
29. September 1948 festgelegt; auf die bei un- 
zulässigem Verbrauch elektrischer Energie 
vorgesehene Einhebung von Mehrgebühren 
und die Straffolgen bei Zuwiderhandlung 
gegen diese Anordnung ist in den Punkten 
9 und 10 ausdrücklich hingewiesen. 

Die Einhebung von Mehrgebühren für un- 
zulässigen Energiemehrverbrauch wird aus- 
drücklich in $ 3a der Lastverteilungsnovelle 
1948 vorgeschrieben. Ihre Höhe ist durch die 
Verordnung des Bundesministeriums für 
Energiewirtschaft und Elektrifizierung vom 
1. Oktober 1948 (BGBl. 46/30. Oktober 1948, 
Nr. 214) bestimmt. Zur Einhebung dieser 
Mehrgebühren sind die Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmungen verpflichtet. 

Alle vorgenannten, für das gesamte Bun- 
desgebiet geltenden gesetzlichen Bestimmun- 
gen wurden zeitgerecht vor ihrem Inkrafttreten 
in der gesamten Presse und im Rundfunk 
verlautbart und durch wiederholte und ein- 
dringlichste Mitteilungen auf dem gleichen 
Wege unterstrichen. 

Bezüglich der Mehrgebührenvorschreibun- 
gen ist ausdrücklich folgendes festzustellen: 

Die Stromlieferungsunternehmungen sind 
zur Vorschreibung und Einhebung der Mehr- 
gebühren nicht bloß berechtigt, sondern auf 
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Grund gesetzlichen Antrages verpflichtet. Sie 
sind daher insbesondere auch verpflichtet, alle 
jene Mittel anzuwenden, die ihnen zur Her- 
einbringung der Mehrgebühren zur Verfügung 
stehen, also namentlich auch mit Abschal- 
tungsmaßnahmen gegen den Säumigen vorzu- 
gehen. Eine Stromlieferungsunternehmung, 
die Mehrgebühren nicht vorschreibt oder es 
unterläßt, die Mehrgebühren durch Anwen- 
dung der ihr zur Verfügung stehenden Druck- 
und Zwangsmittel hereinzubringen, oder die 
Mehrgebühren nicht dem gesetzlich vorge- 
sehenen Zwecke zuführt, begeht eine Ver- 
waltungsübertretung nach $ 12, Abs. (I) des 
Lastverteilungsgesetzes und ist unverzüglich 
der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 
zur Anzeige zu bringen. 

Die Vorschreibung und Einhebung der 
Mehrgebühren stellt also in der Praxis einen 
Ersatz für eine ausdrückliche gerichtliche 
Strafmaßnahme dar. Da das Lastverteilungs- 
gesetz eine Stromverbrauchsregelung be- 
zweckt, muß die Ahndung und dadurch die 
wirksame Verhütung von weiteren Verstößen 
so rasch als möglich erfolgen, das heißt noch 
während der laufenden Periode der Energie- 
knappheit. Es wäre daher völlig zwecklos, in 
jedem einzelnen Falle den zeitraubenden Weg 
einer Anzeige an die Verwaltungsbehörde 
und an das zuständige Gericht einzuschlagen, 
da die Austragung des Falles infolge des 
schwerfälligeren Verfahrens erst nach Mo- 
naten zu gewärtigen ist; der Zweck des Ge- 
setzes, den Verbrauch auf das zulässige Maß 
zu beschränken, bliebe aber in der Zwischen- 
zeit unberücksichtigt. Zur Vermeidung eines 
solchen Notstandes mit allen seinen nur zu 
bekannten Folgen bleibt daher nur der vom 
Gesetz vorgeschriebene Weg, die Stromver- 
sorgungsunternehmungen zur Vorschreibung 
und Einhebung der Mehrgebühren zu ver- 
pflichten. 

Die pflichtgemäße Anwendung von Zwangs- 
mitteln seitens der WEW., beziehungsweise 
der Wiener Stadtwerke, Elektrizitätswerke, 
zur Beitreibung der Mehrgebührenvorschrei- 
bungen ist durch das früher Gesagte begrün- 
det. Die bundeseinheitliche Geltung der 
gesetzlichen Bestimmungen im Gegenstande 
erübrigt eine diesbezügliche Beschlußfassung 
des Gemeinderates, da ein gegenteiliger Be- 
schluß nicht nur als ein wenn auch unwirk- 
samer Versuch, ein Bundesgesetz aufzuheben, 
anzusehen wäre, sondern an sich unzulässig 
ist. Ein Antrag an den Verfassungsgerichts- 
hof, das Lastverteilungsgesetz samt Durch- 
führungsverordnungen als verfassungswidrig 
aufzuheben, ist, wie bereits durch die An- 
ziehung des BVG. begründet, aussichtslos. 

Unabhängig von der Vorschreibung oder 
Bezahlung einer Mehrgebühr und unabhängig 
von einem Strafverfahren kann eine Abschal- 
tung des Stromsünders, auch bei an sich 
geringfügigen Überschreitungen der Strom- 
sparmaßnahmen, verhängt werden. Abschal- 


WIEN 1, 
WALFISCHGASSE 15 
R 20-305 A 11716 


412 _Nr. 24 / 23. März 1949 


tungen sind nach dem Gesetze sowohl als 
Präventiv- als auch als Einsparungsmaß- 
nahme zulässig. In letzterem Falle wird aber 
die Verpflichtung zur Vorschreibung, bezie- 
hungsweise zur Bezahlung der Mehrgebühren 
keinesfalls aufgehoben. Die Schädigung oder 


die Gefährdung, die durch unzulässigen Mehr-- 


bezug für die gesamte Stromversorgung 
gegeben ist, kann durch eine Einsparung im 
nachhinein oder auch vorher nicht wett- 
gemacht werden. Der Grund hiefür liegt in 
"der technischen Eigenart der Stromerzeugung. 
Von den vorgenannten Arten der Abschaltung 
ist jene ausdrücklich zu unterscheiden, die 
dem Stromversorgungsunternehmen als 
Zwangsmittel zur Eintreibung der Mehr- 
gebühren zur Verfügung steht und das es, wie 
bereits erwähnt, im Bedarfsfalle auch an- 
wenden muß. An dieser Stelle sei bezüglich 
der zugebilligten Energiemengen folgendes 
festgehalten: In den letzten drei Jahren hat 
der Stromverbrauch jährlich eine rund 
20prozentige Steigerung erfahren. Mit Rück- 
sicht auf die jahreszeitlich bedingten Schwan- 
kungen der hydraulischen Darbietung und 
die begrenzte kalorische Erzeugungsmöglich- 
keit, sowohl hinsichtlich Anlagen als auch 
Brennstoffbelieferung und -bevorratung, 
wurde bereits im Sommer des vergangenen 
Jahres der zulässige Energieverbrauch der 
Industrie von den planenden Stellen unter 
Zuziehung ‚sämtlicher interessierter Körper- 
schaften festgelegt. Die als voraussichtlich 
tragbar angesehenen Stromquoten für die 
Industrie mußten unter dem Zwang der auch 
heuer abnormalen Trockenheit und der da- 
durch bedingten unzulässig hohen Inan- 
spruchnahme der Dampfkraftwerke, die zu 
einem Vorgriff auf die Kohlenreserven nötigte, 
um 25 Prozent gekürzt werden. Als Mit- 
ursache dieser Maßnahme ist auch jeder 
unzulässige Mehrverbrauch jeglicher Art an- 
anzusehen. Die als zulässig veranschlagten 
Strommengen für nichtindustrielle Bezieher, 
also Haushalt, Gewerbe und Landwirtschaft, 
wurden demgegenüber nicht herabgesetzt. 


Es muß weiters ausdrücklich festgestellt 
werden, daß auch eine an sich geringfügige 
Überschreitung der Stromsparmaßnahmen 
im Zusammenhalt mit ähnlichen Überschrei- 
tungen Dritter eine ernstliche Gefährdung 
der Elektrizitätsversorgung bilden kann, wie 
erfahrungsmäßig bewiesen ist. 


Was den Mehrverbrauch einzelner indu- 
strieller Unternehmungen betrifft, ist dazu 
folgendes zu sagen: 


Jede Industrieunternehmung ist als geson- 
dert an das Netz angeschlossener Stromver- 
braucher und im Hinblick auf die wesentlich 
geringere Gesamtanzahl dieser Verbraucher 
gegenüber der großen Anzahl der Klein- 
verbraucher rasch und einfach hinsichtlich 
ihres Verbrauches kontrollierbar, was auch 
geschieht. Ebenso können Industriebetriebe, 
wenn dies aus Gründen der Lastverteilung 
notwendig ist, als Einzelverbraucher ohne 
weiteres gesondert abgeschaltet werden, Die 
Mehrgebühren werden auch den Industrie- 
betrieben vorgeschrieben. Soweit heute ein 
Überblick möglich ist, kann geschätzt werden, 
daß die von den Industriebetrieben bezahlten 
Mehrgebühren in Summe wesentlich höher 
sind, als die von den übrigen Verbrauchern, 
also den Tarifabnehmern, vereinnahmten. Ohne 
Zweifel besteht die Notwendigkeit, den .Be- 
trieb der Industrieunternehmungen auch wäh- 
rend der energieknappen Jahreszeit durchzu- 
ziehen. Daß dies heuer bis jetzt trotz der 
vorhandenen, keineswegs günstigen Energie- 
lage möglich war, und daß keine ernstlichen 
Stromstörungen entstanden sind, ist unbe- 
dingt der lückenlosen Durchführung der 
Mehrgebührenvorschreibung zu danken. Die- 
ses für die gesamte Wirtschaft und jeden 
“ einzelnen Strombezieher Österreichs wichtige 
Ergebnis berechtigt, jene Maßnahmen restlos 
zu bejahen, durch deren Anwendung die 
andernfalls lawinenartig anschwellende Stei- 


gerung des Gesamtstromverbrauches abge- 
stoppt werden konnte, wenn auch auf einem 
höheren Niveau, als ursprünglich vorgesehen 
war. Dieses Ziel, die Stromversorgung aller 
österreichischen Verbraucher, wenn auch in 
einem beschränkten, aber für alle trag- 
baren und dem echten Bedarfe gerechten 
Ausmaße sicherzustellen, rechtfertigt auch 
die Aufwendung für seine administrative 
Durchführung also die Kosten der 
Kontrollen, der Vorschreibung und Ein- 
hebung der Mehrgebühren. Sollte, wie 
es im Hinblick auf den Sinn und den Zweck 
der gesetzlichen Maßnahmen eigentlich nur 
erfreulich wäre, der aus den Mehrgebühren 
dem einzelnen Stromversorgungsunternehmen 
verbleibende 50prozentige Anteil diese Ver- 
waltungskosten nicht decken, so wäre dieses 
Defizit bestimmt leichter zu ertragen als der 
mittelbare Schaden, der dem Stromlieferer 
aus wiederholten Netzzusammenbrüchen er- 
wächst, ganz zu schweigen von jenen Ein- 
bußen, die die österreichische Gesamtwirt- 
schaft bei solchen Vorkommnissen, nicht nur 
materiell, zu verzeichnen hat. Einer Ent- 
wieklungstendenz, die eine bessere Disziplin 
der Stromverbraucher aufzeigt, könnte selbst- 
verständlich entsprechend und mit Befriedi- 
gung Rechnung getragen werden. Daß dies 
heute noch nicht der Fall sein kann, beweist, 
daß die wiederholten und eindringlichen 
Mahnungen zur Einhaltung der Verbrauchs- 
vorschriften seitens der Verbraucher nicht in 
jenem Maße gewürdigt werden, um einen 
Verzicht auf die in Rede stehenden Mittel 
zu erlauben. 


Unter Hinweis auf das bisher Gesagte be- 
antworten sich die gestellten Fragen eigent- 
lich von selbst. Wenn auch die Fragesteller 
ihre Anfragen formell nur auf die WEW be- 
schränken und beschränken konnten, so muß 
doch von vornherein klargestellt werden, daß 
die WEW in allen in diesen Fragen be- 
rührten Gegenständen keine Einzelaktionen, 
die sich auf den Wiener Versorgungsbereich 
beschränken, vorgenommen, sondern in Er- 
füllung der ihnen durch Bundesgesetz und 
bundeseinheitlich gültige Verordnungen und 
Anordnungen auferlegten Pflicht gehandelt 
haben. Diese Tatsache nimmt den Anfragen 
eine wenn vielleicht auch unbeabsichtigte 
Spitze gegen das Unternehmen und seine ver- 
antwortlichen Leiter. 


Mit ausdrücklicher Beziehung auf das bis- 
her Gesagte lauten daher die nunmehr kurz 
zu fassenden Antworten auf die Frage 1: Ja! 


Frage 2: Ein Bericht erübrigt sich unter 
Hinweis auf das vom Nationalrat einstimmig, 
also auch mit den Stimmen der kommunisti- 
schen Nationalräte beschlossene Bundesgesetz, 
das auch dem Gemeinderat durch die gesetz- 
mäßige Veröffentlichung bekannt sein mußte. 


Frage 3: Die Notwendigkeit einer Strom- 
verbrauchsregelung wurde durch das früher 
Gesagte hinreichend begründet. Damit er- 
übrigt sich die Beantwortung des zweiten 
Teiles dieser Anfrage. 


Frage 4: Eine Tariferhöhung liegt nicht, wie 
früher ausführlich begründet wurde, vor. Bei 
strikter Beachtung der gesetzlichen Be- 
stimmungen seitens der Stromverbraucher 
brauchten überhaupt keine Mehrgebühren 
vorgeschrieben werden. In berücksichtigungs- 
würdigen Fällen sieht das Gesetz über An- 
suchen die Zuerkennung eines Mehrver- 
brauches in gesetzlich vertretbarem Ausmaße 
vor. Von dieser Möglichkeit wird und wurde 
seitens der Strombezieher in zahlreichen 
Fällen Gebrauch gemacht. Hinsichtlich der 
Einhebung der Mehrgebühren, dıe auf Grund 
eines Bundesgesetzes für die WEW Pflicht 
ist, hat der Gemeinderat keine gesetzliche 
Möglichkeit einer Beschlußfassung. Die ver- 
fassungsrechtliche Anfechtung des Lastver- 
teilungsgesetzes wurde bereits als aussichtlos 
erwähnt. 
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Frage 5; Ist in ihrem ersten Teile durch die 
Beantwortung der Frage 4 erledigt. Die Frage 
der Mehrgebühren ist bereits ausreichend 
behandelt, ebenso die gesetzlichen Verpflich- 
tungen, die seitens der WEW in diesem Zu- 
es eg zu erfüllen sind und erfüllt 
werden. 


Frage 6: Eine Weisung, wie sie von den 
Fragestellern gefordert wird, kann, da im 
Widerspruch zu den gesetzlichen Bestim- 
mungen stehend, nicht erteilt werden. Da 
eine solche Weisung geeignet wäre, die Strom- 
versorgung nicht nur des Lastverteilungs- 
gebietes Wien, sondern auch des gesamten 
Bundesstaates ernstlich zu gefährden und 
schuldhaft fühlbar zu schädigen, wäre ein 
solches Zuwiderhandeln gegen das Last- 
verteilungsgesetz als gerichtlich zu ahndendes _ 
Vergehen zu qualifizieren. 


Frage 7: Die Beantwortung dieser Frage 
ist derzeit nicht möglich, da zur augenblick- 
lichen Erstellung einer Zwischenbilanz die 
Voraussetzungen fehlen. Viele Fälle sind noch 
nicht abgeschlossen und mit Rücksicht auf 
die zeitlich gleitende Ablesung bei den Strom- 
verbrauchern ist derzeit kein klares Bild zu 
erwarten. Es erscheint daher zweckmäßig, 
zur Beantwortung dieser Frage das Ende des 
Winterhalbjahres abzuwarten, das ein ein- 
wandfreies und vollständiges Berichtsergebnis 
ermöglichen wird. Zu diesem Zeitpunkt steht 
demnach einer abschließenden Beantwortung 
dieser Frage nichts im Wege. 


Frage 8: Da mit Rücksicht auf die Absicht 
des Gesetzes weder mit dem Eingang noch 
mit einer bestimmten oder annähernden 
Höhe der Mehrgebühren gerechnet werden 
durfte, wurde diesbezüglich auch nichts im 
Wirtschaftsplan der WEW vorgesehen. 


Frage 9: Die Verantwortung über die Ein- 
hebung der Mehrgebühren ist im Lastver- 
teilungsgesetz begründet. Damit wird der 
erste Teil dieser Frage gegenstandslos, ebenso 
auch der zweite. Nach den eingangs ge 
gebenen Aufklärungen ist wohl kaum an- 
zunehmen, daß die Fragesteller die Bezeich- 
nung „Unfug“ für eine durch Bundesgesetz 
angeordnete Maßnahme aufrechterhalten. 


Der Amtsführende Stadtrat: 
Dr. Exel 


Gemeinderat 


Protokoll der vertraulichen Sitzung vom 
ll. März 1949 
Vorsitzender: Bgm. Dr. h, c. Körner. 


Schriftführer: Die GRe, Fischer und 
Ing. Rieger. 


Berichterstatter: GR. Dr. Stemmer. 


1. Pr.Z. 370, P. 1.) Dr. Maja Loehr, Privat- 
gelehrte, wird in Würdigung ihrer wissen- 
schaftlichen Leistungen mit Wirksamkeit vom 
1. Februar 1949 ehrenhalber eine laufende, 
außerordentliche Zuwendung von 
188 S monatlich gegen jederzeitigen Wider- 
ruf gewährt. 


Berichterstatter: GR. Dr. Trautzl. 

2. (Pr.Z. 426, P. 2) Dem ehemaligen Ge- 
meinderat Karl Holaubek wird eine 
laufende, außer ordentliche Zuwen- 
dung von 120 S monatlich ab 1. März 1949 
gegen jederzeitigen Widerruf gewährt, 


Berichterstatter: GR. Leibetseder. 


3, (Pr.Z. 427, P. 3.) Dem Komponisten 
EdmundEysler wird anläßlich der Voll- 
endung seines 75. Lebensjahres in Würdigung 
seiner großen Verdienste um die Wiener Musik 
und zwar vor allem auf dem Gebiete der 
Wiener Operette, der Ehrenring der 
Stadt Wien verliehen. 
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Gemeinderatsausschüsse 


Gemeinderatsausschuß IX 
Sitzung am 10. März 1949 


Vorsitzender: GR. Lötsch. 


Anwesende: Amtsf. StR. Flödl, die GRe. 
Dr. Ing. Hengl, Jirava, Droz, Hei- 
gelmayr, Kammermayer, Krämer, 
Matourek, Winter; ferner die SRe. 
Dr. Riefler, Dr. Walz, Dr. Jung- 
wirth,Dr.Schönbauer,Ing. Dr. Men- 
zel, OMR. Dr. Mayer. 

Entschuldigt: Die GRe. 
Dr. Soswinski. 


Schriftführer: Frank. 


Berichterstatter: GR. Kammermayer. 


(A.Z. IX/80/49 — M.Abt. 57 —V 6495/1/48,) 

Von der Leistung einer Entschädigung 
durch die Firma Franz Zuklin & Co. für den 
Betrieb der städtischen Omnibuslinie in Wien, 
26, Klosterneuburg-Bahnhof—Weidling, für 
die Zeit vom 12.November 1945 bis Jänner 
1948 wird Abstand genommen. 


(A.Z. IX/81/49 — M.Abt. 56 — 421/2 — IV/49.) 


Für das durch Preissteigerungen bedingte 
Mehrerfordernis bei Beschaffung von Feilen 
wird im Voranschlag 1948 zu A.R. 915, Berufs- 
schulen, unter Post 54, Inventaranschaffungen 
(MP a), Maschinen und Werkzeuge (derzeitiger 
Ansatz 73.300 S), eine dritte Überschreitung 
in der Höhe von 2810 S genehmigt, die in 
Mehreinnahmen der A.R. 915, Berufsschulen, 
unter Post 6a, Erlös für Erzeugnisse der 
Lehrwerkstätten, zu decken ist. 


(A.Z. IX/82/49 — M.Abt. 57— Tr 2329/49.) 


Die Stadt Wien macht anläßlich des Ver- 
kaufes von Eindrittelanteilen des Baurechtes 
ob der Baurechtseinlagezahl 420, Gdb. Ober- 
Baumgarten, von Dr. Friedrich Zamponi, 14, 
Westermayergasse 5, an Adele Filip, 14, 
Westermayergassel, für diesen Veräußerungs- 
fall von dem ihr zustehenden Vorkaufsrecht 
keinen Gebrauch. Das Vorkaufsrecht für alle 
folgenden Veräußerungsfälle sowie die Neu- 
regelung des Bauzinses wird ausdrücklich 
vorbehalten. 


(A.Z. IX/83/49 — M.Abt, 55 — 10.184/49.) 

Für Lieferungen von Schulinventar auf 
Wiederinbetriebnahme von Klassenzimmern 
wird im Voranschlag 1948 zu A.R. 914, Volks-, 
Haupt- und Sonderschulen (M.Abt. 55), unter 
Post 22, Inventarerhaltung (derzeitiger Ansatz 


Groß, Pink, 


Bewachungsdienst 
Helwig & Co. 


WIEN VII, Siebensterngasse 16 
iTelephon B 36-3-36, B 36-3-39 


Bewachungen aller Art 


in Wien und Provinz 


A 230/35 


560.000 S), eine zweite Überschreitung in der 
Höhe von 18.000 S genehmigt, die in Mehr- 
einnahmen der A.R. 914, Volks-, Haupt- und 
Sonderschulen, unter Post 4a, Benützungs- 
gebühren für Schulräume durch Vereine u.a., 
zu decken ist. 


Berichterstatter: GR. Droz. 


(A.Z. IX/84/49 — M.Abt. — 33/10/49.) 


Der Verkauf der im städtischen Reserve- 
garten und in der Werkstätte, 2, Vorgarten- 
straße 160, lagernden zirka. 20 Tonnen Alt- 
eisen an die Firma Benedict & Mateyke, 11, 
Molitorgasse 15, zum angebotenen Preise, ab 
Lagerort, wird genehmigt. 


(A.Z. 1X/85/49 — M.Abt. 54 — 37/6/49.) 


Der Verkauf der auf dem Pferdemarkt, 
5, Siebenbrunnenfeldgasse, lagernden zirka 
3000 kg Alteisen an die Firma Paul Krakater, 
8, Piaristengasse 56—58, zu dem angebotenen 
Preis, ab Lagerort, wird genehmigt. 


Berichterstatter: GR. Heigelmayr., 


(A.Z. IX/86/49 — M.Abt. 54 — ad ZI. 42/53/48.) 


Der Ankauf von zirka 4700 m Molino, zirka 
153/154 cm breit, stuhlroh, in der Einstellung 
15/15 aus 16/16 per '/ Wiener Zoll, frachtfrei 
Wien, bei der Firma Hofer, Bösch & Co., in 
Lustenau, Vorarlberg, zum offerierten Preise, 
wird genehmigt. 


Berichterstatter: GR. Droz. 


(A.Z. IX/87/49 — M.Abt. 54 — 32/53/49.) 


Der Verkauf der auf dem Lagerplatz der 
M.Abt. 29, 2, Engerthstraße 152a, befindlichen 
40 Tonnen Alteisen an die Firma Müll- 
auswertung Puskas, Miklosina und Röhren- 
bacher, 10, Tolbuchinstraße, zum angebotenen 
Preise, ab Lagerort, wird genehmigt. 


(A.Z. IX/88/49 — M.Abt, 54 — 32/52/49.) 

Der Verkauf der auf dem Steinlagerplatz, 3, 
Erdberger Lände 88, befindlichen zirka 10 Ton- 
nen Alteisen an die Firma Johann Pol- 
lak & Co., 20, Dresdner Straße 88, zum ange- 
botenen Preise, ab Lagerort, wird genehmigt. 


Berichterstatter: GR. Heigelmayr. 


(A.Z. IX/89/49 — M.Abt. 57— Tr 2338/49.) 


Die Stadt Wien macht anläßlich der Ver- 
äußerung des Baurechtes E.Z. 430, Gdb. Ober- 
Baumgarten, an der im Eigentum der Stadt 
Wien befindlichen Liegenschaft E.Z. 288 der 
gleichen K.G. von Hans Mayerhofer an die 
Käufer Herta Rößler und Raimund Pichler 
von dem ihr zustehenden Vorkaufsrecht 
keinen Gebrauch, dies unter ausdrücklicher 
Aufrechterhaltung des Vorkaufsrechtes für 
alle weiteren Veräußerungsfälle, Gleichzeitig 
wird die Regelung des Baurechtszinses vor- 
behalten. 


(A.Z. IX/90/49 — M.Abt, 57 — Tr 568/48.) 
Das vom Magistrat der Stadt Wien abzu- 
schließende Tauschübereinkommen wird ge- 
nehmigt: 
$1 


Die Stadt Wien überträgt die im Abteilungs- 
plan des Ingenieur-Konsulenten für Vermes- 
sungswesen Dipl.-Ing. Anton Haiduzek vom 
26. September 1947, G.Z. 958, als prov. Grund- 
stück 944/11, Figur as, bs, co, ds, e,d, c, b, 
qı (as) bezeichnete Teilfläche des Grund- 
stückes 944/7, inneliegend in E.Z. 913 des Gdb. 
Simmering, im Flächenausmaß von 492,84 qm 
als Verkehrsfläche satz- und lastenfrei in das 
Verzeichnis des öffentlichen Gutes der K.G. 
Simmering. 

$2 


Dagegen übertragen Karl Kirchberger, Post- 
inspektor i.R., 7, Kaiserstraße 41, Ernst 
Gatter, Rechnungsrat i.R., 11, Simmeringer 
Hauptstraße 131, Robert Gatter, Privater, 11, 


Nr. 24 / 23. März 1949 


Vergebung von Arbeiten 


Die Anbotbehelfe (Pläne, Kostenanschläge, 
Bedingnisse usw.) können, falls nicht etwas 
anderes angegeben ist, in der betreffenden 
Magistratsahtellung während der gewöhnlichen 
Amtsstunden eingesehen werden. 

Die Bed können, falls verkäuflich, im 
Drucksortenverlag der städtischen Hauptkasse 
bezogen werden, 

Die Anbote sind in der in den Bedingnissen 
vorgeschriebenen Form zu überreichen. 

Verspätet einlangende oder nicht vorschrifts- 
auig  Suignutattehe Anbote werden nicht be- 
rücksichtigt. 


Der Stadt Wien bleibt die freie Auswahl 
unter den Bewerbern, aber auch die Ablehnung 
aller Anbote gewahrt, 

Nähere Auskünfte werden in der betreffenden 
Magistratsabteilung erteilt. 


(M.Abt. 21 — 158/49.) 


Vergebung der Zufuhr von Bau- 
stoffen (Straßenschotter, Steine, Dolomit- 
sand usw.) und Lieferung sowie Zu- 
fuhr von Schlackensand als Zuschlag- 
stoff für Beton auf Baustellen der Stadt Wien 
innerhalb des gesamten Stadtgebietes. 

Öffentliche schriftliche Anbotsverhandlung am 
Samstag, dem 2. April 199, 9 Uhr, in der 
M.Abt. 21, Neues Rathaus, Halbstock, Tür 21. 

Die besonderen Vertragsbedingungen und 
Vertragsunterlagen können in der M.Abt. 21 
während der Amtsstunden eingesehen werden. 


(M.Abt. 21 — 157/49.) 


Vergebung der Lieferung von 
Schlacke und Gartenerde (Humus) 
zur Deckung des laufenden Bedarfes der Stadt 
Wien auf deren Verwendungsstellen innerhalb 
des gesamten Stadtgebietes. 


Öffentliche schriftliche Anbotsverhandlung am 
Montag, dem 4. April 199, 9 Uhr, in der 
M.Abt. 21, Neues Rathaus, Halbstock, Tür 21. 


Die besonderen Vertragsbedingungen und 
Vertragsunterlagen können in der M.Abt, 21 
während der Amtsstunden eingesehen werden. 

. 
(M.Abt. 28 — 1000/49.) 


Vergebung der Erd- und Ptlaste- 
rungsarbeiten und Fuhrwerks- 
leistungen beim Straßenbau 10. Bezirk, 
Troststraße, von der Gasse „Zur Spinnerin“ bis 
zur Gußriegelstraße, 


Öffentliche schriftliche Anbotsverhandlung am 
Freitag, dem 8, April 199, ® Uhr, in der 
M.Abt. 28, 8, Schlesingerplatz 2, 


Die besonderen Vertragsbedingungen und Ver- 
tragsunterlagen können in der M.Abt, 28 
während der Amtsstunden eingesehen werden. 

” 
(M.Abt. 28 — 850/49.) 


Vergebung derErd- undPp 
rungsarbeiten, der Fuhr 
leistungen, der Gußasphal 

ten und der Fugenvergußarbeiten 
beim Straßenbau 9, Bezirk, Kreuzung Währinger 
Straße (O.Nr. 47-46) mit Nußdorfer Straße 
(O.Nr, 1-5), beziehungsweise Spitalgasse 
(O.Nr. 33), 


Öffentliche schriftliche Anbotsverhandlung am 
Freitag, dem 8. April 1949, 10 Uhr, in der 
M,‚Abt, 28, 8, Schlesingerplatz 2. 


Die besonderen Vertragsbedingungen und Ver- 
tragsunterlagen können in der M.Abt, 23 
während der Amsstunden eingesehen werden. 


Sedlitzkygasse 20, Karl Gatter, Oberrech- 
nungsführer, 11, Sedlitzkygasse 20, und Elisa- 
beth Gatter, Private, 11, Simmeringer 
Hauptstraße 131, Leopoldine Vielgrader, 
Private, 11, Simmeringer Hauptstraße 131, 
die im gleichen Abteilungsplan als 
prov. Grundstück 880/37, öffentlicher 
Platz C, Figur ne, pe, q, T, se, ge (ne) bezeich- 
nete Teilfläche des Grundstückes 880, inne- 
liegend in E.Z. 694 des Gdb. Simmering, im 
Flächenausmaß von 1188,17 qm als künftigen 
Platzgrund in das Eigentum der Stadt Wien. 
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Eine Aufzahlung wird von keiner Seite ge- 
leistet. Für Steuerzwecke werden unter In- 
anspruchnahme der Steuerfreiheit gemäß $ 4, 
Ziff. 4, Gr.E.St.G. die in den $$ 1 und 2 dieses 
Vertrages vereinbarten Tauschleistungen 
(Schaffung von Straßengrund) mit je 1700 S 
bewertet, Alle Kosten und Gebühren gehen 
zu Lasten der genannten Miteigentümer. 


Johann Domafchka 


Zentralheizungen und 
sanitäre Anlagen, Bauspenglerei 


Mien IV/50, Schleifmühlgaffe 20 


Telephon B 25-5-55 A674 3 


Berichterstatter: GR. Matourek. 


(A.Z. IX/91/49 — M.Abt. 54 — 6/22/49.) 


Der Verkauf der skartierten 550 Stück 
kleinen Blasbälge, die sich im Zentrallager 
des Beschaffungsamtes, 16, Hasnerstraße 123, 
befinden, an die Firma Andreas Hitzinger, 
9, Porzellangasse 43, zum angebotenen Preise 
ab Lagerort, wird nachträglich genehmigt. 


(A.Z. IX/9/49 — M.Abt. 57 — Tr 761/49.) 


Der Abschluß des vom Magistrat abzufas- 
senden Kaufvertrages wird genehmigt. 


1. Danach überträgt die Stadt Wien zu- 
gunsten des Dr. Robert Horstmann, R.A., und 
Dipl.-Ing. Otto Horstmann, Gebäudeverwal- 
ter, beide 1, Plankengasse 6, die im Abtei- 
lungsplan des Ingenieur-Konsulenten für Ver- 
messungswesen Ing. Egon Magyar vom 8.Jän- 
ner 1949, G.Z. 3098, mit den Buchstaben 
xı Yı he zı as ge (xı) bezeichnete Teilfläche des 
stadteigenen Grundstückes 502/9 in E.Z. 390 
des Gdb. Ober-St. Veit im Flächenausmaß von 
49,27 qm zum Preise von 344,40 S als zur 
Adolfstorgasse entfallenden Straßengrund in 
das Verzeichnis über das öffentliche Gut. 


2. Der Betrag von 344.40 S ist binnen 8 Tagen 
nach Erhalt der Verständigung von der Ge- 
nehmigung des Kaufvertrages an die Stadt 
Wien, Stadthauptkasse, bar zu entrichten. 


3. Alle mit der Errichtung des Kaufvertra- 
ges und mit seiner grundbücherlichen Durch- 
führung verbundenen Kosten und Gebühren, 
insbesondere eine allfällige Grunderwerb- 
steuer, tragen die Käufer zur ungeteilten Hand. 


(A.Z. IX/93/49 — M.Abt. 57 — Tr 1329/48.) 

1. Die Stadt Wien überträgt gemäß dem Ab- 
teilungsplan des Ingenieur-Konsulenten für 
Vermessungswesen Dipl.-Ing. Wilhelm Hartl 
vom 9. Jänner 1948, G.Z. 513/48, die mit dem 
Buchstaben B bezeichnete Teilfläche des 
Grundstückes 1541/1 Pilzgasse, inneliegend in 
E.Z. 840 des Gdb. Donaufeld, im Ausmaße von 
59 qm satz- und lastfrei in das Verzeichnis 
des öffentlichen Gutes derselben Katastral- 
gemeinde. 


2. Otto Anderl, 21, Pilzgasse 12, zahlt als 
Eigentümer der Liegenschaft E.Z. 128, Gdb. 
Donaufeld, der Stadt Wien eine Schadloshal- 
tung von 250 S, doch erscheint diese Schad- 
loshaltung durch den seinerzeitigen Erlag 
von 250 S Haftgeld abgegolten. Otto Anderl 
hat demnach keine weitere Schadloshaltung 
zu zahlen. 

3. Die Teilfläche ist bereits straßenmäßig 

‚ ausgestaltet und dem öffentlichen Verkehr 
übergeben. 

4. Alle mit der Errichtung des Vertrages 
und der grundbücherlichen Durchführung 
verbundenen Kosten gehen zu Lasten Otto 
Anderlis. : 


(A.Z. IX/94/49 — M.Abt. 55 — 3681/2/49.) 


Dem Abschluß eines Mietvertrages zwischen 
der Republik Österreich als Vermieter, ver- 
treten durch den vom Bundesministerium 
für Vermögenssicherung und Wirtschafts- 
planung bestellten konz. Gebäudeverwalter 
Franz W. Sigmund, und der Stadt Wien als 
Mieterin, vertreten durch die M.Abt. 55, be- 


treffend die als Schulgebäude verwendete 
Realität, 25, Kaltenleutgeben, Hauptstraße 62, 
in der vom Vermieter vorgeschlagenen Fas- 
sung vom 22. Februar 1949, wird zugestimmt. 


(A.Z. IX/95/49 — M.Abt. 57 — 1038/49.) 


Der Abschluß des vom Magistrat der Stadt 
Wien mit dem Schulverein „Komensky“, 3, 
Sebastianplatz 3, vereinbarten Kaufvertrages 
wird genehmigt. Demnach kauft die Stadt 
Wien vom Schulverein „Komensky“ die Lie- 
genschaft E.Z. 3356 des Gdb. der K.G. Otta- 
kring, im Ausmaß von 3896 qm um den 
Pauschalpreis von 140.000 S. Dieser Betrag 
ist binnen 14 Tagen nach satzfreier Einver- 
leibung des Eigentumsrechtes der Stadt Wien 
auszuzahlen. (An Stadtsenat und Gemeinde- 
rat.) 


Berichterstatter: GR. Dr.-Ing. Hengl. 


(A.Z. IX/96/49 — M.Abt. 57 — Tr 15/49.) 


Der Abschluß des vom Magistrat der Stadt 
Wien mit Otto Waltersam, Cafetier, 1, Lob- 
kowitzplatz 1, vereinbarten Baurechtsvertrages 
wird genehmigt, Danach bestellt die Stadt 
Wien zugunsten des Otto Waltersam an der 
im Grundbuch der K.G. Innere Stadt inne- 
liegenden Liegenschaft E.Z. 596, bestehend 
aus dem Grundstück 1067 Bauarea im Aus- 
maße von 528,84 qm, für die Zeit vom 1. Juli 
1949 bis 30. Juni 2029 ein Baurecht im Sinne 
des Gesetzes vom 26. April 1912, RGBl. Nr. 86. 
Der jährliche Bauzins beträgt 24.000 S, Kraft 
dieses Baurechtes ist der Bauberechtigte be- 
rechtigt und verpflichtet, auf der vorbezeich- 
neten Liegenschaft einen Hotelbau zu er- 
richten, einzurichten und in gutem Zustand zu 
erhalten. Mit diesem Bau ist spätestens am 
1. Juli 1950 zu beginnen, er ist bis 30. Juni 1952 
zu vollenden, widrigenfalls der Baurechtsver- 
trag ohne Anspruch auf irgendeine Ent- 
schädigung für die bis dahin errichteten Bau- 
herstellungen als aufgelöst gilt. Sämtliche 
von dem mit dem Baurechte belasteten Grund- 
stück und den auf demselben errichteten Bau- 
werken zu entrichtenden Steuern, Abgaben 
und sonstige öffentliche Lasten hat der Bau- 
berechtigte zu tragen. (An Stadtsenat und Ge- 
meinderat.) 


(A.Z. IX/97/49 —M.Abt. 57— Tr 2443/49.) 


Der Abschluß des vom Magistrat mit den 
Eheleuten Karl und Katharina Göttler, Lasten- 
transportunternehmer, 15, Guntherstraße 13, 
vereinbarten Kaufvertrages wird genehmigt. 
Danach verkauft die Stadt Wien an die Ehe- 
leute Karl und Katharina Göttler je zur 
Hälfte die ihr gehörige Liegenschaft E.Z. 1318 
des Gdb. Fünfhaus, bestehend aus dem Grund- 
stück Nr. 206/258 Bauarea im Ausmaße von 
462 qm, um den Kaufpreis von 17.556 S. 
Sämtliche mit dem Verkaufe und seiner 
grundbücherlichen Durchführung verbunde- 
nen Kosten und Gebühren, insbesondere die 
Grunderwerbsteuer und die Einverleibungs- 
gebühr, haben die Käufer zu tragen. 


Berichterstatter: GR. Jirava 


(AZ. IX/98/49 —M.Abt. 57— Tr 1922/49.) 


Die Abteilung des Grundstückes 1176, Wiese, 
der E.Z. 821 des Gdb. der K.G. Mauer, gemäß 
dem Abteilungsplan des Ingenieur-Konsulenten 
Ing. Rudolf Prohaska vom 29. Dezember 1948, 
G.Z. 2683 mit einem Plankostenaufwand von 
1230 S sowie die hiedurch notwendige unent- 
geltliche Übertragung der neuen Grundstücke 
1176/10 und 1176/11 per 678,79 qm in das 
Verzeichnis des öffentlichen Gutes der K.G. 
Mauer wird genehmigt. 


(A.Z. IX/99/49 — M.Abt. 54 — 2/131/48.) 


Der Abschluß eines Vergleiches zur Er- 
füllung der Rückstellungsansprüche der Else 
Fleischmann und die Bezahlung einer Ver- 
gleichssumme von 900 S wird genehmigt, 
(An Stadtsenat.) 
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(A.Z. IX/100/49— M.Abt. 54 — 32/15/49.) 


Der Verkauf der auf dem Lagerplatze der 
M.Abt. 28, 24, Mödling, Schillerstraße 67 b, be- 
findlichen 2500 kg Alteisen und der in 24, 
Maria - Enzersdorf, Franz Josefs-Straße 6, 
lagernden zirka 3000 kg Alteisen (alte Auto- 
bestandteile) an die Firma Paul Krakauer, 
8, Piaristengasse 56, zum angebotenen Preise 
ab Lagerort, wird genehmigt. 


. . 
Vereinsangelegenheiten 
SD — 11.439/47. Wien, am 17. März 1948, 
Bescheid: 

Auf Grund des von Herrn Ludwig Novotny und 
vier ehemaligen Mitgliedern gemäß $ 1, Abs. 2, des 
Verfassungsgesetzes vom 31. Juli 1965, StGBi. 
Nr. 102, über vereinsrechtliche Maßnahmen (Ver- 
eins-Reorganisationsgesetz) eingebrachten Antrages 
ergeht folgender Spruch: 

Die Auflösung des Vereines „Christlich-deutscher 
Turnverein Alt-Brigittenau“, die über Antrag des 
Stillhaltekommissars für Vereine, Organisationen 
und Verbände vom 28. Oktober 1938, Z1. IV AdEO 
11 A, auf Grund des Gesetzes vom 14. Mai 1938, Ge- 
setzblatt für das Land Österreich Nr, 136/1938, mit 
Bescheid vom 3. Jänner 1939, ZI. M.Abt. 2/9738/38, 
angeordnet wurde, wird unter der Bedingung außer 
Kraft gesetzt, daß die erste nach Betellung des 
provisorischen Vereinsvorstandes zusammentretende 
Hauptversammlung eine den politischen Grund- 
sätzen der Republik Österreich entsprechende Än- 
derung des Vereinsnamens und der Satzungen be- 
schließt, 

Folgende Punkte in den Satzungen sind zu 
ändern, beziehungsweise zu streichen: 

Punkt 1. „Christlich-deutscher Turnverein, Gau 
Niederösterreich“, „hervorgegangen aus der Turn- 
abteilung der Jungmannschaft des Schutzvereines 
Ostmark“, „Deutschen Turnens“, „Pflege christlich- 
deutscher Gesinnung“, 

Der letzte Absatz in Punkt 1 ist völlig zu streichen, 

Punkt 4. Hier ist die Bestimmung „deutsche 
(arische) Abkunft..., werden“ zu streichen. 

ad c) „Deutsche Turnsache.“ 

Punkt 10. Die Worte „Schriftwart und Schrift- 
wartstellvertreter, Säckelwart und Säckelwartstell- 
vertreter, Turnwart und Zeugwart, Zeugwartstell- 
vertreter, Sprechwart“ sind durch im österreichi- 
schen Sprachverkehr übliche Ausdrücke zu 
ersetzen. 

Zu streichen ist: „der Sprechwart hat bei allen 
Anlässen, Festlichkeiten usw.... die christlich-völ- 
kische... Erziehung... zu fördern“, 

Punkt 12, Letzter Absatz ist wegzulassen. 

Der Verein darf jedoch seine Tätigkeit erst be- 
ginnen, bis der provisorische Vereinsvorstand ge- 
mäß $ 6, Abs. 1, des bezogenen Verfassungsgesetzes 
behördlich bestellt ist. 

Über die Zusammensetzung des provisorischen 
Vereinsvorstandes wurde folgender Vorschlag 
erstattet: 

Wilhelm Netrwal, 20, Wasnergasse 5/4, Ludwig 
Novotny, 20, Jägerstraße 35/53, Hildegard Prinz, 9, 
Ingenhausgasse 4/15, Felix Stubhan, 20, Staudinger- 
gasse 17/14, und Franz Wiletel, 20, Karl-Meisl-Straße 
Nr. 12/19, 

Gemäß $ 5, Abs, 3, des bezogenen Verfassungs- 
gesetzes werden der Bescheid über das Außerkraft- 
treten der Auflösung und der Vorschlag über die 
Zusammensetzung des provisorischen Vereinsvor- 
standes, der letztere überdies mit der Bemerkung 
verlautbart, daß im Sinne des $ 5, Abs. 4, des 
gleichen Gesetzes jedes Vereinsmitglied binnen vier 
Wochen vom Tage der Verlautbarung zum Vor- 
schlage Ergänzungs- oder Gegenvorschläge bei der 
Sicherheitsdirektion Wien (1, Rathausstraße 9) 


erstatten kann, 
Für den Sicherheitsdirektor: 
Stollewerk e. h. 
Obersenatsrat 


Sanitär-technische Einrichtungen 
und Armaturen für Gas-, Wasser- 
und Dampfleitungen 


Kohlberger & Prager 


Wien IV, Schikanedergasse 1 
Telephon B 20-5-40 Serie 
Telegramm-Adresse: Kohlbergprager 


Amtsblatt der Stadt Wien 


Nr. 24 / 23. März 199 15 


Österreichischer Wachdienst, wien 1, Bösendorferstraße Nr. 9, Telephon: U 46-426, U 46-427 


A 574/b 


Kundmachungen des Einigungs- 


amtes 


Beim Einigungsamt Wien wurde unter Ke 7948 
ein Zusatzübereinkommen zum Kollektivvertrag 
hinter.egt, abgeschlossen am 19. Juli 1948 zwischen 
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 
Fachverband der holzverarbeitenden Industrie 
Österreichs, I, Bösendorferstraße 7, und dem ÖGB, 
Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, 7, Schot- 
tenfeldgasse 24, betreffend Zusatzübereinkommen 
zum Kollektivvertrag der holzverarbeitenden 
Industrie und des holzverarbeitenden Gewerbes 
Österreichs vom 1. Mai 1948 für die Fasernplatten- 
industrie Österreichs, 

Dieser Kollektivvertrag wurde im Amtsblatt der 
„Wiener. Zeitung“ vom 23. Februar 1999 kund- 
gemacht. 

* 


Beim Einigungsamt Wien wurde unter Ke 8448 
ein Zusatzkollektivvertrag hinterlegt, abgeschlos- 
sen am 5. August 1948 zwischen der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft, Bundesinnung der 
Baugewerbe, Sektion Gewerbe, I, Rathausstraße 12, 
und dem OGB, Gewerkschaft der Bau- und Holz- 
arbeiter, 7, Schottenfeldgasse 24, betreffend Zu- 
satzkollektivvertrag für Großwasserkraftanlagen 
zum Kollektivvertrag Ke 83/48, abgeschlossen am 
28. August 1948, 


Dieser Kollektivvertrag wurde im Amtsblatt der 
„Wiener Zeitung“ vom 286, Jänner 1949 kund- 
gemacht. * 


Beim Einigungsamt Wien wurde unter Ke 87/48 
ein Kollektivvertrag mit Anhang I, I, III und Zu- 
satzprotokoll hinterlegt, abgeschlossen am 16. Sep- 
tember 1948 zwischen der Bundeskammer der ge- 
werblichen Wirtschaft, Sektion Industrie, Fach- 
verband der Stein- und keramischen Industrie 
Österreichs, 1, Stubenring 24, und dem OBG, Ge- 
werkschaft der Bau- und Holzarbeiter, 7, Schot- 
tenfeldgasse 24, betreffend Lohn- und Arbeits- 
regelung für alle Arbeitnehmer Österreichs, alle 
dem Fachverband der Stein- und keramischen 
Industrie angehörigen Ziegeleibetriebe, die nicht 
2 erregen ru rege sind und nicht 
Lehrlinge kaufmännischer und technischer Ange- 
stelltenberufe. n 

Dieser Kollektivvertrag wurde im Amtsblatt der 
„Wiener Zeitung“ vom 28. Jänner 199 kund- 
gemacht. A 


Beim Einigungsamt Wien wurde unter Ke 52/48 
ein Kollektivvertrag mit Zusatzprotokoll hinter- 
legt, abgeschlossen am 24. April 1948, zwischen der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Sek- 
tion Industrie, Fachverband Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrie, 3, Engelsberggasse 4 und dem ÖGB. 
Gewerkschaft der Lebens- und Genußmittelindustrie, 
Fachgruppe Süßwarenindustrie, 8, Albertgasse 35, 
betreffs Arbeits- und Lohnbedingungen, Dieser Kol- 
lektivvertrag wurde im Amtsblatt der „Wiener 
Zeitung“ vom 22. September 1948 kundgemacht. 


Tierseuchenausweis 


über die in der Berichtszeit vom 16. Februar bis 
28. Februar 199 in Wien herrschenden und er- 
loschen erklärten ansteckenden Tierkrankheiten. 


A. Es herrschen: 


Räude der Pferde: Im 20. Bezirk 2 Höfe (neu). 

Rotlauf der Schweine: Im 22. Bezirk 2 Höfe, im 
23. Bezirk 2 Höfe (1 Hof neu). 

Zusammen: 2 Bezirke, 4 Höfe. 

Hühnerpest: Im 3. Bezirk 2 Höfe (neu), im 
10. Bezirk 3 Höfe (neu), im 16. Bezirk 3 Höfe (neu), 
im 17. Bezirk 3 Höfe (neu), im 18. Bezirk ı Hof 
(neu), im 19. Bezirk 2 Höfe (neu), im 20. Bezirk 
1 Hof (neu), im 21. Bezirk ı Hof (neu), im 22. Be- 
zirk 1 Hof (neu), im 24. Bezirk 1 Hof (neu), im 
25. Bezirk 4 Höfe (3 Höfe neu), im 26. Bezirk 
11 Höfe. 

Zusammen: 12 Bezirke, 33 Höfe. 


B. In der Berichtszeit festgestellt und erloschen 
erk s 


Hühnerpest: Im 2. Bezirk 1 Hof, im 6. Bezirk 
ı Hof, im 10. Bezirk 1 Hof, im 14. Bezirk 3 Höfe, 
im 15. Bezirk ı Hof, im 17. Bezirk ı Hof, im 
20. Bezirk 1 Hof, im 22. Bezirk 4 Höfe, im 24. Bezirk 
3 Höfe. 

Zusammen: 9 Bezirke, 16 Höfe. 


c. Erloschen: 


Rotlauf der Schweine: Im 22. Bezirk i Hof. 
Hühnerpest: Im 2. Bezirk ı Hof, im 10 Bezirk 
2 Höfe, im 12. Bezirk 1 Hof, im 19. Bezirk 3 Höfe, 
im 22. Bezirk ı Hof. 
Zusammen: 5 Bezirke, 8 Höfe. 
Der Abteilungsvorstand: 
Dr. Tschermak e. h, 
(Veterinäramtsdirektor) 


Baubewegung 


vom 10, bis 16, März 1949 


Neubauten: 


10. Bezirk: Absberggasse 57, Kistenerzeugungsanlage, 
Richard Wolfsberger, 10, Triester Straße 1b, Bau- 
führer Bmst, Ing. Hans Ehrhäußl, 2, Malzgasse 8 
(Bb X/583/48). 

Schlelergasse 17, Fabrikschornstein, Firma Karl 
Kis & Sohn, im Hause, Bauführer Bmst, Gussen- 
bauer & Sohn, 4, Karolinengasse 17 (Bb X/394/49). 


Per Albin Hansson-Siedlung, Volksschule, Magi- 
stratsabtellung 233, Stadt wien, Bauführer „Wi- 
beba“, 1, Wallinerstraße 4 (35/1145), 


11, Bezirk: Mühlsangergasse 27, Wohnbaracke, Jo- 
hann Patzer, 11, Kaiser-Ebersdorfer Straße 29, 
Bauführer Bmst. Hans Fahnler, 3, Landstraßer 
Hauptstraße 33 (M.Abt. 37— Bb X1590/48), 
Udelweg, Siedlung „Alt-Simmering“, Gst. 71470, 
Einfamilienhaus, Ernst Martan, 3, Erdberg- 

straße 172, Bauführer Bmst. Arch, Hans Glasauer, 

7, Neubaugürtel 4 (M.Abt. 37 — XT/290/49), 


14, Bezirk: Am Wolfersberg, Erdenweg - Mondweg, 
Volksschule, I. Bauteil, M.Abt, 23, Stadt Wien, 
Bauführer Firma Belvedere, 3, Stalinplatz 5 
(35/1146). 


16, Bezirk: Paulinensteig 17, Holzwohnhaus, Maria 
Gnant, 11, Dopplergasse 3, Bauführer Zmst, Franz 
Blamauer, 16, Anzengruberplatz 8 (M.Abt. 37 — 
xXV1/550/49). 


23. Bezirk: Ober-Laa, Schubertstraße 29, Zwei- 
familienhaus, Ignaz und Marie Kiesler, 10, Favo- 
ritenstraße 162, Bauführer Ing. Heinrich Schlosser, 
10, Rechberggasse 4 (M.Abt. 37— Bb XXIII/527/48). 


Ober-Laa, Goethestraße 35, Kleinwohnhaus, Hein- 
rich und Rosa Womela, 23, Ober-Laa, Haupt- 
straße 4, Bauführer Bmst. Andreas Hofer, 
23, Ober-Laa, Hauptstraße 55 (M.Abt. 37— 
Bb XXTIIV609/48), E 
Zwölfaxing 14, Schuppen, Erwin Stradal, 
23, Zwölfaxing 52, Bauführer Bmst. Josef Haller, 
23, Maria-Lanzendorf (M.Abt, 37 — XXIIV/199/49). 
Ober-Lanzendorf 22, Wohn- und Geschäftshaus, 
Ferdinand und Veronika Kölbl, 23, Ober-Lanzen- 
dorf 23, Bauführer Ing Wozak & Ing. Werl, 
11, Simmeringer Hauptstraße 495 (M.Abt. 97 — 
Bb XXII1/317/48). 


Um- und Zubauten und sonstige 
bauliche Abänderungen: 


1. Bezirk: Rosenbursenstraße 4, Teilung einer Groß- 
wohnung, Otto Schlesinger, 1, Wolfengasse 4, 
Bauführer Bmst, Ing. Hanns Wolfgang Welbing, 
1, Vorlaufstraße 5 (36/4156). 


Grillparzerstraße 14, Kanzleiraumumbau, Öster- 
reichischer Gewerkschaftsbund, im Hause, Bau- 
führer unbekannt (36/4171), 


‚Elisabethstraße 10, Wohnhaus-Wiederaufbau, De- 
sider Politzer Budapest, 6, Kiralygasse 18, Bau- 
führer Bmst. Hans Plank & Co., 1, Reichsrats- 
straße 7 (36/4263). 


Morzinplatz, Errichtung eines provisorischen 
Fahrdaches, Betonwerk Ebensee, Ges. m. b. H., 
Bauführer Baugesellschaft Hofman & Maculan, 
1, Annagasse 6 (36/4264). 

Gonzagagasse 12, Unterteilung von zwei Parterre- 
räumen, Friedrich Imelski, im Hause, Bauführer 
Bmst. Ing, O. F. Zakovsky, 3, Hießgasse 12 
(36/4312). 

Zelinkagasse 10, Umbau im Hause, Vinzenz Chia- 
vacu - Wilhelm Holl, 3, Untere Viaduktgasse 55, 
Bauführer Baugesellschaft G. & H. Menzel, 
4, Schaumburgergasse 12 (36/4326), 


Marc Aurel-Straße 12, Einbau einer Dienst- 
wohnung, Hermann Schapira, im Hause, Bau- 
führer Bmst. Hans Pötzl, 1, Marc Aurel-Straße 10 
(36/4375). 

Bäckerstraße 7-Sonnenfelsgasse 8, Wohnhaus- 
Wiederinstandsetzung, Josef Rudolf Herzog, 4, 
Brucknerstraße 4, Bauführer Baugesellschaft Fer- 
dinand Grell sen,, 3, Salmgasse 11 (86/4657). 


Dominikanerbastei 19, Umbau eines Personenauf- 
zuges, Wiener Allianz, Versicherungs-AG., 9, Otto 
Wagner-Platz 5, Bauführer Hoch- und Tiefbay- 
Ges. m. b. H., Walter Gauf, 19, Heiligenstädter 
Straße 62 (35/1112), 


Bäckerstraße 9, Wiederaufbau der städtischen 
Wohnhausanlage, M.Abt. 24, Stadt Wien, Bau- 
führer unbekannt (35/1162). 


2. Bezirk: Nordbahnhof, 2. Kohlenhof, Errichtung 
eines - Brennholzschuppens, Max Kratenburg, 
1, Lugeck 7, Bauführer Bmst. Ing. Gustav Slovsa, 

4, Wiedner Gürtel 12 (35/1030), 


Reichsbrückenstraße 40, Wiederaufbau der städti- 
schen Wohnhausanlage „Lassallehof“, M.Abt, 24, 
Stadt Wien, Bauführer unbekarmt (35/1163). 


Bewachungen für Gemeindeeigentum, Objekte, Lagerplätze, Ämter usw. 


Czerningasse 19, Wohnungsinstandsetzung, H. Fi- 
scher und O, Mautner, 2, Taborstraße 17a, Bau- 
führer Bmst. Böhms Witwe, 4, Graf Starhemberg- 
Gasse 39 (36/4172). 


Rembrandtstraße 7, Hauskanalinstandsetzung, 
Franz Herbert, 9, Porzellangasse 45, Bauführer 
Bmst. Ludwig Theodor Lorbeer, 1, Marc Aurel- 
Straße 5 (38/4428). 


„Sebastian Kneipp-Gasse 6, Wohnhaus-Wiederauf- 
bau, Waldemar König, 16, Kollburggasse 3, Bau- 
führer Bmst, Georg Niederhelm, 2, Ausstellungs- 
straße 71 (36/4443). 


Obere Donaustraße 59, Errichtung eines Bade- 
raumes, August Nowotny, 4, Preßgasse 15, Bau- 
Rn Wilhelm Passini, 15, Neubaugürtel 21 
( Jı = “ 


Leopoldsgasse 26, Dippelbaumdecken-Instand- 
setzung, Dr. Rudolf Skrein, 1, Freyung 7, Bau- 
führer Bauunternehmung Robert Rabas, 8, Josef- 
städter Straße 7577 (36/4687). 


3. Bezirk: Streichergasse 7, Dippelbaumauswechs- 
lung, Magdalene Zärahal, im Hause, Hoch-, 'Tief- 
a anben Franz Stipek, 19, Friedigasse 47 

). 


Rennweg 8, Pfeilerauswechslung usw. Ernst 
Frey, 3, Rennweg 86, Bauführer Bmst. Ing. Her- 
mann Wondra, Tullnerbach Nr. 294 (36/4163). 


Neulinggasse 38, Sicherungsarbeiten im Geschäfts- 
lokal, Leopoldine Holub, im Hause, Bauführer 
Bmst. Dipl.-Ing. Franz Ramsauer, 13, Lainzer 
Straße 95 (36/4165). 

Klopsteinplatz 4, Wohnhaus-Wiederaufbau, Doktor 
Lothar Gfreiner, 7, Mariahllfer Straße #, Bau- 
führer Löschner & Helmer, 9, Alserbachstraße 5 
36/4288). 

Rennweg 17, Wohnungsinstandsetzung, Dozent B. 
Reischer, 1, Wolizeile 13, Bauführer Dipl.-Ing. 
Emanuel Kohout, 3, Maroökkanergasse 21 (36/4405). 


Rasumofskygasse 20—24, Wiederaufbau der städti- 
schen Wohnhausanlage, M.Abt, 24, Stadt Wien, 
Bauführer unbekannt (35/1164). 


Rasumofskygasse 14, Einbau eines Schulungs- 
zimmers, Martin Schneeweiß, im Hause, Bau- 
führer Bmst. Roman Wawrinowsky, 17, Blumen- 
gasse 34 (36/4469). 


Löwengasse 4, Errichtung einer Badenische, J. 
Morawetz, im Hause, Bauführer Mmst, Ottokar 
Schimek, 2, Harkortstraße 10 (36/4470), 


Untere Viaduktgasse 21, Wohnungsteilung, Nr, 13 
und Nr. 14, Carl Theodor Gasselseder & Co., 
1, Augustinerstraße 2, Bauführer Bmst. Ing. Jullus 
und Eduard Müller, 3, Kegelgasse 45 (36/4533). 


Tongasse 6, Rohrkanalinstandsetzung, Julius Schle- 
singer, 8, Josefstädter Straße 25, Bauführer Bmst. 
August Scheibal, 5, Gassergasse 13 (36/4535). 


Reisnerstraße 21, Planwechsel, Dr. Adolf Weiß- 
Teßbach, 1, Rotenturmstraße 13, Bauführer Bmst. 
Dipl.-Ing. Konrad Setti, 9, Löblichgasse 8 (36/4324). 
Magazingasse 3, Wohnhaus-Wiederinstandsetzung, 
Dr. J. Sorgmanns Witwe, 18, Sternwartestraße 39, 
Bauführer Baugesellschaft m. b. H., Ferdinand 
Grell sen., 3, Salmgasse 11 (36/4660), 


SPENGLEREE 
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Ornamente 
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Jacquingasse 4, Wohnhausinstandsetzung, Dr. J. 
Sorgmanns Witwe, 18, Sternwartestraße 39, Bau- 
führer Baugesellschaft m. b. H., Ferdinand Grell 
sen., 3, Salmgasse 11 (364658). 


4. Bezirk: Suttnerplatz 9, Geschäftsportal-Instand- 
setzung, Robert Artmanns Witwe, Adelheid Art- 
mann, 4, Rechte Wienzeile 39, Bauführer Bmst. 
Alexander Zeeh, 1, Bräunerstraße 11a (36/4167). 


Margaretenstraße 32, 1/5, Instandsetzung und Um- 
gestaltung der Wohnung, Bernhard Liebe, im 
Hause, Bauführer Felix Sauers Nachfolger Jakob 
Pribek, Rudolf Schiegl, Oskar Neil, Hoch- und 
Betonbau, 4, Karolinengasse 5 (36/4404). 


Lambrechtgasse 17, Abtragung und Wiederaufbau 
einer Außenmauer, Instandsetzung der Fassaden- 
flächen, Ing. Rudolf König, 13, Steckhovengasse 12, 
Bauführer Hoch- und Tiefbauunternehmung M. 
Haunzwickis Witwe, 9, Marktgasse 60 (36/4536), 


5. Bezirk: Einsiediergasse 58, Errichtung einer 
Werkstätte, Alfred Stachetsberger, 6, Gumpen- 
dorfer Straße 91, Bauführer Bmst. Ernst Them 
Gahich Kommanditgesellschaft, 1, Walfischgasse 15 


Schönbrunner Straße 135, Wohnhausinstandsetzung, 
Ang. Franz Czernin, 5, Schönbrunner Straße 133, 
Bauführer Bmst. Franz Pölz, 8, Florianigasse 73 
(36/4158). 

Reinprechtsdorfer Straße 25, Errichtung einer 
Klosettanlage, Maria Weißgram, im Hause, Bau- 
führer Bmst, Arch. Hans Reisser, 17, Kalvarien- 
berggasse 11 (36/4161), 


Kriehubergasse 11, Herstellung und Verbreiterung 
einer Türöffnung, Edmund Luner, Wien-Atzgers- 
dorf, Bahnstraße, Bauführer Bmst, August Schei- 
bal, 5, Gassergasse 13 (36/4166), 

Einsiediergasse 27, Planwechsel, Robert Unger, 
6, Windmühlgasse 32, Bauführer Thermobau, Ge- 
sellschaft m. b. H., 6, Mariahilfer Straße 7 (36/4436.) 


Einsiediergasse 35, Abänderung und Wiederher- 
stellung der Fassadenflächen und Gesimsherstel- 
lung, Hugo Hermann, 8, Lerchenfelder Straße 66, 
Bauführer Bmst. Franz Bägel, 7, Wimberger- 
gasse 31 (36/4536), 


6. Bezirk: Stiegengasse 4, Errichtung eines Lager- 
un ens, Leopoldine Schenk, 6, Stiegengasse 3, 
Bauführer Zmst. Josef Feld, 10, Alxingergasse 5—7 

(36/4127), 

Gumpendorfer Straße 16, Herstellung einer Drai- 

nagenanlage im Keller, Max Bosmansky, 1, Milch- 

gasse 1, Bauführer Bmst. Ing. Alois Weber, 

10, Favoritenstraße 229 (36/4433), 


Mollardgasse 20, Zubau zwecks Vergrößerung der 
elektrischen Bügelel, Firma Counde, im Hause, 
Bauführer Bmst. Rudolf Binder, 20, Klosterneu- 
burger Straße 68 (36/4525). 


7. Bezirk: Neubaugasse 55, Einbau eines Trafo- 

° raumes, Pschikal & Co. im Hause, Bauführer 
Bmst. Ing. Hugo Schuster, 5, Wiedner Haupt- 
straße 98 (36/4142). 


Kirchberggasse 16, Wiederaufbau der Feuermauer, 
Anna Kenell, im Hause, Bauführer Bmst, Johann 
Janitschek, Mauerbach bei Wien, Hauptstraße 140 
(86/4434). 

Neustiftgasse 38, Errichtung eines Lastenaufzuges, 
P. Gersterer & Co., im Hause, Bauführer Bmst. 
Ing. Rudolf Lang, 8, Lederergasse 13 (35/1114), 


Zieglergasse 81, Errichtung eines Einstellraumes, 
Hans Kunz, Hause, Bauführer unbekannt 
(36/4385). 

Neustiftgasse 33, Vergrößerung der Eingangsöff- 
nung im Geschäftslokal, Hans Maurer, 18, Wäh- 
ringer Gürtel 37, Bauführer Bmst, Ing. Franz 
Czernilofsky, 16, Lorenz Mandl-Gasse 32 (36/4640). 


8. Bezirk: Blindengasse 53, Wohnhaus-Wiederaufbau, 
Franz Jakob, im Hause, Bauführer Hoch-, Eisen- 
beton- und Straßenbau, Ing. Karl Stigler & Alois 
a rolger Franz Jakob, 7, Kirchengasse 32 


Josefstädter Straße 80, Wiederaufbau des Anstalts- 
gebäudes, Verein zur Versorgung ünd Beschätti- 
gung erwachsener Blinder, im Hause, Bauführer 
mst, Ing. Karl Stigler & Alois Rous, Nachfolger 
Franz Jakob, 7, Kirchengasse 32 (36/4295), 
Pfeilgasse_ 23, Instandsetzungsarbeiten, Franz 
Herbert, 9, Porzellangasse 45, Bauführer Bmst. 
aan Theodor Lorbeer, 1, Marc Aurel-Straße 5 


9. Bezirk, Widerhofergasse 7, Türdurchbruch, Karl 
Vender, im Hause, Bauführer Bmst, Franz Twa- 
roch, 17, Beheimgasse 26 (36/4160). 


Schulz Straßnitzki-Gasse 6, Wohnhaus-Wiederauf- 
bau, Leopold und Helene Binder, 19, Obkircher- 
gasse 26, Bauführer Bmst. Anton Faist, 3, Sale- 
sianergasse 31 (36/4496). 

Sechsschimmelgasse 17, Herstellung eines Not- 
daches, Friederike Langer, im Hause, Bauführer 
Österreichische Baugesellschaft Koenig & Co., 
east Tief- und Eisenbetonbau, '1, Renngasse 6 

). 


10, Bezirk: Absberggasse 6, bauliche Instandsetzung, 
Maria Rozanek, Hause, Bauführer Bmst, F, J. 
Sedlak, 8, Laudongasse 67 (Bb X/529/49). 


Erlachgasse 126, bauliche Instandsetzung, Haus- 
verwaltung Dr. Rudolf Swoboda, 4 Schleifmühl- 
gasse la, Bauführer Firma Bauwerk, 4, Wiedner 
Hauptstraße 36 (Bb X/393/49). 


Laubeplaätz 7, bauliche Instandsetzung, Franz und 
Ernestine Weisz, 3, Erdbergstraße 3, Bauführer 
Firma Lithosan, 6, Gumpendorfer Straße 149 
(Bb X/130/49), 


Leebgasse 67, bauliche Instandsetzung, Karl Ober- 
gruber, im Hause, Bauführer Bmst. Heinrich 
Schlosser, 10, Rechberggasse 4 (Bb X/497/48). 


Wienerbergstraße 21—23, bauliche Instandsetzung, 
Firma Wertheim & Co., im Hause, Bauführer Bau- 
gesellschaft Universale, 1, Renngasse 6 (Bb X/73/48), 


Van der Nüll-Gasse 56, bauliche Instandsetzung, 
Firma Weber & Falkenberg, 24, Achau, Bauführer 
Bmst. A. Himmelstoß, 24, Wiener Neudorf 
(Bb X/690/48). 

Rotenhofgasse 55-57, bauliche Instandsetzung, 
Franz Grundschober, 10, Rotenhofgasse 54, Bau- 
führer Bmst. Krivan & Co, 10, Davidgasse 59 
(Bb X/460/48), 


Gellertplatz 4, bauliche Instandsetzung, Rudolf 
Slipka, im Hause, Bauführer Firma Endisch & 
Co,, Prinz Eugen-Straße 42 (Bb X/495/48), 


Raaberbahngasse 3, bauliche Instandsetzung, An- 
tonie Zoufal, 11, Dorfgasse 40, Bauführer Bmst. 
W.F. Sommer, 10, Ettenreichgasse 23 (Bb X/471/49). 


Triester Straße 159, bauliche Instandsetzung, 
Wienerberger Ziegelfabriks-AG., 1, Karlsplatz 1, 
Bauführer Bmst. Alois Strohmaler, 19, Döblinger 
Hauptstraße 6 (Bb X/118/48), 


Endlichergasse, Gst. Nr. 1215/1, bauliche Instand- 
setzung, Johann Pasa, 10, Favoritenstraße 155—157, 
Bauführer Bmst, Josef Seidler, 10, Quellenstraße 
Nr.86 (Bb X/143/48). 


Favoritenstraße 124, bauliche Instandsetzung, 
Karl und Maria Filipovsky, im Hause, Bauführer 
Bmst. Rudolf und Leo Schömig, 5, Einsiedler- 
platz 4 (Bb X/469/49). 


Weldengasse 4, bauliche Instandsetzung, Auguste 
Nedele, 25, Mauer, Kasernengasse 18, Bauführer 
Bmst. Leopold Hausenberger, 4, Schleifmühlgasse 
Nr. 9 (Bb X/35949). 


Karmarschgasse 58, Errichtung eines Lastenauf- 
zuges, Anna Milleker, im Hause, Bauführer Bmst. 
zn. m Otto Gerger, 10, Karmarschgasse 70 
(35/1113). 


11, Bezirk: Zinnergasse 6, Errichtung einer Kran- 
anlage, „Slavonia“, österreichische Holzindustrie 
A.G., im Hause, Bauführer Bauunternehmung 
Hans Wolfs Ww., 4, Schleifmühlgasse 7 (35/1107). 


Simmeringer Hauptstraße 197, Wiederaufbau des 
zerstörten Hausteiles, Dr. Andreas Hauswirth, 19, 
Fürfanggasse 4, Bauführer Bauunternehmung 
„Belvedere“, 3, Stalinplatz 5 (M.Abt. 37 — X1/152/49), 


Paul Heyse-Gasse 5, Vergasungsraum, Bernhard 
Däneke, im Hause, Bauführer Bmst, Ing. Josef 
Werl, 11, Simmeringer Hauptstraße 495 (M.Abt. 37 — 
XT/203/49). 


Grillgasse, K.-Nr. 971, Lagerhalle, Firma Pohl 
und Co., 11, verlängerte Grillgasse, Bauführer 
Bmst, Karl Pönninger, 11, Simmeringer Haupt- 
straße 45 (M.Abt. 37— Bb X1/438/48). 


Lorystraße 78, bauliche Veränderung (Türöffnung, 
beziehungsweise -vermauerung), Anton Perwein, 
3, Ungargasse 21, Bauführer Bmst. Architekt An- 
ton Ulovec, 12, Ratschkygasse 5 (M.Abt, 37 — 
xXT/188/49). 

Schmidtgunstgasse 45, Wagenschuppen, Johann 
und Marie Fürst, im Hause, Bauführer Bmst. 
Anton Woracek, Mauerbach, Auf der Sulz 29 
(M.Abt,. 37— Bb X1/520/48). 

Neugebäudestraße 51, Wiederaufbau des zerstör- 
ten Hausteiles, Josef und Christine Melichar, im 
Hause, Bauführer Bmst. Franz Kabelac, 11, 
Krausegasse 11a (M.Abt. 37 — XL/260/49). 


Udelweg 2, Zweifamilienhaus (Wiederaufbau), 
Karl Köck, 11, Kobelgasse 11, Bauführer Bmst. 
Ing. Josef Werl, 11, Simmeringer Hauptstraße 495 
(M.Abt. 37 — X1/108/49). 
Kaiser-Ebersdorfer Straße 37, Wohnungszubau, 
Ludwig und Theresia Zwickl, im Hause, Bau- 


„ führer Bmst. Ing. Franz Heß, 3, Am Heumarkt 9 


(M.Abt, 37 — XT/324/49). 


12, Bezirk: Am Fuchsenfeld, Stiege 31 und 32, Wie- 
deraufbau der städtischen Wohnhausanlage, Stadt 
Wien, M.Abt. 24, Bauführer unbekannt (35/1165). 


13. Bezirk: Auhofstraße 154—156, Errichtung eines 
Lastenaufzuges, Winkler und Schindler, im Hause, 
Bauführer Baugesellschaft Hofman und Maculan, 
1, Annagasse 6 (35/879). 


14. Bezirk: Lützowgasse 12—14, Errichtung einer 
Olfeuerungsanlage, Caro-Werk, Ges. m, b. H., im 
Hause, Bauführer „Universale“, Hoch- und Tief- 
bau A.G., 1, Renngasse 6 (35/869), 
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16, Bezirk: Payergasse 1, Wiederaufbau der städti- 
schen Wohnhausanlage, Stadt Wien, M.Abt. 24, 
Bauführer unbekannt (35/1166). 


Blumberggasse 26, Waschküche, Wiederinstand- 
setzung, Hausverwaltung Adolf Jokl, 6, Fill- 
gradergasse 5, Bauführer Bmst. Dipl.-Ing. E. Seiz, 
15, Diefenbachgasse 54 (M.Abt, 37 Kvraraag), 


Hasnerstraße 33, Wohnhaus, Wiederinstandsetzung, 
Ludwig Schramm und Mitbesitzer, im Hause, 
Bauführer Bauunternehmung Lebzelter & Fende- 
sack, 19, Reithlegasse 14 (M.Abt, 37 — XVI/394/49). 


Friedmanngasse 6, Wohnhaus, Wiederinstand- 
setzung, Käthe Zuckriegl, 16, Schellhammergasse 
Nr.8, Maria Lechner, 16, Speckbachergasse 27, 
Bauführer Bauwerk, Bauges. m. b. H., 4, Wiedner 
Hauptstraße 36 (M.Abt. 37 — XVL/473/49), 


Lienfeldergasse 70, Betriebsgebäude, Stockwerk- 
aufbau, Firma L. Breitschopf, im Hause, Bau- 
führer Bmst. Dipl.-Ing. Walter Friedreich, 16, 
Albrechtskreithgasse 32 (M.Abt, 37— XV1/561/49). 


18. Bezirk: Martinstraße 83, bauliche Veränderun- 
gen, Hildegard Krieger, im Hause, Bauführer 
Zmst,. Johann P. Csajko, 19, Rathstraße 1 
(M.Abt. 37 — XVIIL/203/49). 


Staudgasse 52, Wiederaufbau, Maria Zellhofer, im 
Hause, Bauführer Bmst, Franz und Ludwig 
Schützner, 18, Gersthofer Straße 9 (M.Abt. 7— 
XV1I11/225/49). 


Währinger Gürtel 3, Steinzeugrohrleitung, Anna 
Burger, im Hause, Bauführer Bmst. Ing. Franz 
Czernilofsky, 16, Lorenz Mandl-Gasse 32—34 
(M.Abt, 37 — XVIIV222/49), 


Kutschkergasse 4, bauliche Veränderungen, Elio 
Caraz, im Hause, Bauführer Bmst, Ing. Franz 
Cernilofsky, 16, Lorenz Mandl-Gasse 32-34 
(M.Abt. 37 — XVIIV/233/49). 


Colloredogasse 7, Wiederaufbau, Hilde Kirstein, 
198, Döblinger Hauptstraße 66, Bauführer Bmst. 
Alois Behringers Wtw, 18, Lacknergasse 83 
(M.Abt. 37 — XVIII/230/49), 


Gentzgasse 150, Werkstättenzubau, Firma Rudolf 
Auer, im Hause, Bauführer Bmst,. R. Kutsche 
& A. Pasch, 9, Berggässe 19 (M.Abt. 
XVIII/254/49). 


20, Bezirk: Klosterneuburger Straße 107, Umbau 
eines Geschäftslokales, Auguste Eckl, 19, Pantzer- 
gasse 24/10, Bauführer Bmst. Ing. Josef Pammer, 
4, Mommsengasse 30 (36/4130), 


Marchfeldstraße 12, Herstellung eine Tür, Leöo- 
pold Gerschläger, im Hause, Bauführer Bmst. 
Ing. Fritz Stottan, 20, Pappenheimgasse 69 (36/4136). 


Handelskai 129, Instandsetzung eines Magazins, 
Erste Wiener Walzmühle, Vonwiller, Schoeller, 
1, Seilerstätte 18—20, Bauführer Bmst. W.F, Som- 
mer, 10, Inzersdorfer Straße 19 (36/4140). 


Württemberggasse 3, Instandsetzung der Wasch- 
küche, Franz Herbert, 9, Porzellangasse 45, Bau- 
führer Bmst, Ludwig Theodor Lorbeer, 1, Marc 
Aurel-Straße 5 (36/4429). 


Adalbert Stifter-Straße 22, Waschkücheneinbau, 
K. Quittner, 1, Kärntner Straße 8, Bauführer 
Bmst. Ing. Rudolf Prath, 1, Opernring 11 (86/4471). 


Wintergasse 14/9, Instandsetzung der Wohnung, 
Harald Wolf, 20, Wallensteinstraße 27, Bauführer 
unbekannt (36/459). 


23. Bezirk: Schwechat, Himberger Straße 1, bau- 

liche Veränderung, Matthias und Leopoldine 
Viktorin, im Hause, Bauführer Ing. Alfred 
Straka, 2, Schwechat, Ableidingergasse 4 
(M.Abt, 37 — XXII1/155/49), 


Mannswörth, Schubertstraße, Ecke Neudörfel- 
straße, Zubau, Friedrich und Anna Weber, im 
Hause, Bauführer Bmst. Friedrich Tomasovsky, 
23, Schwechat, Wiesmayerstraße 31 (M.Abt. 37 — 
Bb XXTII1/330/48). 


Unter-Laa 28, Instandsetzung des kriegsbeschädig- 
ten Wohnhauses, Maria Lipovics, im Hause, Bau- 
führer Bmst. Andreas Hofer, 23, Ober-Laa, Haupt- 
straße 55 (M.Abt. 37 — XXIIl/115/49). 


Schwechat, Wiener Straße 10, Senkgrube, Gott- 
hard Kluger, 4, Favoritenstraße 1, Bauführer 
Bmst, Franz Scheibner, 5, Kohlgasse 23e 
(M.Abt. 37— Bb XXTIlV/415/48). 


Zwöltaxing 60, Wohntraktzubau, Karl Kraft, im 
Hause, Bauführer Bmst. Ing. Josef Zahm, 
23), Himberg, Hauptplatz 10 (M.Abt, _ 
Bb XX1I11/353/48). 
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Abbrüche: 


2. Bezirk: Leopoldsgasse 28 Wohnhaus, Dr. Rudolf 
Skrein, 1, Freyun Bauführer Bauunter- 
nehmung Ziv -Ing, bit Rabas, 8, Josefstädter 
Straße 75—77 (36/4497), 

3. Bezirk: Barichgasse 31, Wohnhaus, Leopold 
Artner, Hatzenbach 4, bel Sierndorf, Bauführer 
Bauunternehmung Wiener Lithosanges. m. b, H., 
6, Gumpendorfer Straße 149 (36/4169). 


10. Bezirk: Alxingergasse 65, Johann und Johanna 
Lorenz, 1, Gonzagagasse 12, Bauführer Bauges. 
Handl & Co,, 1, Wipplingerstraße " (X/177/49), 


Erlachgasse 88, Herma Eigner, Rotenturm- 
straße 13, Bauführer Bmst. J, Sehrey & Ing. 
F, Schlosser, 10, Siccardsburggasse 11 (Bb X/87/46), 


19. Bezirk: Kahlenberger Straße 7-9, Städtische 
Wohnhausanlage, Stadt Wien, M.Abt. 24, Bau- 
ee Union Bauges. 6, Linke Wienzeile 4 


Grundabteilungen: 


10, Bezirk: Inzersdorf-Stadt, E.Z. 269, Gst. 816/16, 
Leopold Schimek, 17, Hernalser Hauptstraße 212, 
durch Dr. Wilhelm Roniger, Notar, 4, Taub- 
stummengasse 6 (M.Abt, 64 — 809/49), 


11. Bezirk: Kaiser-Ebersdorf, E.Z. 544, te. 501/1, 
5012, Ernst Gatter, 11, Simmeringer Hauptstraße 
Nr. 131, durch Dr. Anton Ray: Notar, 11, 
Krausegasse 5 (M.Abt. 64 — 781/49 


12. Bezirk: Altmannsdorf, E.Z. 66, Gste, 81, 83, 
Peter und Josefa Anderlicka, 12, Dörfelstraße 2a, 
durch Dr, Karl Schreiber, Notar, 12, Schön- 
brunner Straße 263 (M.Abt, 4— — 726/49), 


4. Bezirk: Hütteldorf, L.T.E.Z. 89, Gst. 820/3, Marie 
kordan und Mitbesitzer, Wien, durch Dr. Karl 
Sporr, Notar, 13, Fasholdgasse 4 (M.Abt, 4 — 
775/49). 

Hütteldorf, E.Z. 2251, Gste. 1119, 156, Katharina 
Umgeher, Wien, durch Dr. Karl Sporr, Notar, 
13, Fasholdgasse 4 (M.Abt, 64 — 778/49). 


Hütteldorf, E.Z. 234, Gste, 540/3, 540/4, Mathilde 
Srna, wien, durch Dr. Karl Sporr, 13, Fashold- 
gasse 4 (M.Abt. 64 — 779/49), 

Hadersdorf, E.Z. 61, Gst. 1593, E.Z. 274, Gst. 149/46, 
E.Z. 300, Gst. 149/47, Hadersdorf, L.T.E.Z, 177, 
Gst. 106, Gustav und Helene Jäger, 14, Haders- 
dorf, Mauerbachstraße 47, dur Dr. Heinrich 
Ehrenberger, Rechtsanwalt, 1, Bellariastraße 6 
(M.Abt. 64 — 780/49) 

17, Bezirk: Hernals, E.Z. 1987, Gst. 1142/1, Hermine 
Eisinger, 17, Schöffelgasse 5, durch Dipl.-Ing. 
Anton Haiduzek, 8, Schönborngasse 18 (M.Abt. 64 
— 782/49), 

Dornbach, E.Z. 333, Gste. 635/3, 634/22, Dr. Josef 

Scheiderbauer, Marie Mayringer und Hermine 

Steinmetz, Wien, durch Dr. Engelbrecht Zinsler, 

BERNER, 1, Bösendorferstraße 6 (M.Abt. 64 — 
6/49). 


21. Bezirk: Strebersdorf, EZ. 553, Gste. 89/2, 3/7, 
Josef Traxler, 21, Strebersdorfer Straße 153, durch 
Dr. Max Horwatitsch, Notar, 21, An Spitz 13 
(M.Abt. 64 — 756/49), 

Aspern, E.Z. 816, Gst, 542/16, Elisabeth Kottlech- 
ner, 4, Starhemberggasse 39, durch Dr. Josef 
a a 15, Mariahilfer Straße (M.Abt. 64 
Aspern, E.Z. 819, Gst. 542/18, Pauline Poppen- 
berger, 18, Gentzgasse 51, und Mitbesitzer, durch 

. Dr. Josef Mitter, Notar, 15, Mariahilfer Straße 
(M.Abt, 64 — 758/49), 

Ka BORerteNG E.Z. 12, Gst, 192/733, Johann Löw, 11, 
elgasse 5 (M. Abt. 64 — 784/49) 

Eßling, E.Z. 2565, Gste, 263/87, 263,86, Rudolf und 

Anna Bitterhof, 2, Eßling, Hauptstraße 9, durch 

Dr. Norbert Rauscher, Rechtsanwalt, 22, Groß- 

Enzersdorf (M.Abt. 64 — 810/49), 

Oberhausen, E.Z. 316, Gst. 237, Karl und Juliane 

Serloth und Anna Damm, Wien, durch Dr. Nor- 

bert Rauscher, Rechtsanwalt, 2, Groß-Enzersdorf 

(M.Abt. 64 — 811/49). 


22. Bezirk: Wittau, E.Z. 59, Gst. 258/34, Rudolf und 
Marie Breinreich, 22, Wittau 59, durch Dr. Kurt 
en beren Notar, 22, Groß-Enzersdorf (M.Abt, 4 — 
740/49) 


23. Bezirk: Schwadorf, E.Z. 33, Gste. 939, 945, Georg 
und Katharina Sirch, 23, Schwadorf 3, durch 
Dr. Wilhelm Roniger, Notar, 4, Taubstummen- 
gasse 6 (M.Abt. 64 — 725/49). 
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Mannswörth, E.Z. 248, Gste. . .996/3, 996/4, 
Georg und Katharina Sirch, 23, Schwadorf 33, 
durch Dr. Wilhelm Roniger, Notar, 4, Taub- 
stummengasse 6 (M.Abt, 64 — 725/49) 


Klein-Neusiedl, E.Z. 61, Gst. 272, Verlassenschaft 
nach Joset Frost, 23, Klein-Neusiedl, durch Be- 
zirksgericht Schwechat (M.Abt, 64 — 825/49, 


Oberlanzendorf, E.Z. 5, Gst. 185/38, Josef Mayer, 
23, Ober-Lanzendort, Kreizberg, Siedlung 20, 
durch Dr. Karl Sporr, Notar, 13, Fasholdgasse 4 
(M.Abt. 64 — 776/49). 


24. Bezirk: Hinterbrühl, E.Z. 367, Gste, 573/2, 573/3, 
244, 320, 8.G., Gst. 969/3, Marianne Speiser, 7, Ber- 
nardgasse 20, durch Ing. Josef Hartl, 24, Mödling, 
Bahnhofsplatz 5 (M.Abt. 64 — 721/49), 


Hinterbrühl, E.Z. 10, Gste. 13, 9/1, Franz und 
Juliane Salzer, 24, Hinterbrühl, Gaadener Straße 
Nr. 40, durch Dr, Otto Scheff, Rechtsanwalt, 24, 
Mödling (M.Abt. 64 — 812/49), 


Brunn am Gebirge, E.Z. 931, Gste. 12/2, 
1043/8, 1051/2, Katharina Fiedler, 24, Brunn am 
Gebirge, Gattringerstraße 117, und Antonia 
Zaglovits, 24, Brunn am Gebirge, Gattringer- 
straße 115, durch Ing. Josef Hartl, 24, Mödling, 
Bahnhofplatz 5 (M.Abt, 64 — 723/49). 


Achau, E.Z. 32, Gste, 273/1, 399, 400, 404, 483, 868, 
1305, E.Z. 66, Gste. 394, 849, 1283, E.Z. 110, Gst, 163 
und 164, Karl und Magdalena Geher, 24, Achau 72, 
durch Dr. Hans Wiesbauer, Notar, 24, Mödling, 
Freiheitsplatz 9 (M.Abt. 64 — 744/49). 


Guntramsdorf, E.Z. 701, Gste. 731, 732, 908, 444, 
Antonie Gausterer, 24, Guntramsdort, Haupt- 
straße 27, durch Dr. Hans eiagrna Notar, 24, 
Mödling, Freiheitsplatz 9 (M.Abt. 64 — 745/49). 


Münchendorf, E.Z. 26, Gste, 262, 263, Joset Tasch- 
ler, 24, Biedermannsdorft, Ortsstraße 3%, und Mit- 
besitzer, durch Dr. Eng Wiesbauer, Notar, 24, 
Mödling, Freiheitsplatz 9 (M.Abt, 64 — 746/49). 


25. Bezirk: Breitenfurt, E.Z. 28, Gst. 38/2, Anton und 
Johanna Raith, 25, Breitenfurt 28, durch Ing. 
Josef Hartl, 24, Mödling, Bahnhofplatz 5 (M.Abt. 
64 — 722/49), 


Mauer, E.Z. 808, Gst. 1157/1, Hermann und Walter 
Schaffelhofer, Wien, durch Ing. Otto Zieritz, 4, 
Wohllebengasse 5 (M. Abt, 64— 724/49), 


Mauer, E.Z. 817, Gst. 1170/34, Leonie Tschinkel, 
Wien, durch Dr. Fritz Bauer, Rechtsanwalt, 1, 
Opernring 13 (M.Abt, 64 — 755/49). 

Erlaa, E.Z. 371, Gste, 128/6, 128/15, Marie Dantinger, 
25, Erlaa, In 'den Wiesen 15, durch Dr. Robert 
Blüml, Notar, 25. Liesing, Ernst Haeckl-Gasse 5 
(M.Abt. 64 — 770/49). Ä 
Perchtoldsdorf, E.Z. 3101, Gst. 916/19, Anna Kotrc, 
Wien, durch Dr. Karl nd, Notar, 13, Fashold- 
gasse 4 (M.Abt. 64 — 777/49). 

Atzgersdorf, E.Z. 76, 112, 113, Albert Gigl, Salz- 
burg, Lasserstraße 11, durch Dr. Robert Blüml, 
A h Liesing, Ernst Haeckl-Gasse 5 (M.Abt. 
4— P 


996/2 


1043/3, 


Fluchtlinien: 


1, Bezirk: Concordiaplatz, Rudolf G. Ponner, 15, 
Vogelweidplatz 10, für Emanuel Karsch und Hed- 
wig Kühne (36/4174), 


3. Bezirk: Jacquingasse 35 - Kölblgasse 1, Brüder 
Redlich, Hoch-, Eisenbetonbau und Tiefbau, 
3, Salmgasse 2, "Ya Dr. Montjoye, 18, Hasenauer- 
straße #5 45 (36/4403 


10. Bezirk: E.Z. ; K.G. Favoriten, Hedwig Kofler, 
a Post Obervellach, Kärnten (M.Abt. 37 
= 9) 


13. Bezirk: 
pisinger, 
996/49). 
E.Z. 4750, K.G. Mauer, Josef und Susanne 
gg 13, Kardinal Piffl-Gasse 29 (M.Abt, 7 — 

). 


14. Bezirk: E.Z, K.G. Auhof, Ernst re 
Hadersdort Weldlingau: Anschlußgasse 5 (M.Ab 
37 — 998/49). 

EZ. 1422, K.G. Hütteldorf, Hans und Maria 
Kracher, 14, Jupiterweg 1 (M.Abt, 37 — 1019/49). 
E.Z. 228, K.G. Unter-Baumgarten, Erste Zentral- 
butter-Verkaufsgenossenschaft in Schärding, reg. 
Genossenschaft m. b. H., 14, Linzer Straße 225—231 
(M.Abt. 37 — 1020/49). 
E.Z. 2274, K.G. Hütteldorf, Josef Soriat, 7, Burg- 
gasse 93 (M.Abt. 37 — 1034/49). 
E.Z. 1366, K.G. Hadersdorf, Josef Brosch, 20, Ka- 
paunplatz 3, Stiege 3 (M.Abt. 37 — 1039/49). 
E.Z. 750, K.G. Unter-Baumgarten, Be Mönig, 
r ping ge 27 (M.Abt. 37 — 1040/49). 

239, K.G. BIEGEN Franz Seehofer, 2, 
Mühltelagasse 5 (M.Abt. 37 — 1045/49), 


16. Bezirk: E.Z. 4159, K.G. Ottakring, Franz und 
ee ai 16, Wilhelminenstraße 7 (M.Abt, 
37— 4 


18. Bezirk: E.Z. 282, K.G. Gersthof, für Rudolf 
Puntschuh, Dipl.-Ing. Anton Haiduzek, 8, Schön- 
borngasse 18 (M.Abt, 37 — 1013/49) 

19. Bezirk: E.Z, 587, K.G, Ober-Sievering, Josef und 
Marianne Moser, 18, Schopenhauerstra je 48 (M.Abt. 
37 — 952/49). 

E.Z. #2, K.G. Ober-Döbling, Josef, Johann und 
Katharina Pscheidl, 19, Leidesdorfgasse 18 
(M.Abt, 37 — 999/49), 

E.Z. 221, K.G. Ober-Döbling, Dipl.-Ing. Karl Ko- 
watz, 19, Rudolfinergasse 18 (M.Abt. 37 — 1012/49). 


E.Z, 195, K.G. Lainz, Johann Winn- 
13, Lainzer Straße 132 b (M.Abt, 37 — 


Nr. 24 / 23. März 1949 


BUNG: & C®. 


BAUMATERIALIEN-GROSSHANDEL 


Eigene Erzeugung von: Stukkatur- 
rohrgewebe, Zementwaren, Gips 
platten und Kunststeinstufen 


SCHWARZDECKERARBEITEN 


Wien XXI, Erzherzog Karl-Straße 21 
A 601/24 Telephon R 43-4-50 


21. Bezirk: E.Z. 165, K.G. Floridsdorf, ee 
ee 21, Hermann Bahr-Straße 2 (M.Abt, 
x: ) 
E.Z. 2685, K.G. Stammersdort, für die Eigentümer: 
Ing. Franz Eckert, 7, Lindengasse 12 (M.Abt. 7 — 
960/49). 
E.Z. 1035, K.G. Lang-Enzersdorf, Heinrich und 
Marie Kopitz, 21, Lan -Enzersdort, Untere 
ee (M. Abt. 7 — 61/49). 

83, K.G. Donaufeld, Franz Maier, 21, Donau- 

felder Straße 49 (M. Abt. 37 — 1000/49). 


E.Z. 1035, K.G. Donaufeld, Chorherrenstift Kloster- 
neuburg, Pächter: Anton Watzek, 21, Bruck- 
haufen, Arbeiterstrandbadgasse 4 (M.Abt, 7— 
1014/49). 

EZ. MB, K.G. Donaufeld,- für die Eigentümer: 
Bmst. Josef Horak, 21, Alfred Nobel-Straße 61 
(M.Abt, 37 — 1015/49). 

E.Z. 45, K.G. Gerasdorf, Georg Seidl 
dort, Hauptstraße 44 (M.Abt. 37 — 1035/49) 
E.Z. 1035, K.G. Donaufeld, Franz und ae 
Rath, 21, Sonnengasse 56-58 (M.Abt. 37— 1051/49). 
E.Z. 191, K.G. Groß-Jedlersdorf II, Margarete 
Grünauer, 21, Lang-Enzersdorf, Lanenberggasse 2 
(M.Abt, 37 — '1064/4 49). 
22. Bezirk: E.Z. 343, K.G Breitenlee, Angela Draho- 
zal, 2, Wehlistraße 162 (M Abt, 37 — 1018/49 #). 

Gst. 525/6 und 525/77, K.G. Groß-Enzersdorf, Her- 
u ee zei, 22, Probstdorf 71 (M. Abt. 37— 
E.Z. 18, K.G. Breitenlee, Andreas und Aloisia 
Fischer, 22, Breitenlee 114 (M.Abt. 37 — 1050/49). 
23. ng E.Z. 2 K.G. Albern, Anha Wildeis, 23, 
Albern, K.-Nr. 19 (M.Abt, 37 — 962/49). 


EZ. 1155, K.G. Himberg, Johann und 


2 Geras- 


Marie 
König, 23, Himberg, Anninger Gasse 6 (M.Abt, 37 


— 1001/49). 

E.Z. 67, K.G. Ober-Laa, Josef und Thekla Win- 

disch, 23, Ober-Laa, Hauptstraße 69 (M.Abt, 97— 

1036/49), 

E.Z,. 212, K.G. Ober-Laa, für die Ei 

Dr. Heinrich Foglar-Deinhardstein, R: 

1, Plankengasse 7 (M.Abt. 37 — 1038/49). 
24. Bezirk: E.Z, 1368, K.G. Guntramsdorf, Aloisia 
zu 24, Guntramsdorf, Neugasse 14 (M.Abt. 97 

). 


entümer: 
tsanwalt, 


E.Z. 353, K.G. Gumpoldskirchen, Josefine Reßler, 
24, Gumpoldskirchen, Guntramsdorfer Straße 3 
(M.Abt, 37 — 954/49). 

E.Z. 888, K.G. Gumpoldskirchen, Kamper-Möller, 
24, ala ORKIICHER, Badner Straße 43 (M.Abt. 37 
= /49). 


E.Z. 9, K.G. Gumpoldskirchen, Johann Mühl, = 
Gumpöldskirchen, Jubiläumsstraße 19 (M. Abt. 


E.Z. 152, K.G. Brunn am Gebirge, Josef und. Wil- 
zersdorfer Straße 3 (M.Abt. 37— 1002/49), 

K.G. Guntramsdorf, Friedrich Winkel- 
(M.Abt. 37 — 1046/49). 
E.Z. 52, K.G. Gießhübl, a 5, Spenger- 
25. Bezirk: E.Z. 3987, K.G. Perchtoldsdort, 
Rudolf und Paula Machal, Ing. Franz Reschl, 
E.Z. 3932, K.G. Perchtoldsdorf, für Rudolf Tanzer, 
Ing. Franz Reschl, 1, Wallnerstraße 2 (M.Abt. 37 
E.Z. 117 und 204, K.G. Erlaa, Leo und Anna 
Eckelhart, 25, Neu-Erlaa, Hofalleestraße 3 
E.Z. 2294, K.G, Mauer, Dr. Heinrich und TI 
Mejzlick, 3, Jacquingasse 2/12 (M.Abt, 37 10170). 
Siebenhirtner Straße 18 (M.Abt. 37 — 1021/49). 
E.Z. 721, K.G. Siebenhirten, Josef und Mathilde 
— 1048/49). 
Herausgeber, Eigentümer und Verleger: Die Stadt 
Iapne edak Wilhelm 
Adametz, Wien I, Neues Rathaus — Redaktion: 
Wien I, Neues Rathaus, B 40-500, Kl. 042, 378 — Ver- 
Anzeigenannahme: Wien I, Freyung 3, U 253-233 
sowie Wien VIII, Lange Gasse 32, A 24-447 und 
anzjährig 50 S, halbjährig 35. — E 
eden Mittwoch und Samstag. — Druck: Druck- und 


helmine Wieninger, 24, Brunn am Gebirge, En- 
24, Guntramsdorf, ZReichsstraße 14 

gasse 56/15 (M.Abt. 37 — 1052/49 tur 

Walinerstraße 2 (M.Abt, 1 — 57/49). 

— 958/49), 

(M.Abt. n-— 1016/49). 

E.Z. 343, K.G. Erlaa, Franz Raab, 25, Atzgersdort, 

Klika, 25, Siebenhirten, Grenzgasse 43 (M.Abt. #7 
Wien Verantwortlicher teur: 
waltung: Kl. 263 — Postsparkassenkonto: 210045 — 
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Bau- und Möbeltischler 


Ferdinund BDteyer 
Übernahme sämtlicher Holzarbeiten 


Wien XXV, Liesing 


Breitenfurter Straße 2 
A 421]12 


ALTRENOMMIERTE BAUFIRMA 


Karl Wöber” Wiw. 


HOCH- TIEF- und EISENBETONBAU 
Gegründet 1904 


WIEN XIX, WERKMANNGASSE 2 
Telephon R 52-2-61 


empfiehlt sich für alle ins Fach einschlägigen 
Arbeiten A 437/13 


Eirırro. Hat Buchmann 


INSTALLATIONEN 
Wien XI, Hauptstraße 119 


Telephon U11-2 2 
Ausführungen von Licht-, Kraft- u. Schwach- 
strominstallationen, Haustelephon-, Alarm- 


und Blitzschutzanlagen, Übernahme aller ein- 
schlägigen Reparaturen und Instandhaltungen 


Ing. Eugen Böck 


WAAGEN-, GEWICHTE-, MASCHINEN- 
UND METALLWAREN-FABRIK 


Wien IX, Simon Denk-Gasse 10 
Telephon A 15-5-46 


DACHDECEREREI 


OTT® GIHGIEEIR 


Durchführung aller Dadarbeiten 


Wien XVII, Geblergasse 26 

Telephon B 43-4-78 

Wien XXII, Hirschstettenstraße 84 
A 723/13 


Abbrüche 
Demontagen 
von Objekten und Industrieanlagen 
jeder Art und Größe sowie 
Sicherunssarbeiten — 
Schuttabräumungen 


H. Schu & Co. Kom.-Ges. 


Spezial-Abbruchunternehmen 


Wien Ill, Esteplatz 5 
Tel. U 19-0-44 A 715026 


Zentrulsparkusse 
der Gemeinde Wien 


Wien I, Wipplingersiraße 8 
Telephon U 23-5-60 


33 Zweigamnstalten 
A 678126 


INSTALLATEUR 
Friedrich Podsednik 


Wien XI, Zippererstraße 23—27, 
Stiege 13 

Werkstätte: Wien XI, Geiselbergstraße 60, 
Stiege 12 Telephon U11-6-86 


Ausführung sämtlicher Gas- und Wasser- 
installationen, sanitäre Anlagen, Bade- 
zimmer, Klosette, Zentralheizungsanlagen 


A 697/6 und alle einschlägigen Arbeiten 


— 


Ing. 


CW. Demel 


STADTBAUMEISTER 


Hod-, Tief- und Eisen- 
betonbau 


WIEN XIV, 


KIENMAYERGASSE 51—53 
Telephon A 31-9-54 


A591/6 


11171 17111 UPP01 1 TPRTILLITFPPTLLLTTSTTULLITFTELLUIFPTIULUPTIELLLUTPETLLUFPPTUUIPFTPI1 111771 11177771117777 


A. Cernik’s Wtw. 


Gas-, Wasser- und Zentral- 
heizungsanlagen 


Wien III, Fasangasse 38 
Fernsprecher U 14-2-31 


A 384/13 


EEUTTPTIEUTTTELD TTS LIITTPELLEPTIPLIPTTEIZETTTELIETTTPIEEUTTEIIEIIT ET ELIETITIIELITT PERLE 


OTTO PIFFL’:Wtw. 


Dachdeckerei 


KLOSTERNEUBURG 
Albrechtstraße 45 
Telephon 1-100 


A 58912 


BLAESETTITTIIEIIEIIEIIPIITTTITTJIEIJELTEIIEIUTIUTTIDTITEEIEUIEPIEEIEL LEE IT III 


NIRIRRNADIABDIRMIODIABTAANIUDIADIANNANIGSRABENSDIARDANDABKAADIRDIADDEDIADKDBORIADLADIANLARNAAKAHDHARDA AIR 
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ANTON FRIGO 


Unternehmung für Deichgräber- 
arbeiten, Schutträumungen, 
Bautransporte, Kaps- 
fuhrwerk 


Wien XX, Wenzelgasse 12 
Tel. A 47-0-84 


Bau- und 


Diketor Möbeltischlerei 
Hoja Ka 


WIEN XI, DAMPFMUHLGASSE 5 
Fernruf B51-409 


WERKSTATTE FÜR MALEREI 
UND ANSTRICH 


ALOIS CHARVAT 


WIEN XVII 


GOMPERZGASSE 4 STIEGE 10 


Telephon B 47-7-3 
A 685/13 


Straßenbauunternehmung 


Anton 
Petrak 


STADTPFLASTERMEISTER 
Kontrahent der Gemeinde Wien 
Wien XVI, Heindig. 5/32 


A 594/12 Telephon Nr. A 38-3-90 Z 


IGNAZ SCHILLING 


Bau=, Portale und Möbeltifchlerei 
VIN, Stadtbahnbogen 32—33 


derzeit: XV, Nobilegaffe 50, Tel, B 25-9=85 
empfiehlt fich für Gau» und Adaptierungsarbeiten 
A 389/13 


Installationen für Gas, Wasser 


und sanitäre Anlagen — Bauspenglerei 


WIEN V, KOHLGASSE 15 


Telephon B 27-1-24 Z, B27-1-40 L 
A 385/13 


Wu 


IDRARDINKNIDKAAKIARDINEIANINANIANIEMNARTAANIRKIRDIARANAAUDIANAARIAN 


mm 
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HOCH-,.TIEFBAU 


HANS ZEHETHOFER 


Wien XVII, Frauenfelderstraße 14—18 
Telephon A 20-5-51 und A 27-3-14 


y4 


AusführungvonHoch- 
und Tiefbauten aller 
Art 


Spezialgebiet: 
Stadtentwässerung 
Kläranlagen 


BAUSCHLOSSEREI UND EISENBAU 


Fritz Lopaur 
WIEN XV, 
Herklotzgasse Nr. 19 


TELEPHON R 37-0-81 
A 740/6 


Jose? Reisinger 


Stadtzimmermeister 


Klosterneuburg 
Kierlinger Straße Nr. 41 
Telephon 15-20 


Generalreporaturen 
innerhalo 8 Togen 


Verkout +» Tausch + Leihbatterien 


ING. J0SEF KITTENBERGER 


Wien XX, Leipziger Straße 48 


| AA3-d- 
Telephon 43-4-57 A r2lı3 


Terrazzo - Steinholz 


Baustoff- und Estrichgesellschaft 


Heinrich Kriwanek 


Wien XI, Altmannsdorfer Straße 9% » 
Fernruf R 9-0-19 


BAU-, MÖBEL- UND PORTALTISCHLEREI 


Stanz I) azalke mn. 


WIEN VI, 
MOLLARDGASSE 85a 11j11]72 
A 693/13 


BAU- UND GALANTERIESPENGLER | 
BEH. KONZ. INSTALLATEUR 


Franz Hackl 


WIEN II, CZERNINGASSE 7 
Telephon R #-0-14 
Neuarbeiten und Reparaturen aller Art 


ATRıla 
TEST COLL LUDSSEULLDETLUCDDLLLENSTLLLDITLLLDSTSTLLLTEROLIECDTILLISSLLUDOTLUTTLLLDTT 
BAER ERSTES TEEN 


Ktadtbräu 


A 723 


EERENETCT FETTE TERDEEETETTE EER) 
LOTTO TI 


Fuhrwerksunternehmung 
Sand- und 
Schottergewinnung” 


aohann Auer u. doll Sleedorier 


Wien XX1l/147, Voernhagengasse 6 


Sandgrube Stammersdorf, Rendezvousberg 
Telephon F 22-4-69 und A 61-0-52 
A 6:9112 


GROSSTISCHLEREI 


Josef Wenden 


BAU — PORTALE — INNEN- 
ARCHITEKTUR — SCHIFF-- 
BODEN — BRETTELBODEN 
ABZIEHEN VON FUSSBODEN 
MIT ELEKTROMASCHINE 


WIEN Il, KLEINE MOHRENGASSE 7 
TELEPHON NR. R42-0-45 


A 719726 ULINIINININNMIIININUNNUNINNLNNAININNUANALINUNENNNIINN 
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BAU- 
und 


ORNAMENTENSPENGLEREI 


FRANZ MARKOWITSCHKA 


WIEN V., FRANZENSGASSE 22 
Telephon B 29-0-11 


Spezialeindeckungen 
von Dächern und 


Bauteilen mit 
ZIMBIT 
METALL- 
DICHTUNGS- 
PLATTEN 


Bauunternehmung 
Hoch-, Tiet- u. Straßenbau 
DIPLOM-INGENIEUR 


RAMILLO LIROSER 


WIEN, IIL/40, ESTEPLATZ 6 
TELEPHON Nr. U 13-4-45 


A 20/13 


ANSTREICHERMEISTER 


Johann F. Gärtner 


Telephon-Nr. A 38-3-64 U 
oder unter A 39-0-29 
A 309/13 


Franz Böhm 


Wien VII 
Westbahnstraße 56 
Telephon B 31-1-63 B 


A 370/13 


Bautischlerei 


Franz 


WienXX, Pappenheimgasse 16.A43-4-43 


Kigler 


A s7R/l 


Ges. m. b. H. 


Oppolzergasse 6 
Telephon U 26-5-75 Serie 


A 898/15 


BAUUNTERNEHMUNG 


Franz Pröll & Söhne 


Wien XIX 
Heiligenstädter Straße Nr. 331 


Tel. A 11-307 U 
A 826/26 


Erzeugung von 
Türen, Fenstern 
und Innen- 

einrichtungen 


Paula Prantl 
Wien XXI, Markgraf Gerold-Gasse 12 


Tel. F 222.63 
A 680/12 


% Kleiner Anzeiger + 


Welcher 
fallweise Hilfe, 


Baumeister 
Übernehme Bett- und Leib- 
wäsche zum Flicken. Zu- 
schriften unter „A 606° an 
Anzeigenannahme Passecker, 
Wien I, Freyung 3. 
Dipl.-Ing. mit mehrjähriger 
Praxis, Sondererfahrung in 
Fondshilfeansuchen, sucht 
Stellung. Zuschr. unter 
„Wien oder Provinz A 628‘ 
an Anzeigenannahme, Wien 
1, Preyung 3, 
Verläßl., routin. Beamter mit! 
langj, Zeugn. sucht StellejP#ssecker, Freyung 3, 
für Büro und Außendienst, 
Zuschr, unter „Fußböden 
A813" an Anzeigenannahme, 
Wien 1, Freyung 3. 
Ältere ehrliche Frau sucht 
Arbeit bei Geschäftsleuten, 
Hauswart. Brunner, 17, Wanderer, 20, 
Beheimgasse 3. straße 44/1/17 a. 


IZuschr. unter „A 554" 


Wien 1, Freyung 3. 


Chauffeur sucht 
Telephon A 25-9-72. 


Vertretertätigkeit 
Unter 


INN 


allen einschlägigen Arbeiten. |gasse 8/3/21. 


Anzeigenannahme Passecker,|Gebe Einzelraum mit Vor-|alles 


Poste 


| Stellenangebote | 


Mindestens 2000 bis 3000 S!binette, 
Monatsverdienst durch agile! Dienerzimmer, 
erzielbar, | Zustand, gassen- 
„Provinztätigkeit 
jA 631" an Anzeigenannahme binett, 


| Wohnungstausch i 


Gebe -Einzelraum, sehr guter|Gassenwohnung, 
Zustand, gegen Einzelraumiterre, 
im 15. bis 19. Bez, Ludovika im 
Universum-/Luise Schima, 


BAUUNTERNEHMUNG FZ/2 


WIENER 
STADTWERKE 


GENERALDIREKTION 
I, Ebendorferstraße 2, A17-5-95 


EINKAUFSSEKTION 


IV, Taubstummengasse 15 
U 42-5-80 


ELEKTRIZITATSWERKE 
IX, Mariannengasse 4, A 24-5-40 


VIlI, Josefstädter Straße 10/12 
A 24-5-20 


VERKEHRSBETRIEBE 
IV, Favoritenstraße 9, U 42-5-80 


A 703/78 


Bau-, Möbel- und Portaltischlerei 


Wilhelm Srut 


Wien XV, 
Reithofferplatz 9 und 11 


Filiale: Wien XVI, Sauterg. 27—29 
Telephon B 31-6-33, A 21-3-63 Z 
A 30/13 


Kabinett, Küche Biete Zimmer, Küche, 


Tausche 
|gegen Zimmer, 
Küche, Vorzimmer, Bezirk Küche, 


legal. Marie Tesch, 20, Aller- Marie 


Vorzimmer, 
Krill, 19, 


sucht |heillgengasse. Auskunft nur bahnstraße 7/2/21. 


in > - 
bei Prau Eisler, 2, Negerle Wansahg winsitsenise > toll 


| Kochnische, Vorzimmer, 
innen, Gemeindebau 
ge- sehr guter Zustand, gegen 
n.|gen Einzelraum mit Vor- 2 oder 3 Zimmer, Kabinett 
"zimmer im 9. Bezirk. Sophie Küche, Dienerzimmer, Bad 
\Demel, 20, Stromstraße im 7. bis 9. Bezirk. Jakob 
Nr. 39/11/2/8. Necker, 19, Döblinger 


!Gürtel 23/13/4/19, 
Tausche 2 Zimmer, 2 Ka-| zu hire tert 
Küche, 


an 


zimmer, Gemelndebau, 


Vorzimmer, Tausche Zimmer, Kabinett, 
Bad, guter Küche, Vorzimmer, Garten 
und hof- gegen ähnliche Wohnung 
Iseitig, gegen Zimmer, Ka- mit Garten oder 
Küche, Vorzimmer im 13. bis 19. Bezirk. 
im 18. oder Bezirk, Richard Fischer, 19, Sie- 
‚Grete Sithoff, Würth-|veringer Straße 52/1/3. 

gasse 8/3. 


19. 
19, 


Einzeilraum mit 
Gemeindebau, 
Kabinett, 
Vorzimmer 
Leopoldine 
Werkmann- 


‚Tausche 
Küche, Vorzimmer, 
im Par-jgegen Zimmer, 
gegen Zimmer, Küche Küche, Bad, 
oder 19. Bezirk.im 19, Bezirk. 
19. Kahlen-/Barobek, 19, 
Igasse 2/11/7. 


Tausche 2 Zimmer, 


18, 
|berger Straße-2W/P, 


WIENER 


neu} 
Kabinett, renoviert, gegen 2 Zimmer,| 
Bad.| 
Zahnrad-|19. Bezirk. Adelheid Sziru- 


Balkon! 


| 6 Räume, alles 

| ‚80 qm Obstgarten gegen 

| Verkauf jähnliches oder ZIRSIRNEN 
m 
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Bauglaserei 


Franz Nosek 


Wien X, Katharinengasse Nr. 9 
Telephon U 43-4-62, U 48-9-26 


Sämtliche Verglasungsarbeiten 
Spezalist für Industrie- 
verglasungen 


Ins. Adolf Lehmann 


Stadtbaumeister 
Wien XXV, Vösendorf, Schmeroldg. 466 


Wohnung 


Wien-Liesing, Perchtoldsdorfer Straße 9 
Telephon A 58-5-58 
A &nsl 


Straßenbauunternehmung 


jchann 
Reiter’s Wtw. 


Pilastermeister 


Telephon R 35-1-9%6 Z 
X/25, Iroststraße 68—70 


Verkaufe großen Brockhaus 
‚(15. Auflage), in 20 Bänden, 
Brehms Tierleben, moderne 
Kunstgeschichte und Welt- 
harik, 18, Martinstr. 44/2.|geschichte, Fuchs’ Sitten- 


[Mietgesuche _ Jaisüeiner: eventuell ganze 
Bibliothek, alle Werke fast 
 istgesuebe Ben und komplett. ee 

ä 52'* Anzeigen- 
Werkstätte, licht, möglichst |Uter „A 552° an f 
mit Büroraum, zirka 159 qm, @nnahme Passecker, Frey 


Fabrikobjekt, UNE 3. 


ev. kleines 

gegen Pacht, Goldzins ete.| 
gesucht, Zuschr, unter! 
„Dringend A 610 an An- 


seigenannahme Passecker, Verkaufe oder tausche Ein- 


wien 1, Freyung 3. familienhaus, 23. Bezirk, 
innen, 


Tausche Geschäftslokal mit 
Kabinett und Küche gegen 
Zimmer, Küche im 18. oder 


eventuell Wohnung 
Lokal. Zuschr, unter „A 604° 
an Anzeigenannahme Pai- 
jsecker, Freyung 3. 


Perserteppich, Derbent, 
270 X 145, nur an Private 
zu verkaufen, Tel, U 25-3-73, 
Wegen Abreise abzuver- 
kaufen: 6 komplette Schlaf- 

zimmer für Hotelbetriebe, Krafttahrzeuge 
antike Möbel, Stoffe, Lam-) 

pen, Luster, Teppiche |Kaufe PKW. auf monat. 
Nippes. Tel. A 11-1-68 Ulliche Abzahlung. Rate bis 


osuan GES.M.B.H. 


oder A 26-1-22 B, 1500 8. Telephon A 25-9-72. 


6,GUMPENDORFERSTR: 
TEL. B 27-0-18 


